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e j 5 vorherrſchend, daß dauernde Beſtände zu den Geſtehungs⸗ 
Die Bedeutung der Neichsſteuergeſetze koſten, Umlaufswerte mit dem Verkaufswerte anzuſetzen 


für die kaufmänniſche Buchführung. find (Jur. Woch. 1905 S. 235, Recht 1908 Nr. 2074, weitergehend 
Von Rechtsanwalt Dr. Wünſchmann, Leipzig. ROSE. 38 S. 1). Die Art, wie ſchwebende Geſchäfte 

zu behandeln ſind, (Fürnrohr in DStz. 1919 S. 51, RG. 80 

Es ſoll hier nicht die Rede ſein von den Büchern, die für S. 334, Jur. Woch. 1919 S. 860) und neuerdings die Frage der 
beſondere Steuern und Verbrauchsabgaben neben der all⸗ Abſchreibungen auf das Geſamtunternehmen 
gemeinen Buchführung geführt werden müſſen, wie z. B. das (NER. 1920 S. 121, 249, Jur. Woch. 1919 S. 958 und 1920 
Umfatzſteuerbuch. Die Frage iſt, inwiefern Vorſchriften oder | S. 410, DStZ. 1920 S. 120) finden widerſprechende Beurtei⸗ 
Zweckmäßigkeitsgründe nötigen, die Buchführung auf die lung. HGB. gibt alſo dem Kaufmann keine völlig ſichere Füh⸗ 
Steuergeſetzgebung neu einzuſtellen. rung. Die darnach eingerichtete Buchführung iſt daher für die 
Das Handelsgeſetzbuch macht den Kaufleuten zur Steuerveranlagung eine unvollkommene Grundlage. Dieſe will 
Pflicht, Bücher zu führen, jährlich Inventur zu machen und die richtigen Werte und Gewinne ermitteln. Während der Kredit 
Bilanz zu ziehen. Das geſchieht mit Rückſicht auf die Gläubiger, eine zu hohe Annahme des Gewinnes und Vermögens nicht ge⸗ 
den Kredit. Durch mangelhafte Buchführung darf der Kaufmann ſtatten kann, muß ſich die Steuergeſetzgebung gegen zu 
weder ſich ſelbſt noch ſeine Gläubiger täuſchen. Deshalb wird er niedrige Buchung wenden. Die Steuergeſetzgebung der Ein⸗ 
durch Nichtbeachtung der Vorſchriften erſt dann ſtrafbar, wenn zelſtaaten hat davon abgeſehen, für die Buchführung 
er ſeine Gläubiger geſchädigt hat, bei Konkurs oder Zahlungs⸗ Vorſchriften zu erlaſſen. Die Veranlagung und Rechtſprechung 
einſtellung. Deshalb iſt ferner durch die Vorſchrift des HGB. der hat aber den ordnungsmäßig aufgeſtellten Bilanzen ausſchlag⸗ 
Kaufmann nicht behindert, in ſeinen Büchern und Abſchlüſſen gebende Bedeutung beigemeſſen. Sie hat zunächſt die Bilanz zu 
weniger als den tatſächlichen Wert oder Gewinn auszuweiſen. Angunſten des Steuerpflichtigen zugrunde gelegt, ſofern er nicht 
Eine Schranke findet ſein freies Ermeſſen nur an den Rechten den Nachweis der Anrichtigkeit erbrachte, wobei der RF. die 
der am Ergebnis Beteiligten. Das iſt die einhellige Meinung in Richtigſtellung auch lediglich für Steuerzwecke für zuläſſig erklärt 
Schrifttum und Rechtſprechung (zu vgl. Düringer⸗Hach 12 zu 840 (Sammlung 1 S. 172 und 239, dagegen Pr. OVG. St. 11, 262 
5 B., Leipz. 3. 1908 S. 444, RG 3. 43 S. 127). Im einzelnen und 15 S. 293, vgl. Jur. Woch. 1920 S. 572 und 585). Sie hat 
aber gehen die Meinungen über § 40 HGB. auseinander. Die ferner die Bilanz zu Ungunſten des Steuerpflichtigen inſoweit 
Frage der Bilanzwerke hat ein beſonderes Schrifttum hervor⸗ ſelbſt berichtigt, als von den für die Beſteuerung maßgebenden 
* Doch iſt wenigſtens in der Rechtſprechung die Meinung | Bilanzgrundſätzen bei der Aufſtellung abgewichen war (Pr. OVG. 
wer 
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St. 10 S. 240 ff.). Dabei iſt nicht überall von gleichen Grund⸗ 
fügen ausgegangen worden; denn während Preußen bei der Be⸗ 


wertung des Betriebsvermögens den Verkaufswert zum Maßſtab 
genommen hat (Pr. OVG. St. 6 ©. 42, 14 S. 233, 265, 274), läßt 
Württemberg ſogar für Warenlager die Geſtehungskoſten als 
Wert gelten (Jur. Woch. 1919 S. 863). 

Auch die neue Steuergeſetzgebung des Reichs unterläßt es, 
dem Kaufmann ſachliche Anweiſung für den Inhalt ſeiner Bücher 
und Bilanzen zu geben. Das Gegenteil wäre völlig verfehlt. 
Buchführung und Bilanz dient in erſter Linie nicht dem öffent⸗ 
lichen Intereſſe, ſondern dem wirtſchaftlichen Intereſſe des Kauf⸗ 
manns. Er muß ſo verfahren, wie er es für ſeine Maßnahmen, 


Steuerart gültige Grundſätze, ſondern für jede andere. Daraus 


zur Beurteilung ſeiner Lage braucht, wobei wirtſchaftliche Ge⸗ 


ſichtspunkte allein entſcheiden. Soll für Steuerzwecke Gewinn 
oder Vermögen berechnet werden, ſo kann zwar Buchung und 
Bilanz die Grundlage bilden, es muß aber die Nachprüfung an⸗ 


nicht für das 
anders zu bewerten ſind. Das iſt noch gegenwärtig der Stand. 
Der Kaufmann kann nach wie vor ſeine Buchbilanz übervor⸗ 
ſichtig aufſtellen, Abſchreibungen auf 1 beſtehen laſſen, Nück⸗ 
ſtellungen machen. Weil aber Buchführung und Bilanz eine 
wichtige Grundlage der 
EinfStßel.) geht die Neichsabgabenordnung nicht 
ſtillſchweigend daran vorüber. 


Scharfe Beſtimmungen richtet ſie gegen die Fälſchung der 
Bücher, gegen erdichtete Konten und die zum Zwecke der 
Steuerhinterziehung unrichtige Buchung; es kann ſolche 
Fälchung ſogar mit Unterſagung des Gewerbebetriebes geahndet 
werden (8 165, 371, 380, 397 und 366 AO.). Im übrigen find nur 
Ordnungsvorſchriften erlaſſen, die die Buchführung der Steuer⸗ 
veranlagung dienſtbar machen 
mann die ihm nach HGB. obliegende Buchführungspflicht im 
Intereſſe der Beſteuerung erfüllen ($ 163 WO.) und er kann 
durch Ordnungsſtrafen hierzu angehalten werden (8 377). Un» 
zulängliche Buchführung 
durch Schätzung auszufüllen, 
ſchränkt angreifbar ſind (8 210). 
ſoll nur bei beſonderer Veranlaſſung vorgenommen werden 
(S 207) durch den Ausſchuß, wenn der Steuerpflichtige damit 
einverſtanden iſt, ſonſt durch den Vorſteher oder den Sachverſtän⸗ 
digen des Finanzamts ($ 208). Ohne weiteres kann eine Ab⸗ 
ſchrift der Bilanz und der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung gefordert 
werden ($ 174), alſo eine wörtliche Abſchrift der in den Büchern 
ſtehenden Bilanz, und zu ihrer Beurteilung eine Erläuterung. 
Aus der Erläuterung, die ſicher ſehr häufig verlangt werden 
wird, ſoll klar hervorgehen, wie Gegenſtände des Gebrauchs und 
Lagerbeſtände bewertet, welche Abſchreibungen gemacht ſind, und 
welche Ausgaben für dauernde Beſtände als Unkoſten gebucht 
ſind. Zur Klarſtellung und Ergänzung der Buchbilanz kann jede 
weitere Auskunft vom Steuerpflichtigen gefordert werden (8 205), 
ja ſogar der Nachweis der Nichtigkeit der Anſätze (§ 178). Auch 
Gläubiger und Schuldner des Steuerpflichtigen ſind u. U. zur 
Vorlegung der Bücher verpflichtet (8 185). So verſchafft ſich der 
zuſtändige Ausſchuß die Bilanz und die Möglichkeit der Nach⸗ 
prüfung, ob die Anſätze im Sinne der Steuergeſetze und Ver⸗ 
anlagungsvorſchriften ſachlich richtig ſind; nur foweit das der 
Fall iſt, iſt die Bilanz für die Veranlagung maßgebend ($ 208). 

5 208 RAD. geht offenbar davon aus, daß die ſachliche 
Nichtigkeit der Buchbilanz die Regel ſei, ſo daß ſte nur 
in Ausnahmefällen nicht die ausreichende Grundlage der Ver⸗ 
anlagung bilde. Das iſt eine irrige Annahme. Es mag richtig 
fein, wovon auch die Begründung zu 8 30 bis 32 EintSt®, aus⸗ 
geht, daß die Verpflichtung ($ 163 AD.), die Bücher im Intereſſe 
der Beſteuerung zu führen, auch zur Bilanzaufitellung nach den 
Grundſätzen des 8 40 HGB. nötigt. Allein es iſt ſchon gezeigt 
worden, wie ſehr die Anſichten ſowohl bei privatrechtlicher wie 
bei ſteuerrechtlicher Beurteilung des $ 40 voneinander abweichen, 
und daß 8 40 HGB. eine Unterbewertung nicht ausſchließt. Durch 
die Vorſchrift, den 8 40 HGB. im Steuerintereſſe zu befolgen, 


die mit Rechtsmitteln nur be⸗ 


Veranlagung find (vgl. 8 33 Abſ. 2 


ſollen. Deshalb ſoll der Kaufe mögensſteuern. Bei der Beſitzſteuer und Vermögens: 


Abſchreibungen zuläſſig, weshalb die Einſtellung der Gebäude in 


Vermögensſtande vom 31. 12. 1913 (bez. 31. 12. 1916) maß⸗ 


gebend. Darum können die Grundſtücke und Gebäude, die keine 


berechtigt die Steuerbehörde, Lüden Verbeſſerung erfahren haben, mit demſelben Werte wie 1913 


Die Prüfung der Bücher ſelbſt 


ſetzen, ob die Gegenſtände der Bilanz und der Buchungsvorgünge laufswerte, wie Geld, Außenſtände und beſonders Rohſtoffe, 


Steuerintereſſe anders zu beurteilen und darnach 


auf die Geſtehungskoſten nach Maßgabe der Abnutzung, 


| 
| 
| 
| 


gewinnt diefer keinen anderen, keinen beſtimmteren Inhalt. 
Wollte man aber § 40 ſtreng auslegen und die Bilanzwerte zum 
gemeinen Werte einſtellen, ſo würde man auch damit nicht ſach⸗ 
liche Richtigkeit im Sinne der Steuergeſetze erreichen können, weil 
keineswegs die Steuergeſetze dieſelben Bewertungsvorſchriften 
haben wie § 40 56 B., ſondern ihre beſonderen. Und die Reichs⸗ 
ſteuergeſetze haben keineswegs übereinſtimmende, für jede 


ergibt ſich ohne weiteres, daß die Bilanz nicht allen gleichzeitig 
entſprechen kann, daß es keine Bilanz gibt, die ſachlich richtig 
wäre. Für jede Steuerart beſteht eine andere 
Richtigkeit. Das ſoll kurz gezeigt werden. Übereinſtimmung 
beſteht nur zwiſchen Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer (8 3, 
5 ff., 9 KörpSt6.). Die Unterjdiede zeigen ſich beim Grund⸗ 
beſitz, dem beweglichen Anlagekapital (dauernden Beſtänden, wie 
Maſchinen und Einrichtungen) und dem Betriebskapital (Um⸗ 


Waren, Erzeugniſſe). 

Bei der Einkommenſteuer (8 13, 15, 33 EinkStG.) 
bleiben für die Ermittlung des Einkommens die Grundſtücke 
außer Auſatz. Sie können in der Bilanz fehlen und dürfen, wenn 
fie in der Bilanz ſtehen, ſelbſt bei Entwertung keine Abſchreibung 
erfahren. Nur für Wertminderung der Baulichkeiten, die nicht 
durch Erhaltungsaufwand ausgeglichen werden, ſind angemeſſene 


die Bilanz geboten iſt. Bauliche Erneuerungen und Erweiterun⸗ 
gen müſſen auf der Aktipſeite der Bilanz erſcheinen und zwar mit 
dem vollen Betrage der zur Herſtellung aus dem Betriebe ent⸗ 
nommenen Mittel, während der lediglich der Erhaltung dienende 
Aufwand zu den Werbungskoſten gehört und den Reinertrag 
mindert. 

Ganz andere Bedeutung hat der Grundbeſitz für die Ver⸗ 


zuwachsabgabe iſt das Verhältnis des Wertes zu dem 


(1916) eingeſtellt werden (Geſtehungskoſten), Gebäude mit an⸗ 
gemeſſener Abſchreibung infolge Abnutzung. Später erworbene 
Grundſtücke muſſen für die Vermögenszuwachsabgabe ($ 10) mit 
den Geſtehungskoſten eingeſtellt werden, für Beſitzſteuer kann der 
Steuerpflichtige auch den gemeinen Wert wählen (S 30 ff. 
BeſStG.). Völlig abweichend davon kann für das Reichsnot⸗ 
opfer der Ertragswert angenommen werden (8 18 NOG.). 
Dasſelbe gilt zwar für die Erbſchaftsbeſteuerung (8 157 
AO.). Der Ertragswert iſt aber hier das 25 fache, für das Reichs⸗ 
notopfer das 20 fache des Ertrags (nach Kürzung von einem 
Fünftel des Rohertrags oder der tatſächlich höheren Erhaltungs⸗ 
koſten). Die Meinung, daß der Ertragswert für das Betriebs⸗ 
vermögen nicht gelte, ſondern nur für Bewertung der Grund⸗ 
ſtücke außerhalb des Betriebsvermögens, ſcheint mir nicht bee 
gründet.!) ; 
Nicht ganz ſo weitgehend ift die Verſchiedenheit der Behand⸗ 
lung des beweglichen Aulagekapitals. Bei Ermittlung des Ein⸗ 
kommens kann das bewegliche Anlagekapital mit dem 
gemeinen Werte oder — wenn er geringer iſt — mit dem Anſchaf⸗ 
fungs⸗ oder Herſtellungspreis angeſetzt werden (88 32, 33 Einf. 
St6.). Der Steuerpflichtige hat alfo die Wahl zwiſchen Ver⸗ 
kaufswert am Stichtage und Selbſtkoſtenwert, der aber um 
Abſchreibungen nicht gemindert fein darf.) Für Reichsnot⸗ 


) Dagegen auch II, 5 der Grundſätze für die Wertermittlung 
zum RN O. 

2) 13 1b Eink St. läßt nur Abſchreibungen zu, die den 
Verhältniſſen und der Wertminderung entſprechen, alſo nicht Abſchrei⸗ 
bungen unter den gemeinen Wert, während $ 139 AD. Abſchreibung 


Rückſicht auf den gemeinen Wert, geſtattet. § 13 1 b, $ 38 EintSt®. n. 
8 139 AD. nötigen zu der mit der früheren Rechtſprechung im Einklang 
ſtehenden Auslegung, daß bei der Einkommensberechnung nicht unter 
den gemeinen Wert herabgegangen werden kann (Roſendorff, D 
Recht der ſtillen Reſerven, S. 30). 


% 


— 


u 


J 
1 


— 


opfer und Erbſchaftsſteuer hat er noch die Füglichteit, 


vom Selbſtkoſtenwert die Abnutzung angemeſſen abzuſchreiben | 
($ 139 AO.), alſo die Wahl zwiſchen gemeinen Wert am Stich⸗ 


tage und dem durch Abſchreibung geminderten Selbſtkoſtenwert. 
— Grundſätzlich anders verlangt die Beſitzſteuer und Ver⸗ 
mögenszuwachsabgabe für das bewegliche Anlagekapital 
die Einſtellung des gemeinen Werts. Die Undurchführbarkeit der 
Beſtimmung hat zu der Anweiſung des Reichsfinanzminiſters vom 


20. 3. 1920 geführt, die die Geſetzesvorſchrift einfach außer An⸗ 


wendung ſetzt. Darnach ſoll für dauernde Beſtände, die ſchon am 
31. 12. 1913 vorhanden waren, der bei der Veranlagung zum 
Wehrbeitrag feſtgeſtellte Wert angenommen werden und eine 
Erſatzbeſchaffung, ſoweit ſie das Geſamtbild nicht ändert, außer 
Betracht bleiben, während Zugänge zum Anlagekapital nach den 
Geſtehungskoſten zu bewerten find. Im Sinne der Anweiſung 


liegt es, daß für Abnutzung ſeit 31. 12. 1913 angemeſſene Abſchrei⸗ 


bungen gemacht werden. Für Beſitzſteuer und Vermögenszuwachs⸗ 
abgabe iſt die Bilanz ſaweit richtig, wenn ſie das bewegliche 
Anlagekapiral entweder mit dem gemeinen Wert oder mit dem 


Wehrbeitragswert oder ſpäteren Geſtehungskoſten und ange⸗ 
meſſenen Abſchreibungen einſetzt, gleichviel ob die Veranlagung 


zum Wehrbeitrag dem tatſächlichen Werte entſprach. 


Das Betriebskapital (Vorräte) iſt für die Einkommens⸗ 
ermittlung wieder ganz anders behandelt als für Vermögens⸗ 
ſteuern, die inſoweit einheitliche Vorſchriften haben. Der 
Steuerpflichtige iſt berechtigt, die Verkaufswerte für ſeine Vorräte 
an Rohſtoffen und Waren einzuſetzen und damit den noch nicht 
realiſierten Warengewinn zum Einkommen zu ſchlagen (88 32, 
33 EinfSt6.). Er kann aber ſtatt des Verkaufswertes auch den 
unverkürzten Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreis annehmen, 
wenn er niedriger iſt. Dieſes Recht, unter den gemeinen Wert 
bis zum Selbſtkoſtenwert herabzugehen, iſt ihm für die Ver⸗ 
mögens beſteuerung nicht gegeben (§ 137 AO.). Der unreali⸗ 
ſierte Konjunkturgewinn an Roh⸗ und Fertigwaren gehört ſtets 
zum Vermögen. Denn für das Betriebskapital iſt der gemeine 
Wert ſchlechthin maßgebend, ſoweit das Vermögen beſteuert 
wird (§ 139). 

Hiernach iſt auch der zum Betriebsvermögen gehörige 
Beſtand an Wertpapieren verſchieden bewertbar und für die 
umſtrittene Frage nach deren Bewertung zu beantworten. Für 
die Einkommens berechnung iſt der Börſen⸗ (oder Steuer⸗) 
kurs oder der Anſchaffungswert oder ein dazwiſchen liegender 
einzuſtellen, für Beſitzſteuer und Vermögenszuwachs⸗ 
abgabe ſtets der Steuerkurs. was die Anweiſung vom 20. 3. 
1920 ausdrücklich anordnet, für Reichsnotopfer der Steuer⸗ 
kurs, wenn die Wertpapiere zu den Umlaufswerten zu rechnen 
ſind, wogegen die Wertpapiere, die dauernden Beſtand eines 
Anternehmens bilden (z. B. als Sicherheit beim Hauptzollamt 
liegen oder dauernde Beteiligung ſichern) als zum Anlagekapital 
gehörig mit dem Anſchaffungswerte angeſetzt werden können. 
Für dieſe Wertpapiere, deren dauernder Beſitz dem Unternehmen 
dient und daher nicht entbehrlich iſt, jedoch nur für dieſe, kann 


behauptet werben, daß fie den Geſamtwert des Unternehmens 


nicht nach ihrem Verkaufswerte beeinfluſſen und daher als Teil 
des Betriebsvermögens den gemeinen Wert nicht haben.) 


Es war zu beweiſen, daß der Kaufmann eine ſachlich 
richtige Bilanz für die Beſteuerung nicht auf⸗ 
ſtellen kann. Treffend ſagt die Anleitung zur Ausfüllung der 
Steuererklärung zum ARNO. zu Nr. 14 bis 16, daß für Bewertung 
des Betriebsvermögens nicht der Bilanz wert maßgebend ſei. 
Unrichtig aber iſt die ſich anſchließende Behauptung, der Ver⸗ 
kaufswert ſei maßgebend. Will man wirklich den Verkaufs⸗ 
wert als Maßſtab nehmen, ſo muß man dieſen Maßſtab wieder nach 
den einzelnen Steuergeſetzen verſchieden geſtalten und abweichend 
von dem gemeingültigen Begriff des Verkaufswerts, denn die für 
Grundſtücke und für das Anlagekapital vorgeſchriebene Bewertung 
deckt ſich nirgends mit dem Verkaufswert. Außerdem wird dieſer 

) In den Grundſätzen für Wertermittlung zum NND, II, 4 ver» 
En der Reichsminiſter der Finanzen ſtets Einſtellung des Steuer⸗ 
urſes. 


FF r n 


ſehr beeinflußt vom ideellen Wert des Geſchäfts, der nach ziem⸗ 


lich unbeſtrittener Meinung bei der Beſteuerung außer Betracht 
zu laſſen iſt (Pr. OVG. Stſ. 11 S. 422, DSB. 1920 S. 648). 
Schließlich iſt der Verkaufswert des Unternehmens völlig un⸗ 
geeignet, die Aufſtellung der kaufmänniſchen Bilanz zu beſtim⸗ 
men. — Kann aber der Kaufmann eine im Sinne der Steuer⸗ 
geſetze richtige Bilanz nicht aufſtellen, ſo bleibt ihm nur ein Weg, 
nämlich keinem der Steuergeſetze Einfluß auf ſeine Bilanz zu 
gönnen. Er könnte es vielleicht der Steuerbehörde recht machen, 
wenn er ſeine Bilanz ſo aufbaute, daß er überall die irgendwo 
vorgeſchriebene höchſte Bewertung eintreten ließe. Das verbietet 
ſein Intereſſe, der Zweck der Bilanz und unter Umſtänden 5 40, 
261 HB. Er wird daher nach wie vor ohne Rückſicht auf 
die ſachliche Richtigkeit, die in den einzelnen Steuergeſetzen vor⸗ 
ausgeſetzt wird, ſeine Bücher führen und ſeine Abſchlüſſe machen, 
geleitet von ſeiner kaufmänniſchen Erfahrung und Gewiſſen⸗ 
haftiokeit. Nur eines iſt für die übergangszeit ratſam. Soweit 
der Kaufmann durch die jetzige Beſteuerung des Betriebsver⸗ 
mögens genötigt wird, die Bilanzwerte (z. B. 1 A Kon⸗ 
ten) heraufzuſetzen, ſoll er die für die Beſteuerung er⸗ 
mittelten Werte auch in ſeine Buchbilanz aufnehmen und weiter⸗ 
hin beibehalten. An der Zuläſſigkeit einer ſolchen Anderung der 
Bilanzwerte iſt nicht zu zweifeln (RG. 80 S. 332, DJurZ. 1907 
S. 1383). Der Vorteil beſteht darin, daß die Möglichkeit der 
Abſchreibung auf die Bilanzwerte wieder eröffnet oder erweitert 
wird, und daß ſo die zutreffende Grundlage für die Einkommens⸗ 
ermittlung und zur Vergleichung bei ſpäterer Zuwachs⸗(Beſitz⸗ 
beſteuerung gewonnen wird., 

Iſt die Bilanz unabhängig von ſteuerlichen Anſchauungen 
und Vorſchriften aufgeſtellt, ſo iſt ſie weder für die Veranlagung 
noch für die Steuererklärung erſchöpfende Grundlage. Die kauf⸗ 

männiſch errichtete Buchbilanz kann ein größeres Betriebs⸗ 
vermögen ausweiſen als die ſteuerlich richtige (es können z. B. 
die Buchwerte der Grundſtücke höher fein als der für RN O. maß⸗ 
gebliche Ertragswert). Meiſt wird die Buchbilanz ein gerin⸗ 
geres Betriebsvermögen aufweiſen als die ſteuerlich richtige. 
Wenn ſie der Steuerpflichtige ſchlechthin zum Inhalte ſeiner 
Steuererklärung macht, droht ihm Strafverfolgung. Es iſt ja 
ſchon die Steuergefährdung, die fahrläſſige Verkürzung von 
Steuereinnahmen ſtrafbar (8 358, 367 AO.). Ihr zu entgehen 
gibt es zwei Möglichkeiten. Der Steuerpflichtige kann ohne Auf⸗ 
forderung mit der Steuererklärung ſeine Bilanz einreichen mit 
allen für die Beurteilung der ſachlichen Nichtigkeit erforderlichen 
Angaben (Art der Bewertung. Abſchreibungen, Paſſippoſten, 
die keine oder nur Bürgſchaftsſchulden darſtellen, fehlende oder 
über Unkoſten verbuchte Werte). Will er aber ſich ſelbſt klar 
werden, wie der ſteuerbare Wert ſeines Betriebsvermögens iſt 
und dieſen in der Steuererklärung beziffern, ſo muß er an der 
Hand ſeiner Buchbilanz eine beſondere Steuerbilanz 
aufſtellen, die der Beſteuerung, für die fie beſtimmt iſt. Ned 
nung trägt. Wie ſich eine ſolche Steuerbilanz geltaltet, ſei für 
das Reichsnotopfer kurz vorceführt: Auf der Baffivfeite 
werden geſtrichen Nückſtellungen für künftige Aufwendungen oder 
künftige Verluſte ffoweit fie nicht den Wert am Bilanzſtichtage 
beeinflußten. Jur W. 1918 S. 461), Vortrag“), Schulden, für die 
nur aushilflich gehaftet wird. und die nicht auf der Aftivfeite 
durch Einſtellung des Rückgriffsrechts ihren Gegenpoſten finden. 
Auf der Aktiv ſeite werden für den Grundbeſitz einſchl. Ge⸗ 
bäuden an Stelle der Buchwerte die Ertragswerte eingeſtellt nach 
der für das NNO. zugelaſſenen Berechnung. Das bewealiche An⸗ 
lagekapital wird bewertet nach Geſtehungskoſten mit den durch 
Abnutzung gerechtfertigten Abſchreibungen und zwar unter Ein⸗ 
ſchluß alles deſſen, was nicht in der Bilanz ſteht. weil es voll aß⸗ 
geſchrieben oder aus Handlungsunkoſten angeſchafft iſt. Die 
Poſten des Betriebskapitals endlich werden nach dem Verkaufs⸗ 
werte. Wertpapiere nach Steuerkurs, Forderungen je nach ihrer 
Einbringlichkeit bewertet. Als Verkaufswert kommt nicht in Be⸗ 
tracht, was der Kaufmann in ſeinem Betriebe als Preis für die 
n 
„) Bei Geſellſchaften iſt der zur Verteilung kommende Gewinn 
Vollzugsanw. G.) abzuziehen, alfo Paſſivpoſten der Steuerbilanz. 


Ware fordert, oder was als Marktpreis gefordert wird, den der 
Kaufmann immer nur nehmen darf, ſoweit er mit Rückſicht auf 


ſeine Selbſtkoſten nicht gegen die Preistreibereiverordnung ver⸗ 


ſtößt, auch nicht was er zur Wiederbeſchaffung bezahlen müßte, 
ſondern ein zu ſchätzender, weſentlich geringerer Wert, der nach 
& 137 Abſ. 2 u. 139 Abſ. 1 A. O. zu beſtimmen iſt. Es iſt das 


der Preis, der für Rohſtoffe, Waren und Erzeugniſſe vergütet | 


würde von jemand, der das ganze Unternehmen fauft, um es 
weiterzuführen. Ein ſolcher Käufer des ganzen Vorrats wird in 


aller Regel nicht die Summe der Preiſe der einzelnen Stücke be⸗ 


zahlen. Bei ſolcher Bewertung gelangt man vielleicht auf den 
Buchwert, aber von einem ganz anderen Ausgangspunkte her. — 
Damit wäre die Buchbilanz zur Steuerbilanz für das ARNO. 


umgebildet. Doch wird man bei Vergleichung der fo erfaßten Ak⸗ 
tiven und Paſſiven noch zu fragen haben, ob das Ergebnis nicht 


den Verkaufswert des ganzen Unternehmens überſteigt, was auch 


bei zutreffender Einſtellung aller Werte z. B. wegen unverhält⸗ 


nismäßig geringer Ertragsausſicht, beſonderer Laſten und 
Schwierigkeiten der Fall ſein kann. Ob und inwieweit dann 
eine Abwertung des Geſamtunternehmens ſtatt⸗ 
finden kann, lehrt die NStR. 1920 S. 249 beſprochene Ent⸗ 
ſcheidung des RFH., die anſcheinend die bisher (vgl. DSt3. 1920 
S. 120) vertretene Anſicht des RF. ſtark einſchränkt. So kann 
ſich ſchließlich der durch die Steuerbilanz gefundene Wert mit dem 
Verkaufswert des ganzen Unternehmens decken, es wird dieſes 
Ergebnis aber höchſt ſelten ſein. 


Dieſen Verkaufswert zu ermitteln iſt niemals Aufgabe der | 
Buchführung, Inventur und Jahresbilanz des Kaufmanns. Will 
ſie richtig ſein im Sinne des Kaufmanns, ſo wird ſie es nicht ſein 


im Sinne der Abgabenordnung. Die Buchführungspflicht 
im Intereſſe der Beſteuerung iſt ſchon dann erfülle 
wenn die Unterlagen vorhanden find zur Ben 


urteilung der Buchbilanz zum Zwecke der Veran⸗ 


lagung, zur Aufſtellung einer Steuerbilanz, die ſich als um fo | 
unentbehrlicher herausſtellen wird, je mehr die Steuergeſetze 
Einheitlichkeit vermiſſen laſſen. 


Angültige Steuergeſetze. 


Von Dr. Veit Simon, Rechtsanwalt am Kammergericht. 


% 


In Nr. 4 der Deutſchen Steuer⸗Zeitung (S. 97) habe ich 
dargeſtellt, daß die Verordnung des Reichsfinanzminiſters vom 
10. 5. 1920 betreffend die Erhebung von Gemeinde⸗Einkommen⸗ 
ſteuern nach dem 31. 3. 1920 ungültig iſt. Inzwiſchen iſt die ur⸗ 
ſprünglich in der Verordnung bis zum 30. 6. 1920 gewährte Friſt 
durch eine Verordnung vom 20. 8. 1920 bis zum 30. 9. 1920 ver⸗ 
längert worden. Auch dieſe Verordnung iſt aus den bereits an⸗ 
gegebenen Gründen ungültig. Wenn Popitz (Deutſches Steuer⸗ 
blatt 1920 Sp. 589) die Verordnung vom 10. 5. 1920 als gültiges 
Recht erwähnt, ſo beruht dies wohl darauf, daß er eine Prüfung 
der Gültigeit der Verordnung unterlaſſen hat. 


Inzwiſchen hat auch die preußiſche Steuergeſetzgebung den 


Weg der ungültigen Steuergeſetze beſchritten. In dem vor⸗ 
erwähnten Aufſatz habe ich bereits darauf hingewieſen, daß die 
bisher in Preußen nach Ablauf der Steuerjahre unzuläſſigen 
Nachtragsumlagen mit Rückſicht auf 8 2 LStG. nur noch durch 
Reichsgeſetz, nicht mehr durch Preußiſches Geſetz Fir zuläſſig er: 
klärt werden können. Trotzdem iſt ein ſolches Ade Geſetz 
inzwiſchen ergangen, und zwar am 8. 7. 1920 (Pr. GS. S. 389). 

Das Geſetz bezieht ſich auf ſämtliche direkte Steuern, und 
läßt in $ 1 die „Erhebung“ von Steuern nach dem 1. 4. 1920 zu, 
wenn ſie vor dem 1. 4. 1920 beſchloſſen ſind (Aufhebung des Ver⸗ 
bots der Nachveranlagung in $ 84 AUG.) und in $ 5 die „Ber 
ſchließung“ von Nachtragsumlagen nach Ablauf des Rechnungs⸗ 
jahrs. 

I 


Ein Verſtoß gegen das Reichsſteuerrecht kommt nur inſoſern 


in Frage, als dieſe Beſtimmungen des preußiſchen Geſetzes die 


100 


Gemeinde⸗Einommenſteuer treffen. Hinſichtlich ſonſtiger direkter 
Steuern kommt es daraf an, ob dieſe Steuer einer Reichsſteuer, ins⸗ 
beſondere alſo der Reichseinkommenſteuer entſprechen. Ertrags⸗ 
ſteuern find nach $ 9 LStG. zwar an ſich zuläſſig, doch dürfen die 
Beſteuerungsmerkmale nicht die perſönliche Leiſtungsfähigkeit 
des Steuerpflichtigen berückſichtigen. Die Beſtimmung iſt praktiſch 
für Preußen bedeutungslos. da die ſtaatliche Gewerbeſteuer nicht 
an dies Merkmal anknüpft und nach der Rechtſprechung des OVG. 
die Gemeindegewerbeſteuern, insbeſondere auch die Ertragsſteuer, 
nicht an die perſönliche Leiſtungsfähigkeit anknüpſen dürfen (vgl. 
OVG. 52 S. 149, 62 S. 331, 71 S. 190). Praktiſch wird daher 
eine etwaige Ungültigkeit des Geſetzes nur inſofern vorliegen, 
| als es ſich um die Gemeindeeinkommenſteuer handelt. 


III. 


15 „Ungültig wegen Verſtoßes gegen $ 2 EStG. iſt zunächſt 
der 8 5 des Geſetzes vom 8. 7. 1920, weil und inſofern er den 
Gemeinden geſtattet, noch nach dem 1. April 120: Einkommen⸗ 
ſteuern zu beſchließen. 


2. Zweifelhaft iſt, ob auch $ 1 ungültig iſt. Nach dem bis⸗ 
herigen preußiſchen Steuerrecht war die Einziehung von 
Steuern nach Ablauf des Rechnungsjahres nur dann zuläſſig, 
wenn die Heranziehung im Laufe des Steuerjahres ſtatt⸗ 
gefunden hatte, da eine Heranziehung nach Ablauf des Steuer⸗ 
jahres — abgeſehen von den in beſonderen Fällen zugelaſſenen 
Nachveranlagungen — unzuläſſig war (§ 84 K AG.). Jetzt ſoll es 
genügen, daß die Steuer vor Ablauf des Steuerjahres beſchloſſen 
war. Ob und wieweit dieſe Beſtimmung gültig iſt, häugt davon 
ab, ob das Verbot der Erhebung von Landesſteuern in & 2 LStG. 
jede Einziehung von Steuern verbietet oder nur beſtimmte andere 
Akte der Ausübung der Steuerhoheit. In Betracht kommen vier 
Akte: die Beſchließung der Steuer, die Veranlagung des Pflich⸗ 
tigen, die den Steueranſpruch zur Entſtehung bringende Heran⸗ 
ziehung des Pflichtigen und die Einziehung. (Über den Anter⸗ 
ſchied zwiſchen Veranlagung und eee ſiehe Nöll⸗Freund. 
| Bem. 3k zu 8 69 KAG., val. auch S 14 2St6.) 
| Der Ausdruck „Erhebung“ in § 2 EStG. läßt nicht ohne 
weiteres erkennen, ob alle dieſe Akte oder welche gemeint find. 

Das Wort „Erhebung“ iſt in der neuen Reichsſteuergeſetzgebung 

nicht einheitlich gebraucht. So iſt in Abſ. 2 des 8 5 RA., dem 
bekannten Mißbrauchsparagraphen, unter der Erhebung offenbar 
die Veranlagung zu verſtehen. Wenn $ 2 Abſ. 2 LEG. den Ge⸗ 
meinden die Erhebung von Zuſchlägen geſtattet, ſo iſt damit wohl 
die Beſchließung gemeint. $ 8 LStG. beſtimmt:— 

Die Länder erheben Steuern 

a) vom Grundvermögen, 

b) vom Gewerbebetrieb. 
Wenn den Ländern die Verpflichtung auferlegt wird, Steuern 
vom Grundvermögen und Gewerbebetrieb zu erheben, jo 
bedeutet dies, daß ſie die Steuern beſchließen und die Pflichtigen 

veranlagen ſollen. Ob ſie jedoch den Einzelnen heranziehen, und 

die Steuer von ihm einziehen, iſt eine nur im Einzelfall zu ent⸗ 
ſcheidende Frage. Die allgemeine Verpflichtung kann ſich jedoch 
nicht wohl hierauf erſtrecken. Anſcheinend iſt alſo in § 8 unter 
der Erhebung die Beſchließung und Veranlagung verſtanden. 
Das Gleiche gilt von § 10 L&tG.; dieſer beſtimmt: 
Steuern von Grundvermögen .... dürfen nur in dem 
Lande erhoben werden, in deſſen Gebiet der Grund⸗ und 
Gebäudebeſitz liegt. 


„erhoben“ werden darf, in dem der Grundbeſitz liegt, ſo iſt es 
klar, daß hierunter nur die Beſchließung und die Veranlagung 
gemeint ſein können; denn die Heranziehung des Steuerpflich⸗ 
tigen muß da erfolgen, wo er wohnt oder ſich aufhält, und vor 
allem muß die Einziehung — abgeſehen von der Vollſtreckung in 
das Grundſtück — in dem Lande erfolgen, in dem er wohnt oder 
ſich aufhält, wenn der Pflichtige in dem Lande, in dem das Grund⸗ 
ſftück liegt, weder Wohnſitz noch Aufenthalt hat. 

In 8 12 LStG., der die Gemeinden zur Erhebung einer Ver⸗ 
gnügungsſteuer verpflichtet, iſt wohl ebenſo wie in § 2 Abſ. 2 die 


4 


Wenn die Steuer vom Grundvermögen nur in dem Lande 


9 


F KA 


Beſchließung gemeint. In 8 14 LStG., der den Länderen auf- 


erlegt, die Beſtimmungen über die Veranlagung und Erhebung 


mit der RAO. in Einklang zu bringen, kann dagegen unter der 
Erhebung nur die Heranziehung und die Einziehung ge⸗ 
meint ſein. 


Ein ſicherer Anhaltspunkt dafür, was in § 2 Abſ. 1 und in 


§ 3 SSt. unter der „Erhebung“ verſtanden iſt, iſt daher aus 
dem Wortlaut des Geſetzes nicht zu gewinnen. Aus dem 
Sinne des Geſetzes ergibt ſich folgendes: 


Anzuläſſig iſt auf jeden Fall die Einführung neuer Steuern. 


Die Frage, ob noch eine Veranlagung ſtattfinden darf, kann zu⸗ 
nächſt dahingeſtellt bleiben, es ſoll geprüft werden, ob, ſofern die 


Veranlagung noch vor dem 1. 4. 1920 ſtattgefunden hat, noch die 
Heranziehung erfolgen darf. Der Zweck der Beſtimmung tft, ein 
Zuſammentreffen von Steueranſprüchen des Reichs mit denen der 
Zur Erreichung dieſes 


Länder und Gemeinden zu verhindern. 
Zwecks iſt es erforderlich, daß neue Steueranſprüche nicht mehr 
begründet werden dürfen. Soweit alſo die Heranziehung der 


Steuer erſt den Steueranſpruch zur Entſtehung bringt, wie dies 


im Bereich der preußiſchen direkten Steuern bisher der Fall war, 


kann auch eine Heranziehung nicht mehr erfolgen. Anders liegt 


es aber in den Fällen, in denen der Steueranſpruch durch er⸗ 
folgte Heranziehung bereits entſtanden war. Es iſt nicht ein⸗ 


zuſehen, inwiefern das Landesſteuergeſetz dem Steuergläubiger 


verbieten wollte, entſtandene Steueranſprüche durchzuführen. 


Unter der Erhebung in 82 LSt6. iſt daher die Beſchließung 
der Steuer, die Veranlagung des Pflichtigen, und die den Steuer⸗ 
anſpruch zur Entſtehung bringende Heranziehung zu verſtehen. 
Geht man hiervon aus, fo iſt nach dem LStG. das Beſteuerunas⸗ 
recht der Gemeinden erloſchen, ſofern nicht vor dem 1. April 1920 
die Heranziehung erfolgt war. Ein Landesgeſetz das die Beſteue⸗ 
rung trotzdem für zuläſſig erklärt, iſt unzuläſſig. 

N. 

Nun beſtimmt allerdings Art. II des preuß. Geſetzes vom 
6. 5. 1920 entſprechend §8 81 NAD, daß die Abgabeſchuld im 
Bereich des KAG. nicht mehr, wie bisher, mit der Heranziehung 
entſteht ſondern bereits mit der Verwirklichung des ſteuerpflich⸗ 
tigen Tatbeſtandes, und legt dieſer Beſtimmung rückwirkende 
Kraft für das Steuerjahr 1919 bei. Hiernach wäre die Einkommen⸗ 
ſteuerpflicht für 1919 in der Regel bereits am 1. 4. 1919 ent⸗ 
ſtanden, Veranlagung und Heranziehung nach dem 1. 4. 1920 
daher trotz 8 2 LEG. zuläſſig, weil der Steueranſpruch ſchon vor 
dem 1. 4. 1920 beſtand. 


Inſofern aber das Geſetz vom 6. 5. 1920 — ſelbſt wenn man 


es als Deklaration des AUG. anſehen wollte, was es zweifellos 


nicht iſt — vorſchreiht, daß ein Steueranſpruch auf Einkommen⸗ 
ſteuer, der am 1. 4. 1920 noch nicht beſtand. als ſchon vorher entſtan⸗ 
den anoeſehen werden folle, iſt es wiederum wegen Verſtoßes gegen 
§ 2 SSt. ungültig, weil nun einmal ſeit dem 1. 4. 1920 Länder 
und Gemeinden keine Einkommenſteueranſprüche mehr begründen 
können, auch nicht durch Fiktionen und Rückdatierungen. 

Wenn Popitz a. a. O. auch dieſe Beſtimmung des preuß. Ge⸗ 
ſetzes vom 6. 5. 1920 ohne weiteres als gültig betrachtet, ſo liegt 
das wohl daran, daß er das Verhältnis zu 8 2 ESt. nicht ge⸗ 


prüft hat. Allerdings ſcheint er nach einer beiläufigen Bemerkung 


anzunehmen, daß §8 2 2St6. nur die Einführung neuer 
Steuern verbiete, nicht die Begründung neuer Steueranſprüche 
überhaupt. Diele Auffaſſung kann aber nicht richtig fein, da ſonſt 


Länder und Gemeinden beliebige Erhöhungen der Steuern für 
1919 und frühere Jahre beſchließen und die Entſtehung des 


Steueranſpruchs jeweilig vor den 1. 4. 1920 zurückdatieren 
könnten. N 


ir 


Das preußiſche Geſetz vom 8. Juli 1920 iſt nach Vorſtehendem 
ungültig, ſoweit den Gemeinden das Recht gegeben iſt: 
a) nach § 5, noch nach dem 1. April 1920 Einkommenſteuer⸗ 
zuſchläge zu beſchließen, und 


b) nach § 1, noch nach dem 1. April 1920 Zuſchläge zur Ein⸗ 


kommenſteuer einzuziehen, es ſei denn, daß die Heran⸗ 
ziehung vor dem 1. 4. 1920 ſtattgefunden hat. 

| Ungültig ift ferner das preuß. Geſetz vom 6. 5. 1920, inſo⸗ 
fern es in Art. II die Entſtehung von Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteueranſprüchen, die mangels Heranziehung vor dem 1. 4. 1920 
noch nicht entſtanden waren, auf einen Zeitpunkt vor dem 1. 4. 
1920 zurückdatiert. 


VI. 

Eine weitere Frage iſt jedoch, wie die Ungültigkeit der preu⸗ 
ßiſchen Geſetze geltend gemacht werden kann. 

Nach Art. 13 der Reichsverfaſſung vom 11. 8. 1919 werden 
grundſätzlich Zweifel darüber, ob eine landesrechtliche Vorſchrift 
mit dem Reichsrecht vereinbar iſt, auf Antrag der Reichs⸗ oder 
Landesbehörde von dem oberſten Gerichtshof des Reichs ent⸗ 
ſchieden. Das LEtG. ſchreibt demgegenüber in 8 6 vor, daß Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten zwiſchen dem Reichsfinanzminiſter und 
einer Landesregierung über die Zuläſſigkeit einer landesrecht⸗ 
lichen Steuervorſchrift auf Antrag des Reichsminiſters oder der 
Landesregierung vom Reichsfinanzhof entſchieden werden. Damit 
iſt aber die Frage noch nicht geklärt, wie der einzelne Steuer⸗ 
pflichtige ſich ſchützen kann. nd 

Nach Art. 106 der alten preußiſchen Verfaſſung waren Gefeg 
und Verordnungen verbindlich, wenn ſie in der Geſetzſammlung 
gehörig publiziert waren; die Gültigkeit war von den Gerichten 
nicht nachzuprüfen, ſondern nur von den Kammern. Es handelte 
ſich hierbei um eine ſinguläre Einſchränkung der Rechtſprechung, 
die z. B. auch in der alten deutſchen Reichsverfaſſung nicht vor⸗ 
geſehen war. Das gehörige Zuſtandekommen des PGB. war da⸗ 
her von den Gerichten nachzuprüfen, das des preußiſchen Aus⸗ 
führungsgeſetzes dazu nicht. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
dieſe Beſtimmung jetzt noch in Kraft iſt. Jedenfalls bezieht fie 
ſich zweifellos nicht auf die Prüfung. ob ein preußiſches Geſetz 
gegen Reichsrecht verſtößt. Mit Rückſicht auf die abſolute Wir⸗ 
kung des Reichsrechts, das auch der preußfſchen Verfaſſung vor⸗ 
geht, haben die Gerichte die materielle Gültigkeit preußiſcher Ge⸗ 
ſetze gegenüber dem Reichsrecht nachzuprüfen. Dieſe Prüfung wird 
den Gerichten auch nicht durch Art. 13 der jetzigen Reichsver⸗ 
faſſung und § 6 LStcß. entzogen. 

Hiernach kann die Ungültigkeit des preußiſchen Geſetzes auch 
im Verwaltungsſtreitverfahren geltend gemacht werden. 


Der Abzug der Kriegsabgaben und ſonſtiger Steuern 
bei dem Reichsnotopfer und der Beſitzſteuer.“) 
Von Nechtsanwalt Dr. Wieluner, Berlin. 


Dadurch, daß das amtliche Formular für die Steuer⸗ 
einſchätzung im allgemeinen die Hinweiſe auf die vom Geſetz dem 
Steuerpflichtigen gewährten Vergünſtigungen in Geſtalt von 
Fragen enthält. die in Fußnoten durch Anführung der ent⸗ 
ſprechenden Geſetzesſtelle erläutert werden, wird bei dem Steuer⸗ 
pflichtigen der Anſchein erweckt. daß mit der erſchöpfenden Be⸗ 
antwortung der in der Erklärung enthaltenen Fragen ſeine 
Intereſſen ausreichend geſchützt ſind. 

Die Annohme. daß eine eingehende Kenntnis der für ihn 
wichtigen Steuerbeſtimmungen nicht erforderlich iſt. wird noch 
dadurch beſtärkt, daß am Kopfe der Erklärung darauf hinge⸗ 

wieſen wird, daß die Prüfung der ſtenerpflichtigen Obiefte dem 

Finanzamt und nicht dem Steuernflichtigen zuſteht. Dieſe An⸗ 

nahme trifft jedoch nicht zu. Insbeſondere fehlt unter Ziff. 12a 

des Formulars ein wichtiger Hinweis auf Beſtimmungen deren 

Unkenntnis jedem Steuerpflichtigen eine empfindliche Schädi⸗ 

gung bereiten kann. Dort find nämlich als abzugsfähig lediglich 

alle Schulden und Laſten bezeichnet ohne daß darauf aufmerk⸗ 
ſam gemalt wird. daß gemäß § 15 Abſ. 1 Ziff. 5. 5a und 6 des 

Geſetzes über das Reichsnotopfer die Kriegsabgaben, die 


*) Siehe auch den Aufſatz von Berliner in dieſer Nummer. 
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Beſitzſteuer, ſowie die Staats⸗, Kommunal⸗ und 
Kirchenſteuer für 1919 und frühere Jahre 
abgezogen werden können, ſoweit ſie am 
Stichtage noch nicht gezahlt ſind. 

Daß bereits eine Veranlagung für dieſe Steuer erfolgt ſein 


muß, iſt nicht notwendig. Dies ergibt ſich aus der angezogenen | 5 5 
. 5 ib u m des nach dem 31. März 1919 abgelaufenen Geſchäftsjahres, in 


Beſtimmung in Verbindung mit $ 81 der Reichsabgabenordnung, 
wonach die Steuerſchuld unabhängig von ihrer Feſtſtellung ent⸗ 
ſteht, ſobald der Tatbeſtand verwirklicht iſt, an den das Geſetz 
die Steuer verknüpft. 

Da in vielen Steuerbezirken der Veranlagungsbeſcheid für 
die Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs vom 10. 9. 1919 noch 
nicht zugeſtellt iſt, und die Beſitzſteuer gleichzeitig mit der Er⸗ 
klärung zum Reichsnotopfer abgegeben wird, kennt in dieſen 
beiden Fällen der Abgabepflichtige die Höhe ſeiner Steuerſchuld 
noch gar nicht. 

Läßt ſich dieſe nicht zweifelsfrei feſtſtellen, ſo empfiehlt es 
ſich, in der Steuererklärung hierauf hinzuweiſen, damit dieſe er⸗ 
gänzt werden kann, ſobald der Veranlagungsbeſcheid erfolgt iſt. 

Im einzelnen kommen beim Reichsnotopfer folgende 
Steuern und Abgaben für den Abzug vom abgabepflichtigen 
Vermögen in Frage: 

1. Die ſtaatlichen, kommunalen und kirchlichen Einkommen⸗ 
ſteuern, welche für die Zeit bis zum 1. April 1920 zu 
bezahlen ſind, und am 31. 12. 1919 noch nicht gezahlt 
waren, einſchließlich aller etwaigen Steuerrückſtände aus 
früherer Zeit als das Steuerjahr 1919, dazu treten die 
nachträglich erhobenen Steuerzuſchläge der Gemeinde, ſo⸗ 
weit dieſe für die Zeit vor dem 1. April 1920 erhoben 
werden. — 

2. Die Abgabe vom Vermögenszuwachs für 1919. 

3. Die Kriegsabgabe für 1919. 

4. Die Beſitzſteuer für die Jahre 19171919. 

5. Eine etwaige Erbſchaftsſteuer, ſobald die Erbſchaft an⸗ 
getreten iſt. 

6. Für Geſellſchaften der Betrag der Körperſchaſtsſteuer für 
32% Jahre. 

Der Abzug der vorgenannten Steuer bei der Gteueterflä- 
rung für die Beſitzſteuer muß als unzuläſſig erachtet werden, 
da im allgemeinen die Steuern und Abgaben als nicht abzugs⸗ 
fähige Haushaltungsſchulden anzuſehen ſind. Ihre Abzugsfäh'g⸗ 
keit bei der Erklärung zum Reichsnotopfer ergibt ſich aus den 
beſonders hierfür getroffenen Beſtimmungen. 

Dagegen können auf Grund des Nachtragsgeſetzes vom 
30. April 1920 (RED. S. 875) von dem nach den Vorſchriften 
des Beſttzſteuergeſetzes auf den 31. Dezember 1919 feſtgeſtellten 
ſteuerpflichtigen Vermögenszuwachſe ſowohl der Betrag des in 
der Zeit nom 1. Januar 1917 bis zum 31. Dezember 1919 ent⸗ 
ſtandenen befitzſteuerpflichtigen Vermögenszuwachſes abgezogen 
werden, der dem Betrag, Geſetz über die Kriegsabgabe vom 
Vermögenszuwachſe vom 10. 9. 1919, ſowie der reine Betrag 
eines in demſelben Zeitraum angefallenen Erwerbes, der dem 
Erhſchaftsſteuergeſetz vom 10. 9. 1919 unterlegen hat. 

Bei der Einſchätzung zum Reichsnotopſer ſei ſchließlich noch 
darauf hingewieſen, daß die Abzüge des § 17, die den Geſell⸗ 
ſchaften aller Art, Genoſſenſchaften und Verſicherungen zu⸗ 
gute kommen und die über die allen übrigen Abgabepflichtigen 
zuſtehenden Abzüge vom Reinvermögen hinaus gehen, im For⸗ 
mular nicht erwähnt find. 4 

Es iſt bedauerlich, daß das amtliche Formular derartige 
Lücken aufweiſt, da das Publikum den Anſpruch darauf hat, 
durch amtliche Beſcheide, wie ſie die Steuererklärung sauffarde- 
rung darſtellt, ausreichend über ſeine Rechte und Pflichten unter⸗ 
richtet zu werden. Auch für denjenigen, der ſeine Steuererklä⸗ 
rung bereits abgegeben hat, ohne die angeſchnittenen Punkte 
zu berückſichtigen, iſt eine nachträgliche Ergänzung der Erklärung 
möglich, da nach Ablauf der Einſchätzungsfriſt Das Finanzamt 
gemäß § 67 Reichsabgabenordnung die ihm zugehenden Angaben 
ſolange berückſichtigen muß, als es eine Entſcheidung noch nicht 
getroffen hat. 


PR eK Ws 1 
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Abzug von Körperſchaftsſteuer 
beim Notopfer. 


Von Manfred Berliner, beeid. Bücherreviſor, Hannover. 


Der Körperſchaftsſteuer unterliegt erſtmalig das Einkommen 


Ermangelung eines beſonderen Geſchäftsjahres das Einkommen 
des Kalenderjahres 1919. Die Steuer wird nur zu dem Teile 
erhoben, der dem ſeit 1. April 1919 laufenden Teil dieſes Jahres 
entſpricht (8 34 KpſchStG.). 

Eine A.⸗G. habe z. B. bei 2 Millionen Aktienkapital einen 
Gewinn von 500 000 % im Kalenderjahr 1919, wovon 400 000 Ai 
— 20% Dividende ausgeſchüttet werden. Dann hat fie an 
Körperſchaftsſteuer hiervon zu zahlen 60 450 % nach folgender 
Rechnung: 

Gewinn 500 000 4, davon 100. 

(20 — 3) 17% Dividende 340 000 %, davon 9% . 30 600 AM 
fürs Jahr 30609 Al 

für 5 Jahr 6 — /ır) 60 450 % 

Nach § 15 des NOG. dürfen vom Vermögen abgezogen 
werden: 
lt. Ziff. 1 die dinglichen und perſönlichen Schulden; 
lt. Ziff. 6 die für das Nechnungsjahr 1919 .. .. zu entrich⸗ 

tenden Steuern, ſoweit ſie am Stichtag noch nicht 
gezahlt ſind. 

Es liegt nahe, die ſchuldige Körperſchaftsſteuer als unter 
§ 15 Nr. 6 fallend abzugsfähig zu halten. Indeſſen dürfte dieſe 
Anſicht mit Altem Recht angefochten werden können, denn es 
handelt ſich nicht um eine „für das Rechnungsjahr 1919 zu ent⸗ 
richtende“ Steuer, vielmehr um eine aus dem Gewinn des 
Jahres 1919 zu zahlende Steuer, die nicht mehr für das Rech⸗ 


50 000 MA 


nungsjahr 1919, ſondern erſt „für das Rechnungsjahr 1920“ ver⸗ 
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anlagt und entrichtet werden kann. 

Wenn alfo m. E. die Ziffer 6 des $ 15 nicht in Betracht 
kommen kann, ſo doch Ziffer 1: es handelt ſich um eine Schuld 
der ſteuerpflichtigen Geſellſchaft, die auf dem am 31. Dezember 
1919, dem Stichtage für das Notopfer, vorhanden geweſene Ver⸗ 
mögen ruht, und die richtigerweiſe beim Jahresabſchluß an dieſem 
Tage unter den ſonſtigen Schulden mit hätte aufgeführt werden 
ſollen“). Wohl kaum eine Geſellſchaft wird daran gedacht haben, 
dieſe Steuerſchuld in die Bilanz vom 31. 12. 1919 nachträglich 
einzuſetzen, denn das Körperſchaftsſteuergeſetz iſt erſt am 30. März 
1920 erlaſſen und erſt im April d. J. veröffentlicht. Das hindert 
aber nicht, dieſe Steuerſchuld in den Vermögensnachweis zum 
Rotopfer mit aufzunehmen, denn der Steuerpflichtige ſo wenig 
wie das Finanzamt iſt an die Ziffern der Bilanz gebunden. 

Daß die Abſetzung der für das Einkommen des Jahres 1919 
zu entrichtͤnden Körperſchaftsſteuer als Schuld geſetzlich zu⸗ 
läſſig iſt, kann m. E. keinem Zweifel unterliegen, weil nach $ 81 
RAD. „die Steuerſchuld entſteht, ſobald der Tatbeſtand ver⸗ 
wirklicht iſt, an den das Geſetz die Steuer knüpft“. Das Körper⸗ 
ſchaftsſteuergeſetz hat zwar erſt nachträglich dem Steuer⸗ 
pflichtigen dieſe Schuld auferlegt, aber das darf nicht hindern, 
daß die ſteuerpflichtige Geſellſchaft nun auch dieſe ihr nachträglich 
aufgeladene Schuld beim Notopfer in Anrechnung bringt. 

Denjenigen Geſellſchaften, die ihre Steuererklärung zum 
Notopfer ohne Berlickſichtigung der Körperſchaftsſteuerſchuld be⸗ 
reits abgegeben haben, iſt zu empfehlen, den Abzug dieſer Schuld 
nachträglich zu beantragen. 


Die Bewertung von Banland für dae Reichsnotopfer. 
Von Dipl. rer. pol. P. Langen, Düſſeldorf. 

Nach § 18 des Reichnotopfergeſetzes find für die Wertermitte⸗ 

lung von Grundſtücken die Vorſchriften des $ 152 der Reichs⸗ 

abgabenordnung maßgebend. Dieſe laſſen zwar im allgemeinen 


9 Vergl. meinen Auffatz „Steuerſchulden in der Bilanz“ im 
Februarheft der DStz. 
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bei Grundſtücken die Wahl zwiſchen Ertragswert und ge⸗ 
meinem Wert, für die Bewertung von Bau land und Flächen 
zu Verkehrs zwecken iſt aber ausſchließlich der ge⸗ 
meine Wert zugelaſſen. 


Nach der ſtändigen Rechtſprechung des preußiſchen Ober⸗ 


verwaltungsgerichts iſt der gemeine Wert derjenige, den eine 
Sache für jedermann hat. 
der im gewöhnlichen Geſchäftsverkehr nach der Beſchaffenheit des 
Gegenſtandes unter Berückfichtigung aller den Preis beein⸗ 


fluſſenden Umſtände zu erzielen wäre. Dieſe Begriffsbeſtimmung 


it auch von der Reichsabgabenordnung ($ 138) übernommen 


worden. Der gemeine Wert kann alſo nur nach objektiven Merk⸗ 


malen gefunden werden, dagegen ſcheiden ſubjektive Momente, 
z. B. das perſönliche Intereſſe des Käufers am Erwerb von ſo⸗ 
genannten Prell⸗ oder Chikaneſtreifen, vollſtändig aus. 


Einen Anhalt zur Bemeſſung des gemeinen Wertes bieten 


Er wird durch den Preis beſtimmt, 


bei Grundſtücken im allgemeinen die für gleichartige Grundſtücke 
8 41 genießen, nach ſich zieht. 


in derſelben Gegend in der dem Stichtage vorangegangenen Zeit 
tatſächlich erzielten Verkaufspreiſe. Nun ſteht feſt, daß bebaute 
Grundſtücke heute zwar zu hohen Preiſen geſucht ſind, dagegen 
für unbebaute Grundſtücke keine Nachfrage vorhanden iſt. Die 
ins Ungeheuerliche geſtiegenen Preiſe der Bauſtoffe in Verbindung 
mit den hohen Löhnen laſſen den Wohnungsbau auf abſehbare 
Zeit als unrentabel erſcheinen und nehmen damit jeden Anreiz 
zum Erwerb von Bauland. 


Die frühere hohe Bewertung von Bauland in der Umgebung 


der Städte und Induſtrieorte fußte auf der Spekulation, daß 


Zur Bezahlung des Reichsnotopfers 
in Kriegsanleihe. 


I 


Von Rechtsanwalt Dr. Koppe, Berlin. 

Nach 8 43 des Geſetzes über das Neichsnotopfer kann letzteres 
bekanntlich ganz oder teilweiſe in Kriegsanleihe bezahlt werden. 
Die Praxis hat bereits zu zahlreichen Zweifeln geführt: 

1. Soweit die Hingabe ſelbſtgezeichneter Kriegs⸗ 
anleihe zum Nennwert in Betracht kommt, iſt bereits von Erler 
in der Auguſtnummer S. 115 überzeugend dargetan, daß hier 
— im Gegenſatz übrigens zur Praxis der Reichsſchuldenverwal⸗ 
tung — nur Identität, nicht aber Kontinuität des 
Befites erforderlich ift. 

2. Ebenſo ift bereits darauf hingewie‘en*), daß die Hingabe 
von Kriegsanleihe keine Barzahlung darſtellt und daher nicht die 
Zinsvergünſtigung, die Vorauszahlungen in bar nach 


3. Vielmehr iſt eine Vergünſtigung bei der Kriegsanleihe 
nur inſofern gegeben, als ſelbſtgezeichnete Kriegsanleihe 
bis zum 31. Dezember 1920 zum Nennwert in Zahlung 
gegeben werden kann. Da es fraglich erſcheint, ob bis dahin die 
Veranlagung des Reichsnotopfers bereits erfolgt iſt, hatte der 
Reichsverband der Deutſchen Induſtrie Friſtverlängerung bean⸗ 


tragt, jedoch vom Reichsfinanzminiſter unter dem 20. Juli 1920 
: (III 15511 Gt.) folgenden Beſcheid erhalten: 


deren Wachstum infolge des kräftigen Aufſchwunges unſerer In⸗ 


duſtrie ſehr ſchnell zunehmen werde. Aber ſchon im letzten Jahre 
vor dem Kriege zeigte es ſich, daß dieſe Entwicklung überſchätzt 
worden war. Die Bebauungspläne der Städte waren der Ent⸗ 
wicklung Jahrzehnte vorausgeeilt, und die damals geforderten 
Preiſe waren Zukunſtswerte, die nur in der Phantaſie der 


Grundſtücksbeſitzer exiſtierten und bisher nicht verwirklicht werden 


konnten. 


Infolge des verlorenen Krieges iſt das Wachstum 
Städte und Induſtrieorte zum völligen Stillſtand gekommen. Der 
Friedenspreis für Bauland iſt daher heute nicht mehr zu er⸗ 
zielen. Einzelne Verkäufe, die ihren Grund in perfönlichen Be⸗ 
weggründen des Erwerbers haben, bleiben nach dem oben Ge⸗ 
ſagten auf die Beſtimmung des gemeinen Wertes ohne Einfluß. 
Ernſthafte Angebote bewegen ſich heute um die Hälfte bis zwei 
Drittel des Friedenspreiſes. Wie ſchlimm es in dieſer Beziehung 


„Die Annahme ſelbſtgezeichneter Kriegsanleihe auf das 
Reichsnotopfer zu dem im § 43 Abſ. 1 des Geſetzes bezeichneten 
Vorzugskurſe iſt nach dieſer Vorſchrift auf die Zeit bis zum 
31. Dezember 1920 beſchränkt. Eine Verlängerung der 
Friſt — ſei es allgemein oder nur für Einzelfälle — kann ich 
im Hinblick auf den Zweck der Vorſchrift und auf die finanziellen 
Intereſſen des Reiches nicht in Ausſicht ſtellen, zumal da eine 
Verlängerung auch auf große techniſche Schwierigkeiten ſtoßen 
würde. Ich muß den größten Wert auf eine beſchleunigte Durch⸗ 


führung des Geſetzes und auf möglichſt baldige Einziehung der 


der Steuer legen und werde Sorge tragen, daß die Veranlagung recht⸗ 


zeitig genug erfolgt, um den Steuerpflichtigen die Ablieferung 


ſteht, geht am deutlichſten daraus hervor, daß viele Grundſtücke, 
die vor dem Kriege erworben wurden, heute dem früheren Be⸗ 


ſitzer zum Rückkauf angeboten werden, weil die Zinſen nicht auf⸗ 
gebracht werden können und die Möglichkeit zum Bauen auf 
Jahre hinaus genommen iſt. 


Man wird daher mit vollem Necht die Bewertung von Bau⸗ 


vornehmen können. Dieſe Anſicht würde auch den vom Reichs⸗ 
finanzminiſterium herausgegebenen Bewertungsgrundſätzen 
(, Richtlinien“) “) nicht widerſprechen. 


Muß die Ehefrau die Notopfererklärung des Mannes 
mitunterzeichnen? 


Dieſe Frage iſt nach der eingehenden Darlegung des Herrn 
Rechtsanwalt Dr. Koppe in der September⸗Nummer, S. 145, 


von Kriegsanleihe vor dem 31. Dezember d. J. zu ermöglichen. 
Für die Vorauszahlung der Steuer durch Hingabe von Kriegs⸗ 
anleihe vor der Veranlagung ſind bereits die erforderlichen Ein⸗ 
richtungen getroffen. Ich gebe mich der Hoffnung hin, daß die 
Steuerpflichtigen ſich die Vorteile der Vorauszahlung in weitem 
Umfange ſichern werden und werde es dankbar begrüßen, wenn 
auch der Reichsverband der Deutſchen Induſtrie ſeinen Einfluß 
auf die Mitglieder zur Förderung dieſes wichtigen Reichs⸗ 
intereſſes benutzen will.“ 

4. Bei der Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs werden be⸗ 
kanntlich auch ſelbſtgezeichnete Kriegsanleihen zum Nennwert in 


Zahlung genommen. Zu dieſem Zwecke eingereichte Anleihebeträge 
land zur Hälfte des gemeinen Friedenswertes 
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finden vielfach nicht volle Verwendung und werden daher dem⸗ 
nächſt inſoweit zurückgegeben. Nur in den ſeltenſten Fällen wird die 
Rückgabe allerdings vor Ablauf des Jahres 1920 möglich ſein. 
Nach Ablauf des Jahres 1920 können aber dieſe Stücke für die 


Zahlung zum Reichsnotopfer nicht mehr verwendet werden. 


Folgen dieſer Stellungnahme hingewieſen: 


Darin liegt unter Amſtänden für den Steuerpflichtigen eine 
große Härte. In einer kleinen Anfrage haben deshalb die 
Neichstagsabgeordneten Dr. Hugenberg und Dr. Reichert auf die 
entweder müßte 


Kriegs anleihe, die zur Bezahlung der Vermögenszuwachsſteuer 


entgegen dem amtlichen Formular zu verneinen. Die in 


dieſem Aufſatz ausgeſprochene Erwartung, daß das Reichsfinanz⸗ 
miniſterium eine entſprechende Anweiſung an die Finanzämter 
erteilen würde, dürfte ſich, wie wir von zuſtändiger Stelle er⸗ 
fahren, in dieſen Tagen erfüllen. Danach würden aus der 
Nichtunterſchrift der Ehefrau den beteiligten Steuerpflichtigen 
keine Nachteile erwackſen, insbeſondere würde die Steuererklä⸗ 
rung nicht etwa deshalb als nicht abgegeben angeſehen werden. 


) Siehe Septembernummer S. 137 ff. 
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für den einzelnen Steuerpflichtigen unbedingt erforderlich iſt, 
für die Zahlung des Reichsnotopfers vor dem 31. Dezember 1920 
feſtgelegt werden oder für die Vermögenszuwachsſteuer feſt⸗ 
gelegte Kriegsanleihe würde wegen Ablauf des 31. Dezember 
1920 nach Freiwerden nicht mehr für die Zahlung des Reichs⸗ 
notopfers verwandt werden können. Demgemäß fragen die Ab⸗ 
geordneten, ob die Reichsfinanzverwaltung bereit iſt, durch eine 
nach dem Inhalt der Geſetze ohne weiteres zuläſſige Verwal⸗ 


tungsanordnung zu ermöglichen, daß die vor dem 


5 Vgl. Koppe in der Auguſtnummer S. 129. 
2 


Eu 


31. Dezember 1920 in erſter Linie zur Zahlung der Vermögens⸗ 
zuwachsſteuer und mit dem etwaigen Überſchuſſe zur Zahlung 
des Reichsnotopfers zur Verfügung geſtellten Reichsſchuldbuch⸗ 
und Kriegsanleihebeträge auch dann für letzteren Zweck an⸗ 
genommen werden, wenn die Klarſtellung, daß ſie für die Ver⸗ 
mögenszuwachsſteuerzahlung nicht erforderlich ſind, erſt nach dem 
31. Dezember 1920 erfolgt. 


5. Im Falle der Zeichnung von Kriegsanleihen durch die 


Ehefrau des Steuerzahlers hat dieſer den Nachweis der Zu⸗ 
ſammenrechnung des Vermögens der Ehegatten zu erbringen. 
Dieſer Nachweis wird unter Benutzung eines vom Finanzamt 
auszuſtellenden Formulars erbracht. (8 37 Reichsnotopfer⸗ 
Ausf. Beſt.). Dieſe Beſcheinigung kann vom Finanzamt ihrem 
Wortlaut nach erſt nach der Veranlagung zum Reichsnotopfer 
erteilt werden. Damit es nun hierfür nicht zu ſpät wird, be⸗ 
ſtimmt ein Erlaß des Reichsfinanzminiſteriums vom 27. 7. 1920 
(III 13 601), daß auch ſchon vor der Veranlagung eine Beſcheini⸗ 


gung des Finanzamtes darüber als genügend anzuſehen iſt, daß 


bei der Veranlagung zur außerordentlichen Kriegsabgabe für 
das Rechnungsjahr 1919 oder zur Kriegsabgabe vom Vermögens⸗ 
zuwachs oder zu der zuletzt erhobenen Landesſteuer die Ver⸗ 
mögen der Ehegatten zuſammengerechnet worden ſind und daß 
die Ehegatten auch gegenwärtig nicht dauernd voneinander ge⸗ 


trennt leben. 


6. Der Steuerkurs der Kriegsanleihen beträgt bekanntlich 
775%. Nach einem Erlaß des RNeichsfinanzminiſters v. 17. 8. 
1920, abgedruckt in der September-Nummer 1920 ©. 156, be⸗ 
trägt der Annahmewert ab 1. 10. 1920 nur 76,25 „ und ver⸗ 
mindert ſich mit jedem um ½ Jahr ſpäteren Zinstermin um 
1,25 M; er beträgt z. B. für Stücke mit den am 1. 10. 1921 und 
ſpäter fälligen Zinsabſchnitten nur 71.25 . Demgegenüber 
beträgt der heutige Börſenkurs 79,5 4. Der Steuer⸗ 
kurs bezw. Annahmewert liegt daher erheblich unter dem 
heutigen Verkaufswert. Bei dieſer Sachlage werden 
die Steuerpflichtigen, die Kriegsanleihen zum Steuerkurs in 
Zahlung geben wollen, gut daran tun, zu erwägen, ob ſie nicht 
beſſer im freien Handel ihre Kriegsanleihen veräußern. 


II. 


Von Dr. jur. et rer. pol. Bode, Peine. 
Der Reichsfinanzminiſter hat unter dem 7. 8. 1920 (IV 40 416) 
folgende Verfügung an die Landesfinanzämter erlaſſen:“ 

„Nach § 43 Abſ. 1 des Geſetzes über das Reichsnotopfer 
vom 31. 12. 1919 werden bis zum 31. 12. 1920 ſelbſtgezeichnete 
Kriegsanleiheſtücke mit Zinſenlauf vom 1. 1. 1920 zum Nenn⸗ 
wert an Zahlungs Statt angenommen. Der Nennwert wird 
alſo nur berechnet, wenn der Zinſenlauf vom 1. 1. 1920 geht. 
Dagegen iſt aus dieſer Beſtimmung nicht zu folgern, daß die 
am 1. Juli 1920 fälligen Zinsſcheine jetzt noch mit übergeben 
werden dürfen. Bereits fällige Zinsſcheine ge⸗ 
hören nicht mehr zu den Stücken. Werden ſie 
trotzdem hingegeben, jo find ſie dem Einlieferer zurück⸗ 
zugeben und der Annahmewert iſt ohne dieſe Zinsſcheine 
zu berechnen. 


Ich erſuche, alle Annahmeſtellen des dortigen Bezirks 


einſchließlich der ſtaatlichen und der als Annahmeſtellen be⸗ 
ſtellten Sparkaſſen hiervon ſofort in Kenntnis zu ſetzen.“ 


Zweck der Verfügung iſt offenbar, die Steuerpflichtigen zu 
veranlaſſen, ihre vom 1. Januar 1920 laufenden Zinsſcheine 
abzutrennen und für ſich einzulöſen. Damit würde der 
Steuerpflichtige die Kapitalertragſteuer für dieſe 
Zinsſcheine zu entrichten haben, während, wenn er ſie an Zah⸗ 
lungs Statt mit den Stücken einreichen könnte, die Kapital⸗ 
ertragſteuer unerhoben bliebe. 


*) Anm. der Schriftleitung: Ein ähnlicher Erlaß war bereits zur 
erſten Krieagsobgabe unter dem 20. 2. 1918 (III, 105 a) ergangen, der 
dann neuerdings unter dem 26. 6. 1920 (IV, 30 612 und III, 16 226) 


beſtätigt wurde und in der obenſtehenden Rundverfügung ſeinen end⸗ | 


gültigen Ausdruck gefunden hat. 


Nach dem Text der Verfügung gründet der Reichsfinanz⸗ 
miniſter ſeine Berechtigung zur Zurückweiſung der überfälligen 
Zinsſcheine auf den Wortlaut des § 43 Abſatz 1, nämlich, daß 
hiernach ſelbſtgezeichnete Kriegsanleihe ſtücke zum Nennwert 
anzunehmen ſeien, daß aber überfällige Zinſen nicht mehr zu 
den Stücken gehörten. In § 43 Abſatz 1 NOG. iſt aber garnicht 
von Kriegsanleihe ſtücken die Rede, ſondern nur ganz allge⸗ 
mein von Schuldverſchreibungen der Kriegsanleihen. Dies wird 
leicht überſehen. Nach dem Wortlaut des Eeſetzes, daß „ſelbſt⸗ 
gezeichnete Schuldverſchreibungen der Kriegsanleihen mit 
Zinfenlauf vom 1. Januar zum Nennwert“ anzunehmen ſeien, 
müſſen die Annahmeſtellen zweifellos auch die überfälligen 
Zinsſcheine, ſoweit ſie auf Zahlungen nach dem 1. 1. 1920 lauten, 
annehmen. Die Miniſterialverfügung iſt alſo ungültig. Die ent⸗ 
ſtellende Wiedergabe des § 43 Abſatz 1 berührt recht eigenartig. 

Ein Rechtsbehelf gegen Benachteiligung durch obige un⸗ 
gültige Verfügung iſt in dem Erſtattungsantrag nach § 300 
Abſatz 2 und § 129 AO. gegeben. 


Anterliegen Anderungen des ehelichen 


Güterrechts der Schenkungsſteuer? 
Von Rechtsanwalt Dr. Fürnrohr, München. 


In DStZ. VIII, 174 habe ich in dem Artikel „Können an der 
neuen Erbſchaftsſteuer Erſparniſſe durch Eheverträge oder durch 
letztwillige Verfügungen (Teſtamente) erzielt werden?“ die 
Frage berührt, ob die Vereinbarung der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft eine ſchenkungsſteuerpflichtige Vermögensübertra⸗ 
gung vom reicheren an den ärmeren Teil darſtelle. Ich bin dabei 
im Hinblick auf die Nechtſprechung in Zivilſachen zu dem Er⸗ 
gebnis gelangt, daß zwar unter Umſtänden eine ſchenkungs⸗ 
ſteuerpflichtige Schenkung oder freigebige Zuwendung gegeben 
ſein könne, daß aber regelmäßig die Schenkungsſteuer⸗ 
pflicht zu verneinen ſei. 

Nunmehr hat der Reichsminiſter der Finanzen in einem 
ſehr intereſſanten generellen Erlaß vom 9. September 1920 
(Nr. III a 2946 Mi.) zu dieſen Fragen folgendermaßen Stellung 
genommen: 

„Mit der Ausdehnung der Steuerpflicht auf Ehegatten im 
neuen Erbſchaftsſteuergeſetz iſt auch die Frage von Bedeutung 
geworden, inwieweit vertragsmäßige Anderungen des ehe⸗ 
lichen Güterrechts der Schenkungsſteuer nach § 40 des Geſetzes 
unterliegen. 

Durch die Vereinbarung der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft wird das beiderſeitige Vermögen der Eheleute Geſamt⸗ 
gut ($ 1438 BGB.). Jeder Ehegatte iſt infolgedeſſen an dem 
gemeinſchaftlichen Vermögen zur Hälfte beteiligt. Der ver⸗ 
mögensloſe Ehegatte erwirbt damit die Hälfte des Wertes 
des vom anderen Ehegatten eingeworfenen Vermögens ohne 
geldwerte Gegenleiſtung; bei verſchieden großen Vermögen 
der Eheleute beträgt die Bereicherung des minderbegüterten 
Ehegatten die Hälfte des Unterſchiedes der beiden Vermögens⸗ 
maſſen. Das gleiche gilt für die Vereinbarung der Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft, bei der das bewegliche Vermögen der Eheleute 
gemeinſam wird ($ 1549 BGB.). 

Daß in dem Abſchluß eines ſolchen Ehevertrags eine 
Schenkung im bürgerlich⸗rechtlichen Sinne liegen kann, hat 
das Reichsgericht bejaht (RGZ. 87, 301). Inwieweit jedoch 
tatſächlich eine Schenkung, und zwar eine Schenkung im 
Sinne des § 40 ErbihStb. vorliegt, iſt im Einzelfalle zu 
prüfen. Da es ſich in der Regel um ein ſogenanntes gemiſchtes 
Geſchäft handeln wird, ſo wird bei der Prüfung nach ähnlichen 
Grundſätzen zu verfahren ſein, wie ſie bisher ſchon bei der 
ſteuerlichen Beurteilung der ſogenannten gemiſchten Schen⸗ 
kungen angewendet wurden, wobei jedoch 8 40 Abſ. 1 Satz 2 
und 3 des neuen EbſchStG. zu beachten iſt. 

Für die Annahme einer Schenkung im Sinne des 5 40 
Abſ. 1 Satz 2 des Geſetzes iſt entſcheidend eine Bereicherung 


des einen Vertragteils und das Bewußtſein des reicheren Ehe⸗ 
gatten, daß der andere Ehegatte durch den Vertrag bereichert 
wird. Nicht erforderlich iſt das Vorliegen einer Einigung 
der Vertragſchließenden über die Anentgeltlichkeit der Zuwen⸗ 
dung, wie fie 8 516 BGB. vorſchreibt. 

Wie ſchon erwähnt, wird die Frage nach der Höhe der 
Bereicherung gelöſt, indem man die von den Vertragsparteien | 
eingeworfenen Vermögenswerte als Leiltung und Gegen: | 
leiſtung gegeneinander abwägt. Was Hierbei als Leitung 
oder Gegenleiſtung im einzelnen anzuſprechen iſt, wird manch⸗ 
mal nicht ohne weiteres zu beantworten ſein; bei der Ver⸗ 
ſchiedenartigkeit der Einzelfälle können hierüber allgemein 
gültige Regeln auch nicht gegeben werden. Grundſätzlich 
kommen jedoch nur geldwerte Leiſtungen in Betracht, nicht 
z. B. die Einwilligung zur Eheſchließung. Das ergibt ſich 
aus $ 40 Abſ. 1 Satz 3 ErbſchStG. 

Dagegen können Anwartſchaften, wie Nacherbfolgerechte, 
ferner begründete Ausſichten auf einen Vermögens⸗ 
erwerb (vgl. RG. 82, 305: „weniger als der Anfall, mehr 
als eine bloße Hoffnung oder Ausſicht“, „eine der Willkür des 
Erblaſſers entrückte Grundlage für einen Erbanfall“) als 
Gegenwerte angeſehen werden; ſo z. B. wenn der eine Ver⸗ 
tragsteil in einem gemeinſchaftlichen Teſtament als Erbe des 
letztverſterbenden Ehegatten eingeſetzt und der erſte der Teſta⸗ 
toren ſchon geſtorben iſt. Nicht genügt alſo z. B. die bloße 
Möglichkeit eines erbſchaftlichen Erwerbes, die Hoff⸗ 
nung auf zukünftigen Geſchäftsgewinn u. dgl. 

Für die Bewertung der danach feſtgeſtellten Leiſtungen 
der beiden Vertragsteilnehmer gelten die allgemeinen Grund⸗ 
ſätze der 88 137 ff. AO., unter Umſtänden iſt gemäß den 88 82 
und 210 daſelbſt zu verfahren. Zu beachten iſt jedoch, daß für 
die Frage, ob überhaupt eine Schenkung vorliegt, bei Grund⸗ 
ſtücken nicht der Ertragswert, ſondern der gemeine Wert ent⸗ 
ſcheidend iſt. 


Das Bewußtſein (d. h. das Wiſſen) des vermögenderen 
Ehegatten von dem Eintritt der Bereicherung des anderen 
wird ſich bei großem Mißverhältniſſe der eingeworfenen Ver⸗ 
mögensmaſſen ohne weiteres annehmen laſſen. Im übrigen 
wird es bei der Beurteilung dieſer Frage auf die richtige Ein⸗ 
ſchätzung deſſen ankommen, was nach den oben gegebenen Richt⸗ 
linien als Bereicherung anzuſprechen iſt. Dabei wird aller⸗ 
dings die Berückſichtigung des ſubjektiven Moments dazu 
führen können, bei verhältnismäßig geringen Wertunterſchieden 
und beim Vorhandenſein ſolcher Gegenſtände, deren wahrer 
Wert zur Zeit des Vertragsſchluſſes nicht feſtzuſtellen iſt, wie 
Nacherbſchaften, insbeſondere auf den Überreſt, das Vorliegen 
einer Schenkung zu verneinen, auch wenn eine nach den Vor⸗ 
ſchriften der Reichsabgabenordnung vorgenommene Wert⸗ 
ermittlung eine Bereicherung des einen Teiles ergeben würde. 
Es erſche int jedoch unbedenklich, auch hier zunächſt das Bewußt⸗ 
ſein von dem Eintritt einer Bereicherung zu unterſtellen und 
Gegeneinwände abzuwarten.“ 


Von dem letzten Satz abgeſehen, der beſſer ungeſchrieben ge⸗ 


blieben wäre, wird man dieſen Ausführungen des Reichsfinanz⸗ 
miniſters in der Theorie 
können. 


Bei der Frage, ob die Güterſtandsänderung (bzw. bei Ab⸗ 
ſchluß des Ehevertrags vor dem Eheſchluß die Vereinbarung des 
mit dem Eheſchluß erfolgenden Eintrittes der Gütergemeinſchaft) 
zu einer Bereicherung eines Ehegatten führt, ſind auf beiden 
Seiten neben dem effektiven Vermögen auch die übrigen 
„Leiſtungen“ und „Gegenleiſtungen“ geldwerter Natur mit zu 
berückſichtigen. Hier kommen alſo Werte in Betracht, die noch 
nicht zum Vermögen des Gatten gehören, hinſichtlich deren er aber 
eine Anwartſchaft auf den Erwerb in die Gemeinſchaft einbringt. 
Die Entſcheidung kann hier im Einzelfall recht ſchwierig werden. 
Der zitierte Erlaß ſagt, daß die bloße Möglichkeit eines erb⸗ 
ſchaftlichen Erwerbes, die Hoffnung auf zukünftigen Geſchäftsge⸗ 
winn uſw. nicht genüge. Wie ſteht es aber, wenn der künftige Er⸗ 
werb nicht nur möglich, ſondern in hohem Grade wahrſchein⸗ 


im allgemeinen zuſtimmen 
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Das iſt nicht das gleiche. 


lich iſt (z. B. eine Doppelwaiſe mit 100 000 % Vermögen verein⸗ 


bart mit dem vermögensloſen einzigen Sohn eines millionenreichen 
80jährigen Vaters die allgemeine Gütergemeinſchaft)? Hier 
iſt ſo offenbar die „reichere“ Frau der profitierende Teil. daß es 
aller Vernunft widerſpräche, den Mann aus einer Bereicherung 
von 50 000 AM zu beſteuern. Ahnlich liegt der Fall, wenn eine 
Frau mit z. B. 100 000 „ Vermögen die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft mit einem Manne vereinbart, der ein den gemeinſamen 
Verbrauch bedeutend überſteigendes Einkommen beſitzt. Auch hier 
wird von einer ſteuerpflichtigen Bereicherung des Mannes keine 
Rede ſein können. — Logiſcherweiſe müßten nun aber ſolche An⸗ 
wartſchaften uſw. nicht nur auf der Seite des ärmeren Gatten 
zur Minderung oder Beſeitigung der Bereicherung, ſondern auch 
gegebenenfalls auf der anderen Seite zur Erhöhung oder über⸗ 
haupt der Begründung einer Bereicherung in Rechnung geſtellt 
werden. Denn für Leiſtung und Gegenleiſtung können wohl nur 
die gleichen Grundſätze zur Anwendung gelangen. Wie das 
praktiſch zur Durchführung kommen ſoll, iſt mir vorerſt nicht ver⸗ 
ſtändlich. Man ſetze den Fall, daß zwei Gatten mit gleichem 
oder annähernd gleichem Vermögen die Gütergemeinſchaft ver⸗ 
einbaren. Um hier beurteilen zu können, ob und inwieweit einer 
der Gatten im Sinne der obigen Ausführungen bereichert iſt, 
müßte das Finanzamt neben dem effektiven beiderſeitigen Ver⸗ 
mögen noch die geſamten Verhältniſſe beider Gatten nach dem 
Beſtehen ſolcher Anwartſchaften uſw. durchſchnüffeln — eine eben⸗ 
ſo zeitraubende wie ausſichtsloſe Arbeit. Mir ſcheint, daß die 
Finanzämter gut tun werden, bei derartigen Eheverträgen die 
Frage der Schenkungsſteuerpflicht im Sinne meiner eingangs 


zitierten Ausführungen nur im äußerſten Notfalle zu ventilieren. 


Was endlich die im letzten Abſatze des Erlaſſes berührte ſub⸗ 
jektive Seite anlangt, ſo ſcheint ſich der Erlaß für die Annahme 
einer ſchenkungsſteuerpflichtigen Zuwendung mit dem „Be⸗ 
wußtſein“ (= dem Wiſſen) des vermögenderen Gatten 
von dem Eintritt der Bereicherung begnügen zu wollen. Das Ge⸗ 


ſetz verlangt aber im § 40 Abſ. 1 Satz 2, daß der „Wille“ des 


Zuwendenden auf den Eintritt der Bereicherung gerichtet ſei. 
Das Bewußtſein (Wiſſen), daß ein 


Erfolg eintreten werde, iſt durchaus nicht identiſch mit der auf 


den Eintritt des Erfolges gerichteten Abſicht (dem Willen). Die 


Abgrenzung wird praktiſch allerdings außerordentliche Schwierig⸗ 


keiten machen. — Durchaus zu mißbilligen iſt der Schlußſatz des 
Erlaſſes, auch in Zweifelsfällen die Bereicherungsabſicht zu unter⸗ 
ſtellen und „Gegeneinwände abzuwarten“. Der ſachkundige 
Laie iſt unmöglich in der Lage, die rechtlich durchſchlagenden Ein⸗ 
wände zu bringen, weil er regelmäßig gar nicht weiß, worauf es 
ankommt. Es iſt ja ſehr freundlich vom Reichsfinanzminiſterium, 
daß es ſo jeden Laien auf die Notwendigkeit fachmänniſcher Be⸗ 
ratung in Steuerangelegenheiten hinweiſt. Aber ſteuerliche Ge⸗ 
rechtigkeit iſt das nicht! 


Aus der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs. 
Von Reichsfinanzrat Dr. Kloß, München. 


J. Berückſichtigung ſchwebender Engagements in der Bilanz. * 


Kr AO. 1916 8 16 (Urteil vom 7. Mai IA 302/19). 

Die beſchwerdeführende Aktiengeſellſchaft hatte bei Berechnung des 
Geſchäftsgewinns des vierten Kriegsgeſchäftsjahrs 100 000 4, die auf 
dem Fabrikations⸗Konto gebucht waren, abgeſetzt Es handelte ſich um 
einen Auftrag, eine Fabrik zu erbauen, der zu einem Preiſe von 
745 000 4 im Februar 1917 feſt erteilt, aber bei Ablauf des 4. Kriegs⸗ 
geſchäftsjahrs nicht ausgeführt war. Die Geſellſchaft ging davon aus, 
daß eine im Jahre 1918/19 in Ausſicht genommene Ausführung wegen 
der geſtiegenen Löhne und Materialpreiſe erhöhte Aufwendungen er⸗ 
fordern werde, weshalb ſich die Rückſtellung nötig mache. 8 

Der REH. iſt dem beigetreten, indem er die Sache an die Vor⸗ 
inſtanz, die die Abſetzung nicht zugelaſſen hatte, zurückverwies. 

Es ift davon auszugehen, daß zwar regelmä Big der Abſchluß 
eines Lieferungsvertrags, ſolange noch von keiner Seite eine Leiſtung 
erfolgt iſt, keinen Anlaß zu einer Eintragung in die Geſchäftsbücher 
gibt; denn der Kaufmann geht regelmäßig bei der Bilanzaufſtellung 
davon aus, daß am Bilanzſtichtage der Wert ſeiner Rechte und Ver⸗ 
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bindlichkeiten aus den noch laufenden Geſchäften ſich wegen der noch 
beſtehenden Ungewißheit des wirtſchaftlichen Erfolges für ihn auf⸗ 
hebt, ſo daß die Weglaſſung beider Beträge aus der Bilanz den Ver⸗ 
mögensſtand nicht beeinflußt. Bei Zugrundelegung dieſer Praxis ſind 
Rückſtellungen für im nächſten Jahre erwartete Verluſte echte Re⸗ 
ſerven, die den Gewinn des laufenden Jahres nicht mindern (Staub, 
HGB. 9. Aufl. Anm. 8 zu § 40; Paſſow, Die Bilanzen der privaten 
und öffentlichen Unternehmungen, 2. Aufl. Bd. 1 S. 75/76, 276: 
Fiſcher, Die Bilanzwerte, was ſie ſind und was ſie nicht ſind, 1908 
Teil 2 S. 160; Rehm, Bilanzen der Aktiengeſellſchaften, 2. Aufl., S. 88 
II Nr. 2). Dagegen kann ausnahmsweiſe eine bi⸗ 
lanzmäßige Berückſichtigung eines ſchwebenden 
Engagements allerdings insbeſondere dann 
borkommen, wenn die daraus ſich ergebende 
Verpflichtung die korreſpondierende Forderung 
am Werte übertrifft (Paſſow, a. a. O. S. 232; Staub, 
a. a. O.). Es kann im Einzelfalle das Verhältnis der laufenden Rechte 
und Verpflichtungen ſo ſein, daß bei vorſichtiger Bewertung der 
Grundſatz, daß ſie ſich gegenſeitig aufheben, nicht zur Anwendung 
kommen kann, daß ſich vielmehr mit ausreichender Sicherheit ein 
Überwiegen der verluſtbringenden gegenüber den gewinnbringenden 
laufenden Abſchlüſſen ergibt. Da die laufenden Verträge bereits 
Rechte und Verbindlichkeiten des Kaufmanns feſt begründet haben, ſo 
iſt in dieſen Fällen ſeine Vermögenslage am Bilanzſtichtage bereits 
rechtlich und wirtſchaftlich beeinträchtigt, und es iſt ihm nicht verwehrt, 
dieſe bereits eingetretene Vermögensminderung in der Bilanz zum 
Ausdruck zu bringen. Letzterer Fall ſoll nach den Angaben der 
Aktiengeſellſchaft hier vorliegen. Denn fie behauptet, daß die am 
30. Juni 1918 beſtehende Verpflichtung, die Fabrik zu bauen, ſie 
nötige, höhere Herſtellungskoſten aufzuwenden, als der dafür bereits 
1917 vereinbarte Preis betrage. Trifft dies zu, ſo muß ihr auch das 
Recht zugeſprochen werden, dieſe Laſt ihres Geſchäfts am genannten 
Bilanzſtichtage zu berückſichtigen, weil ſie den zu dieſem Zeitpunkt vor- 
handenen Wert des Vermögens der Aktiengeſellſchaft, welcher nach 
$ 40 HGB. in Verbindung mit den Einſchränkungen des § 261 Ziff. 1 
dis 3 a. a. O. auch für Aktiengeſellſchaften durch die Bilanz feſtzu⸗ 
ſtellen iſt, beeinflußt.“ 


II. Deutſche, die ſchon vor dem Inkrafttreten des Friedensver⸗ 
trags die polniſche Staatsaugehörigkeit erworben haben, ſind von der 
Sicherheitsleiſtung aus dem Steuerfluchtgeſeze nicht befreit. Frie⸗ 
densvertrag Art. 91, 278. StölG. § 1. (Urteil vom 14. Mai 1920 
TA 113/20). 

Gegen den Beſchwerdeführer einen polniſchen Staats- 
angehörigen — iſt auf Grund des § 11 Nr. 1 des Steuerfluchtgeſetzes 
vom 26. Juli 1918 ein Sicherheitsbeſcheid über 147000 “ erlaſſen 
worden, weil er die Pachtung des Gutes Sch., Kreis Grünberg, vor⸗ 
zeitig aufgegeben hatte und nach Poſen verzogen war. 

Die Berufungskommiſſion hat den Beſcheid beſtätigt. Ihre Ent- 
ſcheidung iſt auf die Rechtsbeſchwerde unter Zurückverweiſung auf⸗ 
gehoben worden: 

„Da der Beſchwerdeführer bereits bei Erlaß des Sicherheits 
beſcheids Nichtdeutſcher war, ſo unterlag er der Verpflichtung zur 
Sicherheitsleiſtung nur, wenn er ein ehemaliger Ange⸗ 
höriger des Deutſchen Reichs war, der nach dem 1. Auguſt 1914 
eine fremde Staatsangehörigkeit erworhen hatte ($ 1 Abi. 2 Ziff. 1 
Stil.]. Das iſt bisher nicht feſtgeſtellt. Die Entſcheidung unter- 
liegt deshalb der Aufhebung. Die Vorentſcheidung iſt inſoweit von Rechts⸗ 
irrtümern nicht frei, als ſie die Verpflichtung zur Leiſtung der Sicherheit 
aus $ 1 Stil. herleiten will. Zur Zeit der Verlegung des Wohn⸗ 
ſitzes des Beſchwerdeführers gehörte Poſen zum Gebiete des 
Deutſchen Reichs. Die Verlegung des Wohnſitzes dort 


hin ſtellte ſich damit nicht als Aufgabe des Auf⸗ 
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enthalt? im Inland dar, was die Vorausſetzung für die 
Anwendbarkeit des $ 1 StßlG. auf dieſen Tatbeſtand ſein würde. 
Der Sicherheitsbeſcheid würde ſich daher nicht auf Grund dieſer Vor⸗ 
ſchrift, ſondern nur aus 82 des Ergänzungsgeſetzes vom 
24. Juni 1919 zum StFI®. rechtfertigen laſſen, und inſoweit 
würde er keinem Bedenken unterliegen; denn wie der Senat in jtän- 
diger Rechtſprechung entſchieden hat, ſtellt die Verlegung des 
Wohnſitzes in ein von der Abtretung durch den 
Friedensvertrag bedrohtes Gebiet regelmäßig 
eine Tatſache dar, welche die Annahme recht ⸗ 
fertigt, daß Vermögensſtücke des Steuerpflich⸗ 
tigen dem inländiſchen Steuerzugriff entzogen 
werden ſollen. Die Berufung des Beſchwerdeführers auf den 
Friedensvertrag iſt verfehlt. Letzterer enthält keine Beſtimmung, 
welche dem Erlaſſe des Sicherheitsbeſcheids gegen den Beſchwerde⸗ 
führer unter der Vorausſetzung, daß er zu den im § 1 des Steuerflucht⸗ 
geſetzes genannten Perſonen gehört, entgegenstehen würde. Eine 
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allgemeine Vorſchrift, welche den Angehörigen 
der alliierten und aſſoziierten Staaten ſteuer 

liche Vorrechte gegenüber den übrigen Aus 

ländern einräumen würde, enthält der Frie 

dens vertrag nicht. Als beſondere Vorſchrift, welche die An 
wendbarkeit des § 2 Abi. 2 Ziff. 1 Stel. auf Polen auszuſchließen 
geeignet wäre, könnten die Artikel 91 und 278 in Betracht kommen. 
Beide Artikel regeln aber nur die Verhältnifſe 
derjenigen Perſonen, welche erſt durch den Frie 

densvertrag oder nach feinem Inkrafttreten 
die polniſche Staatsangehörigkeit neu erwer 
ben; hierher gehört der Beſchwerdeführer nicht, da er bereits vor 
ber die polniſche Staatsangehörigkeit beſeſſen hat. Die Vorinſtanz. 
an welche die Sache zurückverwieſen wird, wird danach feſtzuſtellen 
haben, ob der Beſchwerdeführer vor dem Erwerbe der polniſchen 
Staatsangehörigkeit Angehöriger des Deutſchen Reichs 
geweſen iſt. War das der Fall, ſo gehört er zu den im § 2 Abſ. 2 
Ziff. 1 Stel. aufgezählten Perſonen; denn der Erwerb der pol⸗ 
niſchen Staatsangehörigkeit durch ihn kann erſt nach dem 1. Auguſt 
1914 erfolgt ſein, weil es damals einen polniſchen Staat noch nicht gab.“ 


III. Doppelbeſtenerung iſt keine außergewöhnliche Härte im Sinne # 


des StölG. Auswanderung im denutſchen Intereſſe. SIG, § 21. 
(Urteil vom 4. Juni 1920 IB 4/20). 

Der Beſchwerdeführer, der bisher als Oberingenieur für den 
Kriegsſchiffbau in Deutſchland beſchäftigt war, iſt nunmehr in die 
Dienſte der ſchwediſchen Aktiengeſellſchaft S. in Helſingfors getreten. 
Seinen Antrag, ihn gemäß § 21 StFIG. von der Fortdauer der Steuer 
pflicht nach $ 1 des StßlG. und von der Verpflichtung zur Sicherheits- 
leiſtung freizuſtellen, weil ſeine Auswanderung nach Helſingfors im 
deutſchen Intereſſe liege und die Fortdauer der Steuerpflicht für ihn 
eine außergewöhnliche Härte darſtellen würde, hat das Landesfinanz⸗ 
amt zurückgewieſen. 

Die Beſchwerde iſt für begründet erachtet worden. 

„Die außergewöhnliche Härte ſoll darin liegen, daß Beſchwerde⸗ 
führer im Falle ſeiner Auswanderung doppelt Steuern zahlen muß. 
Darin liegt aber nichts Beſonderes; es trifft bei jedem Deutſchen zu, 
der ſeinen dauernden Aufenthalt in Deutſchland aufgibt und nach dem 
Ausland verzieht. Das Geſetz will die Gefährdung der finanziellen 
Intereſſen des Reichs, der Bundesftanten und der Gemeinden durch 
die Auswanderung abwenden. Es ſchreibt daher die Fort- 
dauer der inländiſchen Steuerpflicht im Falle 
der Auswanderung vor. Damit muß der Steuer- 
pflichtige, der auswandern will, rechnen. Wan⸗ 
dert er gleichwohl aus, ſo treten die Folgen ein, die das Geſetz an die 
Auswanderung knüpft. Vom Standpunkt des Geſetzes 
aus liegt darin weder eine beſondere Härte 
noch überhaupt eine Härte. Soll in der Fortdauer der 
inländiſchen Steuerpflicht eine außergewöhnliche Härte liegen, dann 
müſſen andere Gründe gegeben ſein. Es müſſen beſondere Umſtände 
vorliegen, die den Steuerpflichtigen, wenn er ſich nicht einem unver⸗ 
hältnismäßigen Nachteil ausſetzen will, zur Auswanderung nötigen. 
Derartige Gründe ſind aber hier nicht gegeben. Ein ſolcher Grund 
liegt insbeſondere auch nicht darin, daß Beſchwerdeführer ſich haupt⸗ 
ſächlich wegen der Schwierigkeit, im Inland Beſchäftigung als Schiff⸗ 
bau-Ingenieur zu finden, zur Auswanderung nach Finnland ent⸗ 
ſchloſſen hat. Denn ſolche Gründe ſind, wie der erkennende Senat be⸗ 
reits in dem Erkenntnis vom 29. April 1919 (Sammlung Bd. 2 
S. 46)“*) ausgeführt hat, nicht außergewöhnlicher Natur. Dagegen iſt 
anzuerkennen, daß die Auswanderung des Beſchwerdeführers nach 
Finnland im deutſchen Intereſſe liegt. 

Beſchwerdeführer iſt als leitender Ingenieur für den Bau von 
Handelsſchiffen in die Dienſte der Aktiengeſellſchaft getreten. Er iſt 
bevollmächtigt, in Deutſchland bei allen in Frage kommenden Firmen 
die geſchäftlichen Intereſſen der Geſellſchaft zu vertreten, und be⸗ 
rechtigt, Kauf- und Engagementsverträge auf deren Rechnung und 
Gefahr in jeder Höhe abzuſchließen. Mit Recht macht Beſchwerde⸗ 
führer geltend, daß die Übernahme einer ſolchen leitenden Stellung im 
Ausland durch einen Deutſchen im deutſchen Intereſſe liege. Be⸗ 
ſchwerdeführer iſt vor allem in der Lage, der deutſchen Induſtrie Be⸗ 
ſtellungen an Rohmaterialien, Werkzeugen, Maſchinen und dergleichen 
zuzuführen und damit der deutſchen Ausfuhr wertvolle Handels- 
beziehungen zu eröffnen. Er hat es auch in ſeiner Hand, deutſche 
Beamte und Arbeiter anzuſtellen und damit den deutſchen Einfluß zu 
ſtärken. Als leitender Ingenieur hat Beſchwerdeführer überdies die 
Möglichkeit, den finniſchen Schiffbau in ſchiffbautechniſcher Bezie⸗ 
hung weitgehend dem deutſchen Bedarf anzupaſſen und damit deutſchen 
Bebitrfniffen Rechnung zu tragen. Würde deutſchen Ingenieuren die 


*) DSB. Jahrg. 8 S. 82. 


N 


rr 


91 

Übernahme folder leitenden Stellungen unmöglich gemacht, jo würden 

dadurch dem deutſchen Reiche wertvolle Gelegenheiten zur Anbahnung 

volkswirtſchaftlich wichtiger Handels- und Wirtſchaftsbeziehungen ſowie 

zur Begründung und Stärkung des deutſchen Einfluſſes im Ausland 

ni, Das zu verhüten, liegt gerade in der Abſicht des § 21 
tFlGB.“ 


27 IV. Umſätze ins Ausland im Sinne von $ 2 Nr. 1 USt. 1918 

ſietzt $ 2 Nr. 1 UStG. 1919). (Urteil vom 28. Juli 1920 II A 157/20). 

Die Beſchwerdeführerin will von der Umſatzſteuer für die Ent⸗ 

gelte befreit ſein, die ſie für Lieferungen an die Landbetriebsgeſell⸗ 

ſchaft erhalten habe. Sie ſtützt ihren Anſpruch auf $ 2 Nr. 1 UStG. 

1918, weil es ſich dabei um Umſatze in das Ausland gehandelt habe. 
Die Rechtsbeſchwerde hatte keinen Erfolg. 

„Die Beſchwerdeführerin hat ihre Erzeugniſſe nicht ſelbſt ins 
Ausland ausgeführt. Sie hat vielmehr die Lieferungsaufträge von 
der Landbetriebsgeſellſchaft empfangen, die Waren durch Verſendung 
an die Adreſſe einer Berliner Speditionsfirma der Betriebsgeſell⸗ 
ſchaft geliefert und von dieſer bezahlt erhalten. Erſt die Betriebs- 
geſellſchaft hat die Geſchäfte mit den ausländiſchen Beziehern getätigt 
und die Waren ausgeführt und zwar als Eigenhändler, nicht als Be⸗ 
auftragter, auch nicht als Kommiſſionär der Beſchwerdeführerin. Daß 
unter Umſatz ins Ausland im Sinne des 8 2 
Nr. 1 aber das Geſchäft mit dem ausländiſchen 
Bezieher und nicht das Geſchäft des inlän- 
diſchen Ausfuhrfabrikanten mit dem inländi- 
ſchen Ausfuhrhändler zu verſtehen iſt, mithin 
für die Steuerbefreiung nicht die Beſtimmung 

der Ware für die Ausfuhr genügt, geht klar 
aus 8 28 A bſ. 1 hervor. Denn dieſe Vorſchrift ſetzt voraus, 
daß das Geſchäft des inländiſchen Ausfuhrhändlers mit ſeinem in⸗ 
ländiſchen Lieferer grundſätzlich der Steuerpflicht unterliegt. Die 
Steuerpflicht iſt hier alfo anders als im umgekehrter 
Falle der Ein fuhr geregelt, wo nach der ausdrücklichen Vor⸗ 
ſchrift des $ 2 Nr. 1 nicht nur das Geſchäft des inländiſchen Einfuhr⸗ 
händlers mit ſeinem ansländiſchen Lieferanten ſondern auch der Umſatz 
des Einfuhrhändlers an den erſten inländiſchen Bezieher von der 
Steuer freigelaſſen iſt.“ 


V. Umſatzſtenerpflichtige Leiſtungen der Auskunfteien; § 1 Nr. 1 
UStG. 1918, künftig § 1 Abſ. 1 NSS, (Urteil vom 30. Juni 1920 
II A 135/20.) 

Die Beſchwerdeführerin, die eine Auskunftei betreibt, ſchließt 
Verträge in der Weiſe ab, daß ſie gegen Vorauszahlung eines Jahres⸗ 
abonnements ſich verpflichtet, ihren Kunden innerhalb des Jahres auf 
geſtellte Anfragen Auskunft zu erteilen. 

Die Rechtsbeſchwerde wendet ſich dagegen, daß die Umſatzſteuer 
für die Zeit vom 1. Auguſt bis 31. Dezember 1918 nach dem Betrage 
der in dieſem Zeitraum vereinnahmten Jahresabonnementsgelder 
7 ohne Rückſicht darauf berechnet worden iſt, ob die Beſchwerdeführerin 

in dieſem Zeitraum Auskunft erteilt hat oder der Anſpruch auf Lei⸗ 

ſtung durch Beendigung der Abonnementsfriſt erloſchen iſt. Sie ver⸗ 
tritt die Anſicht, daß die Steuerpflicht erſt mit der geforderten tat⸗ 
ſächlichen Ausführung der Auskunftserteilung beginne. 
Die Rechtsbeſchwerde iſt als unbegründet zurückgewieſen worden. 
N „Allerdings bezeichnet 8 1 Abſ. 1 UStG. 1918 als der Umſatzſteuer 
unterliegend die im Inland gegen Entgelt ausgeführten Lei⸗ 
ſtungen. Die SS 6 Abſ. 1, 16 Abſ. 1 beſtimmen aber, daß die Steuer 
nach dem Geſamtbetrage der Entgelte berechnet wird, die das 
Unternehmen im Laufe eines Kalenderjahrs für ſteuerpflich⸗ 
tige Leiſtungen erhalten hat. Damit iſt, wie in dem Gut⸗ 
achten des erkennenden Senats vom 25. November 1918 (Sammlung 
Bd. 1 B S. I ff. unter II, IV) ausgeführt iſt, ausgeſprochen, daß die 
Vereinnahmung des Entgelts nicht nur für die Beſtimmung des 
Zeitpunkts der Steuerentrichtung maßgebend, ſondern ſelbſt zu 
einem Entſtehungselement der Steuerpflicht gemacht worden iſt. 
Die Leiſtung wird nur ſteuerpflichtig, wenn ſie bezahlt wird und nur 
inſoweit, als ſie bezahlt wird und, wenn ſie bezahlt wird, nur inſoweit, 
als die Zahlung in den zeitlichen Geltungsbereich des Geſetzes und, 
wie hier hinzuzufügen iſt, in den Steuerabſchnitt fällt, für den die 


1 


a 


3 


LE 


* 


Steuer gefordert wird. Die Steuerpflicht entſteht, 
wenn das Entgelt vereinnahmt iſt, und iſt zu⸗ 
nächſt unabhängig davon, ob in dem Steuer- 
abſchnitt, in den die Zahlung fällt, die Lei- 


ſtung auch wirklich ausgeführt worden iſt. In der 
Entgeltleiſtung ſieht der Geſetzgeber den Anlaß, mit der Auferlegung 
einer Steuer einzuſetzen: an ſie knüpft er daher die Entſtehung der 
Steuerpflicht an. Dahingeſtellt kann bleiben, inwieweit die mit der 
Vereinnahmung des Entgelts entſtandene Steuerpflicht im Hinblick 
auf die Faſſung des § 1 Abſ. 1, $ 18 auflöſend bedingt iſt, und ob die 


— 
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gelt in jedem Falle 


Auflöſung der Steuerpflicht nur eintritt, wenn das gezahlte Entgelt 
ſpäter zurückgewährt wird, oder auch dann, wenn ohne Zurückgewäh⸗ 
rung ſicher iſt, daß eine Ausführung der Lieferung oder Leiſtung nicht 
ſtattfinden wird. Im vorliegenden Falle iſt das Ent ⸗ 
auch dann geſchuldet, wenn 


der Kunde innerhalb des Jahres, auf das das 
Abonnement lautet, von ſeinem Rechte, ſich 
Auskunft erteilen zu laſſen, keinen Gebrauch 


macht, da die Leiſtung nicht in der einzelnen 
Auskunft, ſondern bereits in der Bereit⸗ 
ſtellung der Einrichtungen der Auskunftei liegt.“ 


Anterliegen Zinſen, die bei Vorausbezahlung des 
Kaufpreiſes vom Verkäufer an den Käufer bis zum 
Fälligteitstage erſtattet werden, der Kapitalertrag⸗ 
ſteuer? 
Von Rechtsanwalt Dr. Wollſtadt, M. Gladbach. 


Es ſind Zweifel darüber entſtanden, ob bei einer Voraus⸗ 
bezahlung des Kaufpreiſes und Verzinſung desſelben ſeitens des 
Verkäufers bis zum Tage, wo er feiner Lieferungspflicht der 
gekauften Ware genügt oder der Kaufpreis fällig wird, dieſe 
Zinſen der Kapitalertragsſteuer unterliegen. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat ſich zu dieſer Frage 
unverbindlich dahin geäußert (vgl. Deutſche Steuer⸗Zeitung IX 
Nr. 4 S. 104), daß ſich die Vorauszahlung des Kaufpreiſes unter 
Ausbedingung von Zinſen für den Käufer rechtlich als Gewäh⸗ 
rung eines Darlehns des Käufers an den Verkäufer darſtelle; bis 
zur Fälligkeit der Kaufpreisforderung beziehe der Käufer daher 
Zinſen von Forderungen im Sinne des $ 2 Abſ. 1 Nr. I 4 des 
Kapitalertragſteuergeſetzes. 

Dieſe Auffaſſung des Herrn Reichsfinanzminiſters iſt jedoch 
unzutreffend, und es muß ihr daher entgegengetreten werden. 
Zunächſt kann es einem begründeten Zweifel nicht unterliegen, 
daß die Vorauszahlung eines noch nicht fälligen Kaufpreiſes 
rechtlich — abgeſehen von ganz beſonders gelagerten Fällen — 
niemals als Gewährung eines Darlehns feitens des Käufers an 
den Verkäufer aufgefaßt werden kann. Die Zahlung erfolgt 
zwecks Tilgung der Kaufpreisſchuld des Käufers, alſo solvendi 
cau a, zum Zwecke der Tilgung einer Schuld, nicht redendi causa, 
zwecks Hingabe eines demnächſt rückzahlbaren Darlehns. Die Sache 
liegt nicht anders, als wenn bei vorzeitiger Zahlung einer noch 
nicht fälligen Schuld vom Schuldner der ſog. Zwiſchenzins von vorn⸗ 
herein vom Betrage der zu zahlenden Summe abgezogen wird. 
Auch dieſer ſog. Zwiſchenzins (vgl. $ 272 BGB.) unterliegt der 
Kapitalertragſteuer nicht, und zwar deshalb nicht, weil es ſich 
hier gar nicht um Zinſen im eigentlichen Sinne des Wortes 
handelt. Zinſen find eine Vergütung, welche jemand dafür zu 
fordern hat, daß er eine ihm geſchuldete Summe Geldes oder 
andere vertretbare Sachen entbehrt, beſtehend in einer Leiſtung 
gleicher Art und bemeſſen nach Quoten der Hauptleiſtung. Die 


Zinſen ſetzen alſo eine Kapitalſchuld voraus, neben der ſie an 
den Gläubiger zu entrichten ſind. Der Zwiſchenzins bei vor⸗ 


zeitiger Zahlung einer Kapitalſchuld fällt aber nicht dem Gläu⸗ 
biger der Kapitalſchuld zu — ſoweit ein Abzug überhaupt ges 
ſtattet iſt — ſondern dem Schuldner, und ſtellt einen Aus⸗ 
gleich des Vorteils dar, der dem Gläubiger ohne dieſen Abzug 
durch die vorzeitige Zahlung ſeiner Forderung erwachſen würde. 
Ganz das gleiche iſt dann der Fall, wenn der Zwiſchenzins nicht 
von vornherein abgezogen wird, ſondern der Schuldner zwar den 
vollen Kaufpreis an den Verkäufer zahlt, dieſer davon aber die 
entſprechenden Beträge in Form von Zinſen bis zum Tage der 
Fälligkeit zurückvergütet. Auch dies find keine Zinſen im Rechts⸗ 
ſinne; denn eine ihnen entſprechende Kapitalforderung beſteht 
nicht, vielmehr iſt dieſe ja gerade durch die Zahlung erloſchen, 
auch werden ſie nicht an den Gläubiger der Kapitalforderung 
gezahlt, ſondern umgekehrt von dem früheren Gläubiger der 
Kaufpreisforderung an den Schuldner zurückvergütet. 

Wie ſehr daher auch die Auffaſſung des Herrn Neichsfinanz⸗ 
miniſters vom fiskaliſchen Standpunkt aus verſtändlich erſcheinen 


mag, vom rechtlichen Geſichtspunkte aus iſt fie jedenfalls unhalt⸗ 
bar. Man könnte vielleicht noch auf den Gedanken kommen, daß 
mit Rückſicht auf den $ 4 RAD,, der beſtimmt, daß bei der Aus⸗ 
legung der Steuergeſetze ihr Zweck, ihre wirtſchaftliche Bedeutung 
und die Entwicklung der Verhältniſſe zu berückſichtigen iſt, die 
rechtliche Betrachtung für die Frage, ob die erwähnten Beträge 
der Kapitalertragsſteuer unterfallen, nicht ausſchlaggebend ſei. 
Dem iſt aber entgegenzuhalten, daß im vorliegenden Fall die 
wirtſchaftliche Betrachtung zu dem gleichen Ergebnis führt, wie 


die rechtliche; beide Anſchauungen ſind durchaus konform. Den * 


fraglichen Beträgen ſteht auch wirtſchaftlich keine Kapitalforde⸗ 
rung deſſen, an den ſie fallen, entgegen, vielmehr bedeuten ſie 
auch wirtſchaftlich lediglich die Rückerſtattung eines vom Schuld⸗ 
ner zuviel gezahlten Kapiral betrages, die lediglich äußerlich 
nach Art von Zinſen erfolgt. Dieſe Form der Erſtattung des 
ſog. Zwiſchenzinſes wird man dann wählen, wenn der Fällig⸗ 
feitstermin nicht bei der Vorauszahlung kalendermäßig feſtſteht, 
mithin alſo auch ein beſtimmter Betrag des Zwiſchenzinſes nicht 
von vornherein in Abzug gebracht werden kann. Es können da⸗ 
her auch gerade vom wirtſchaftlichen Standpunkt aus die ge⸗ 
nannten Beträge nicht als Erträge eines Kapitals aufgefaßt 
werden, wie dies das Kapitalertragsſteuergeſetz verlangt, ſondern 
es ergibt ſich, daß es ſich auch wirtſchaftlich dabei um die Rück⸗ 
erſtattung zuviel gezahlter Kapitalbeträge handelt. 

Ich komme daher zu dem Ergebnis, daß ſog. Zinſen, die vom 
Verkäufer bei Vorauszahlung des Kaufpreiſes an den Käufer 
bis zum Tage der Fälligkeit zu zahlen ſind, nicht kapitalertrags⸗ 
ſteuerpflichtig ſind. 


Anrechnung der Kapitalertragſteuer 
auf die Einkommenſteuer. 
Von Geh. Rechnungsrat Pfafferoth, Berlin. 


Der $ 44 des Einkommenſteuergeſetzes“) iſt aus dem 8 43 


des Geſetzentwurfs hervorgegangen, der allgemein eine Anrech⸗ 
nung von ¼ der entrichteten Lapitalertragſteuer auf 
die geſchuldete Einkommenſteuer vorſah. Nach der 
Beratung des Entwurfs im Ausſchuſſe beantragte dieſer die An⸗ 
rechnung der Kapitalertragſteuer in 3 Stufen zu /, ½8 und ½ 
ſtattfinden zu laſſen, je nachdem das Einkommen nicht mehr als 
5000 % bzw. 7500 % und 10 000 % beträgt. Letztere Beträge 
ſind im Plenum in 7500, 10 000 und 12 500 % geändert worden. 
Bekanntlich iſt es aber bei einer derartigen ſprungweiſen Steige⸗ 
rung unausbleiblich, daß, wenn die vorgeſchriebenen Grenzen 
nur um ein geringes überſchritten werden, ungerecht und wider⸗ 
ſinnig erſcheinende Benachteiligungen und Verſchiebungen die 
| 


Folge find. So könnte es auch hier vorkommen, daß dem Steuer⸗ 
pflichtigen von ſeinem Einkommen nach Anwendung der Anrech⸗ 


*) 44 REinkStG. lautet: 

„[1] Die für einen Steuerpflichtigen in einem Kalenderjahr entrichtete 
auf volle Mark nach unten abgerundete Kapitalertragſteuer wird, ſofern 
ſie mindeſtens fünf Mark beträgt, auf Antrag auf die von ihm für das 
folgende Rechnungsjahr geſchuldete Einkommenſteuer angerechnet, wenn 
der Steuerpflichtige über ſechzig Jahre alt oder erwerbsunfähig oder 
nicht bloß vorübergehend behindert iſt, ſeinen Lebensunterhalt durch 
eigenen Erwerb zu beſtreiten, und wenn das Einkommen ſich haupt⸗ 
ſächlich aus Kapitaleinkommen und Bezügen der im § 9 Nr. 8 bezeich⸗ 
neten Art zuſammenſetzt. 

(2) Die Anrechnung erfolgt bei einem ſteuerbaren Einkommen 
von nicht mehr als 7500 Mark in Höhe von 75 vom Hundert, 
von nicht mehr als 10000 Mark in Höhe von 50 vom Hundert, 
von nicht mehr als 12 500 Mark in Höhe von 25 vom Hundert. 

(3) Bei einem die bezeichneten Grenzen überſteigenden Einkommen 
erfolgt die Anrechnung zu dem Hundertſatze, der für das dieſe Grenze 
nicht überſteigende Einkommen gilt, !njoweit dem Steuerpflichtigen 
nach Abzug der Einkommenſteuer derjenige Betrag verbleibt, der ſich 
bei Zugrundelegung eines dieſe Grenze erreichenden Einkommens er⸗ 
geben würde. 

(4) Der anrechnungsfähige Betrag wird gegebenenfalls erſtattet. 

(5) Über die Anrechnung und Erſtattung wird im Beſchwerdever⸗ N 
fahren entſchiede n.“ 
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nungsvorſchrift, alſo nach Zahlung der um einen Teil der 
Kapitalertragſteuer gekürzten Einkommenſteuer weniger übrig⸗ 
blieb, als es für ihn bei einem geringeren Einkommen der Fall 
geweſen wäre. Bei einem Einkommen von 7500 M würde z. B. 
nach Abzug der um ¼ der Kapitalertragſteuer verminderten Ein⸗ 
kommenſteuer ein um 123,50 % höheres Reineinkommen ver⸗ 
blieben, als von 7600 % Einkommen bei Anrechnung von nur 
50% der Kapitalertragſteuer. Um ſolche Unzuträglichkeiten zu 
verhüten, iſt bei der Beratung im Plenum gleichzeitig im 8 44 
dem die Staffelung vorſchreibenden Abſatz 2 zur Ausgleichung 
der Abſatz 3 angefügt worden. Beide Abſätze find ſonach auch im 
Zuſammenhange zu betrachten und auszulegen. 

Bei Anwendung des Abſatzes 3 iſt nun, dem Wortlaut dieſer 
Vorſchrift entſprechend, zuerſt feſtzuſtellen, wieviel von einem 
ſteuerbaren, alſo ſchon um die Kapitalertragſteuer gekürzten Ein⸗ 
kommen in Höhe von 7500 , 10 000 „ und 12 500 M nach Abzug 
der davon zu berechnenden Einkommenſteuer übrigbleibt und wie 
ſich das Ergebnis bei einem Einkommen, das dieſe Beträge über⸗ 
ſchreitet, darſtellt. 

Es ſoll dies zunächſt für ein Einkommen von 7500 A, das 
die oberſte Grenze der im Abſ. 2 angegebenen erſten Staffel 
bildet, geſchehen. 

I. Läßt man vorerſt nur den gemäß § 20 Abſ. 1 des EStG. 
freibleibenden Teil von 1500 unberückſichtigt, ſo ſtellt ſich die 


Einkommenſteuer bei einem Einkommen von 7 500 M 
alſo von 7 500 — 1500 — 6 000 A4 auf 750 M 
nach deren Abzug verbleiben . 6750 A1 


vom Einkommen. 
Bei den ſteuerbaren Söchſteinkommen der nächſthöheren 
Steuerſtufen beläuft ſich das unter gleicher Vorausſetzung übrig⸗ 
bleibende Einkommen und zwar 
a) in der Steuerſtufe von über 7500 bis 7 600 
auf⸗7 600 766 ² 
b) in der Steuerſtufe von über 7600 bis 7700 
Af e ee a 
c) in der Steuerſtufe von über 7700 bis 7800 
auf 7800 — 798 K 


6 918 AM 


7002 M 


Die Anterſchiede dieſer Reſteinkommensbeträge zu a, b und e 


gegenüber obigen 6 750 AM, welcher Betrag dem als Grenze maß⸗ 
gebenden ſteuerbaren Einkommen von 7 500 M entfpricht, machen 
84, 168 und 252 % aus. Dieſe Zahlen ändern ſich jedoch, je 
nachdem vom Einkommen nicht nur, wie oben angenommen. en 
Mark, ſondern gemäß § 20 EStG. ein höhere 2 rhei 
bleibt. 

Dieſe Anterſchiedsbeträge, die alſo angeben, wieviel nach 
Zahlung der Einkommenſteuer der Steuerpflichtige der drei 
höheren Stufen mehr an Einkommen übrigbehält, als der auf der 
Grenze der erſten Staffel des Abſ. 2 ſtehende Pflichtige, ſind da⸗ 
her von Bedeutung für die weiterhin nach Abſ. 3 zu behandelnde 
Frage, inwieweit unter Berückſichtigung der Unterſchiedsbeträge 
die Kapitalertragſteuer zu / ſtatt nur zu % auf die Einkommen⸗ 
ſteuer anzurechnen iſt, um das Ziel zu erreichen, daß der Steuer⸗ 
pflichtige dadurch zwar keinen Vorteil in ſeinem verbleibenden 
Einkommen gegenüber den Steuerpflichtigen mit geringerem 
ſteuerbaren Einkommen bei dem Ausgleich gewinnen, aber auch 
nicht hinter dieſen zurückſtehen ſoll. 

II. Bei einem nur aus Kapitalvermögen herrührenden 
ſteuerbaren Einkommen von 7 500 , das einem Gejamtein- 


kommen von —8 8 333 K 

nach Abzug der Kapitalertragſteuer von — 833 M 
entſpricht, ſo daß verbleiben (wie oben) 5 7 500 A. 
kommt auf die Einkommenſteuer von 750 M 

von der entrichteten Kapitalertragſteuer von 

833 „ nach § 44 Abf. 2931, mit. l 

zur Anrechnung, ſo daß nach Abzug der auf 126 HK 


ermäßigten Einkommenſteuer ein Reineinkommen von 7374 M 
übrig bleibt. 


*) Der beſſeren Überſicht halber iſt hier die Bruchteil ½ weg ⸗ 
gelaſſen. 
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Bei dem Höchſteinkommen der nächſthöheren 
Steuerſtufe biss . 76 00.— M 
wäre nach $ 44 Abſ. 2 
menſteuer von 766,— 4. 
Rur % der Kapitalertragſteuer mit 416,50 % 
anzurechnen, jo daß nach Abzug der verbleibenden . 349,50 A 
Ahh! 5 . 7250,50 % 
alſo 123,50 weniger als bei dem niedrigeren ſteuerbaren Ein⸗ 
kommen von 7 500 M übrig bliebe. 

Dem will $ 44 Abſ. 3, wie aus deſſen Wortlaut wohl zu 
ſchließen iſt, vorbeugen. Zu dieſem Zwecle ſoll hier deshalb ſtatt 
der Anrechnung von nur * — 50% der Kapital⸗ 


auf die Einkom⸗ 


ertragſteuer mit r e e ee 416,50 M 
eine ſolche von / — 75% dieſer Steuer, was in 

F 5524 
ausmachen würde, „ſoweit“ eintreten, bis der oben berechnete 


Ausfall von 123,50 ausgeglichen iſt. 


Dies wird dadurch erreicht, daß der vorangeführte höhere 
Kapitalertragſteuerteil vorn 624 cH 
um den oben unter La berechneten Betrag von 84 . 
um welchen nach Abzug der Einkommenſteuer das Reſtein⸗ 

kommen bei 7 600 , das bei 7 500 & überſteigt, gekürzt 

wird. Die verbleibenden 540% 
ſtellen ſomit den Betrag dar, der gemäß § 44 Abi. 3 auf 
die Einkommenſteuer von n 7664 
anzurechnen iſt, ſo daß an Einkommenſteuer nur noch 226 M 
(an Stelle der oben berechneten 349,50 %) von dem ſteuerbaren 


Einkommen von r 7 600 M 
in Abzug kommt und von dieſen ohne die = 226 A 
demzufolge noch 7374 


verbleiben, alſo ebenſoviel wie bei dem Einkommen von 7 500 A. 


Bei einem Einkommen ṽon 7 700 A ı 
würde danach auf die Einkommenſteuer von 782 M 
624 — 168 M (dem oben zu II b berechneten 
Einkommensüberſchuß) —= > 456 M | 
anzurechnen fein, jo daß nur noch 326 M 
Einkommenſteuer in Abzug käme und wieder 7 374 | 


als Reineinkommen verblieben. 

In der nächſthöheren Steuerſtufe würde eine ſolche Aus⸗ 
gleichsberechnung nur bei einem Einkommen bis zur Höhe von 
7755,50 M von Erfolg ſein. 

Zu beachten iſt jedoch, daß bei dieſem Ausgleich der auf 
die Einkommenſteuer anzurechnende Teil der Kapitalertragſteuer, 
ſoweit er nach dem höheren Prozentſatz zu berechnen iſt, in keinem 
Falle hinter dem dem niedrigeren Prozentſatz entſprechenden 
Teil dieſer Steuer zurückbleiben darf, weil dies dem zu Verück⸗ 
Aehtigenden Nachteil bringen würde. 


Dieſe Ermittlungsart iſt wegen ihrer Umſtändlichkeit ſelbſt⸗ 
redend nicht überall durchführbar und es wäre deshalb erwünſcht, 
fie auf eine einfachere Berechnungsweiſe zurückführen zu können. | 
Die anderweit dazu bereits gemachten Vorſchläge bieten jedoch da= | 
für wegen der Wechſelwirkung ſo verſchiedenartiger Faktoren bei der 
vorliegenden Frage keine ausreichende Handhabe. Aus dem 
gleichen Grunde werden auch die in dem § 32 Abſ. 3 des Ge⸗ 
ſetzes über einen einmaligen außerordentlichen Wehrbeitrag vom 
3. Juli 1913 (RG Bl. S. 505) und in & 26 des Beſttzſteuergeſetzes 
vom 3. Juli 1913 (RGHBl. S. 524) gegebenen, ein ähnliches Aus⸗ 
gleichsverfahren regelnden Vorſchriften nicht mit genügendem Er⸗ 
folge herangezogen werden können. 

Auch das in Dalberg, Die Kapitalertragſteuer S. 54 mit⸗ 
geteilte, auf gleicher Anſicht beruhende, durch Zahlenirrtümer 
leider an Verwendbarkeit einbüßende Beiſpiel gibt in der an⸗ 
geſchloſſenen Gleichung nicht die für alle Fälle nötige Abhilfe. 

Es kann daher nur folgende Berechnungsweiſe empfohlen 
werden: 

Von dem in Frage ſtehenden Einkommen wird das zunächſt 
niedrigere Grenzeinkommen (d. h. 7 500 bz. 10 000 oder 12 500 A) 
abgezogen, was den Unterſchiedsbetrag A ergibt. 


Sodann wird von der Einkommenſteuer des höheren Einkom⸗ 
mens die des niedrigeren Grenzeinkommens abgezogen, was den 
Unterſchiedsbetrag B ergibt. 


Zuletzt wird der überſchuß von A und B von dem nach dem 
anwendbaren höheren Prozentſatze (d. h. 75 bz. 50 und 25%) 
errechneten Kapitalertragſteuerteil abgezogen — aber nur ſo⸗ 
weit, bis der nach dem niedrigeren Prozentſatz ſich berechnende 
Teil erreicht iſt. 


Der hieraus ſich ergebende Betrag bildet 
die auf die Einkommenſteuer anzurechnende 
Kapitalertragſteuer. 


Beijpiel: 


Ein Einkommen von 12 700 A — auf das nach der Faſſung 
des § 44 Abſ. 1 das zugelaſſene Ausgleichverfahren zweifellos 


ebenfalls anwendbar iſt — ſetzt ſich zufammen aus einem Witwen⸗ 
geld in Höhe von n 6 400 M 
und einer nach Abzug von 700 M Kapitalertragſteuer 
verbleibenden Einnahme aus Kapitalvermögen mit 
ade e BE N te, 2 6 300 M 


zuſammen 12 700 M 


Für die Einkommenſteuer bleiben davon nach 8 20 2500 4 
frei, zu beſteuern ſind noch 10 200 M 
Abzuziehen iſt: 
zuerſt von dem ſteuerbaren Einkommen von 12 700 A 
das zunächſt niedrigere Grenzeinkommen von 12 500 M 
bleibt Unterſchiedsbetrag A von 2 200 M 
ſodann von der Einkommenſteuer von 10 200 M 
ſteuerpflichtigem Einkommen mit . . 1490 M 
die von 12 500 — 2 500 — 10 000 Einkom⸗ 
Mei itt 1450 
Unterſchiedsbetrag 8 = ER 40 M 
JJ ee nn € 160 A 
Endlich iſt von dem nach dem Hundertſatz von 50 berechneten 
Teile der Kapitalertragſteuer von 700.4 mit 350 A 
der obige überſchuß von. SE 160 M 
abzuziehen und die verbleibenden 190 M 


bilden die auf die Einkommenſteuer anzurechnende Kapital⸗ 


ertragſteuer. 


Bei dem niedrigeren Hundertſatz von 25 würden nur 175 M 
anzurechnen ſein. 


Für die Anwendung des $ 44 Abſ. 3 EStÖ. kommen über⸗ 
haupt nur ſteuerbare Einkommen zwiſchen 


7 500 und 7 755 M 
10 000 und 10 331 % 
12 500 und 12 931 M 


in Frage. 


Bemerkt mag noch werden, daß nach einem Erlaſſe des 
Reichsminiſters der Finanzen vom 17. Juli 1920 (RZB. S. 1307) 
ſteuerpflichtigen Perſonen, bei denen die Vorausſetzungen des 
§ 44 des Reichseinkommenſteuergeſetze⸗ gegeben ſind, ſofern fte 
keine Einkommenſteuer zu entrichten haben, die Kapitalertrag⸗ 
ſteuer über die im $ 44 Abſ. 2 vorgeſchriebenen 75 vom Hundert 
hinaus in voller Höhe erſtattet werden können und dabei 8 44 
Abi. 3 ſinngemäße Anwendung finden ſoll. 


Alſo auch hier würde obige Verechnungsweiſe benutzbar ſein. 
Beiſpiel: Bei einer Witwe beträgt das nach S 20 ſteuerfreie 
Einkommen 3000 . Sie hat nur ein Kapitaleinkommen von 
3 200 , ſo daß nach Abzug der Kapitalertragſteuer von 320 M 
noch 2880 M ſteuerbares Einkommen verbleiben, das vorliegend 
ſteuerfrei iſt. Es kann alſo die ganze Kapitalertragſteuer erſtattet 
werden. 


Bu PUT 


mp. 


Fr 


Bezieht ſte neben dem ER 8 


men von 2 880 M 
noch ein Witwengeld von 1018 KA 
ſodaß von dieſen 3 898.4 


nach Abzug von 3000 M eine Einkommenſteuer von 90 1 zu 
zahlen iſt, jo würden von der Kapitalertragſteuer nur 755 — 

240 „ auf die Einkommenſteuer anzurechnen bzw. zu erſtatten 
fein, während bei dem ſteuerbaren Einkommen von 2880 M 
320 M erſtattet erhalten könnte. Ein Ausgleich iſt alſo auch hier 


zuläſſig. 


Die ſteuerliche Behandlung 

der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nach bürgerlichem 

Recht und rheiniſch⸗weſtfäliſchem Güterrecht. 
Von Regierungsrat a. D. L. Buck, Rechtsanwalt in Düſſeldorf. 

Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft iſt, wie ſchon ihr Name 
beſagt, eine Weiterführung der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
der 88 1437 ff. des BGB. Bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
wird das Vermögen des Mannes und der Frau gemeinſchaftliches 
Vermögen beider Ehegatten (Geſamtgut). Zum Geſamtgut 
gehört auch das Vermögen, das der Mann oder die Frau wäh⸗ 
rend der Gütergemeinſchaft erwirbt. An dem Geſamtgut entſteht 
gemeinſchaftliches Eigentum beider Ehegatten zur geſamten 


Hand (ohne Bruchteile). Vom Geſamtgut ausgeſchloſſen iſt nur 


das, was ausdrücklich durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut eines 
der Ehegatten erklärt worden iſt, oder unter gewiſſe Ausnahme⸗ 
paragraphen (S8 1439, 1369 u. 1370 BGB.) fällt. Stirbt ein 
Ehegatte und ſind bei ſeinem Tode gemeinſchaftliche Abkömm⸗ 
linge vorhanden, ſo wird zwiſchen dem überlebenden Ehegatten 
und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen, die im Falle der ge⸗ 
ſetzlichen Erbfolge als Erben berufen ſein würden (Kinder), die 


Gütergemeinſchaft fortgeſetzt. Die Kinder treten im allgemeinen 


in die rechtliche Stellung des verſtorbenen Ehegatten ein, ſetzen 


alſo gewiſſermaßen ſeine Perſon gegenüber dem anderen Ehe⸗ 


gatten fort. 
kömmlingen andere Abkömmlinge vorhanden ſind, intereſſtert hier 
als Ausnahmefall nicht.) 

Die ſteuerliche Behandlung bei der Vermögens⸗ 


ſteuer (preuß. Ergänzungsſteuer, Wehrbeitrag und Notopfer) ſo⸗ 


wie bei der Vermögenszuwachsſteuer (Beſitzſteuer, Kriegsabgabe 
vom Vermögenszuwachs) iſt folgende: 

Solange die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft beſteht (8 1483 
Abſ. 1 BGB.) ſind bei der preußiſchen Ergänzungsſteuer der 
überlebende Ehegatte zur einen Hälfte, die Kinder zuſammen zur 
anderen Hälfte als ſteuerpflichtige Vermögensinhaber anzuſehen, 
alſo wird von der Geſamtmaſſe der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft dem überlebenden Ehegatten die eine Hälfte und den 
Kindern die andere Hälfte und zwar jedem nach Verhältnis ſeines 
Anteiles angeſetzt (anders § 15 II ſächſ. ErgStGeſ.). Auch nach 


dem Wehrbeitragsgeſetz durfte das geſamte Geſamtgut der fort⸗ 


geſetzten Gütergemeinſchaft nicht dem überlebenden Ehegatten 
angeſetzt werden, ſondern es mußten einerſeits der überlebende 
Ehegatte hinſichtlich ſeiner Hälfte, andererſeits jedes der Kinder 
(einerlei ob voll⸗ oder minderjährig) nach ſeinem Anteil an der 
anderen Hälfte veranlagt werden (vgl. Verfüg. des Pr. Fin.- 
Min. v. 12. 2. 1914 IT 2014, ferner Braunſchweigiſches Verw.⸗ 


Ger. v. 21. 4. 1915, Amtliche Mitteilungen 1915 S. 145). Aller⸗ 


dings beſteht ein wichtiger Unterſchied zwiſchen der Behandlung 


bei der pr. Ergänzungsſteuer einerſeits und Wehrbeitrag, Be⸗ 


ſitzſteuer, Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs und Notopfer 
andererſeits. Während bei der pr. Ergänzungsſteuer das Ver⸗ 


mögen der Kinder bei dieſen nicht in voller Höhe herangezogen 


werden durfte, ſondern nur nach Abzug des Kapitalwertes des 
Nießbrauchs, der dem überlebenden Ehegatten nach dem Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch (und ebenſo nach dem weſtfäl. Recht vom 16. 4. 
1860) zuſteht und der Kapitalwert dieſes Nießbrauchs vom über⸗ 
lebenden Ehegatten verſteuert werden mußte, findet beim Wehr⸗ 
beitrag kein derartiger Abzug und Zurechnung des Nießbrauchs 
des Kapfltalwerts ſtatt. 


(Der Fall, daß neben den gemeinſchaftlichen Ab⸗ 


| 
| 
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Nun iſt bei der Wehrbeitragsveranlagung in vielen Fällen 
bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft aus Rechtsirrtum dem 
überlebenden Ehegatten das Geſamtgut der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft ſtatt zur Hälfte, ganz angerechnet worden, während 
den Kindern nichts angerechnet iſt. Die Härten, die ſich hieraus 
bei der Beſitzſteuer und der auf ihr aufbauenden Vermögenszu⸗ 
wachsſteuer von 1916 und 1919 ergeben, wenn nunmehr bei 
dieſen Veranlagungen die Sache rechtlich richtig gemacht wird, 
werden beſeitigt durch § 4 des Kriegsabgabegeſetzes von 1919. 
Er beſtimmt, daß, wenn das Wehrbeitragsvermögen zwar rechts⸗ 
kräftig, aber infolge Rechtsirrtums der Steuerbehörde oder 


des Abgabepflichtigen unrichtig feſtgeſtellt iſt, die Wehrbei⸗ 
| fragsveranlagung 


richtigzuſtellen it. Ins⸗ 
beſondere ſoll eine ſolche Berichtigung erfolgen, wenn im Falle 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft der Anteil eines Abkömm⸗ 
lings am Geſamtgut nicht bei der Feſtſtellung ſeines Anfangs⸗ 
vermögens, ſondern bei der Feſtſtellung des Anfangsvermögens 
des überlebenden Ehegatten in Anſatz gebracht worden iſt. Das 
gleiche hatte bereits für das Zuwachsſteuergeſetz ein Beſchluß des 
Staatenausſchuſſes vom 21. 6. 1916 (RG Bl. S. 561) vorgeſehen, 
der aber auch nicht allgemein beachtet worden iſt. Beim Reichs⸗ 
notopfer und der Beſitzſteuer, welche demnächſt zur Veranlagung 
kommen ſoll, wird in gleicher Weiſe dem überlebenden Ehegatten 
die eine Hälfte, den Kindern ihr Anteil an der anderen Hälfte 
als Vermögen angerechnet. Weiter iſt im § 53 des Reichsnotopfer⸗ 
geſetzes beſtimmt, daß der an einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
beteiligte Abkömmling verlangen kann, daß der überlebende 
Ehegatte das Reichsnotopfer inſoweit, als es die gemeinſchaft⸗ 
lichen Abkömmlinge betrifft, aus dem Anteil bezahlt, der den 
Abkömmlingen am Geſamtgut zuſteht, oder daß er dem Ab⸗ 
kömmling, falls dieſer aus eigenem Vermögen das Notopfer ge⸗ 
zahlt hat, einen entſprechenden Anteil erſetzt. Der überlebende 
Ehegatte und die Abkömmlinge haften gegenüber der Staats⸗ 
kaſſe als Geſamtſchuldner. 


Nun ſteht dem überlebenden Ehegatten (aber nicht den 
Kindern) das Recht zu, die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
abzulehnen (§ 1484 BGB.). Lehnt der überlebende Ehegatte 
ab, jo gilt die Vorſchrift des 8 1482 BGB., d. h. der überlebende 
Ehegatte erhält vom Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft nicht die Hälfte, ſondern 8, die Kinder nicht die Hälfte, 
ſondern 8. Dafür verliert der überlebende Ehegatte allerdings 
den Vorteil ſeines faſt unbeſchränkt geweſenen Verfügungsrechts 
über die geſamte Maſſe. Sobald in dieſer Weiſe durch eine Er⸗ 
klärung des überlebenden Ehegatten eine Auflöſung der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft erfolgt iſt, muß ſich dem ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auch die Steuerbehörde anſchließen, ſoweit es ſich um 
Abgaben vom Vermögen handelt. Natürlich können die Kinder 
und der überlebende Ehegatte auch vereinbaren, daß eine 
Auseinanderſetzung ſtattfindet. Wie ſie ſich dabei auseinander⸗ 
ſetzen, iſt ihre eigene Sache. Sie können ſelbſtverſtändlich auch 
vereinbaren, daß einer der Beteiligten den Löwenanteil, die 
anderen wenig oder nichts bekommen. Iſt die Auseinander- 
ſetzung auf dieſe Weiſe erfolgt, ſo muß ſich ſelbſtverſtändlich auch 
die Steuerbehörde an den tatſächlichen Zuſtand halten. Ge⸗ 
gebenenfalls handelt es ſich bei einer ſolchen Auseinander- 
ſetzung, wenn einer ſozuſagen alles, die andern nichts erhalten, 
um Schenkungen zwiſchen den Beteiligten. Doch braucht dies 
keineswegs ſo zu ſein, im Gegenteil ſpricht in der Regel die 
Vermutung dagegen, denn es handelt ſich meiſt um Ausgleichun⸗ 
gen von Vorempfängen (Ausſtattungen, Studiengelder uſw.). 


Selbſtverſtändlich fällt unter die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft nicht das Vermögen, daß ein gemeinſchaftlicher Abkömm⸗ 
ling zur Zeit des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
ſchon hat (3. B. aus eigenem Verdienſt oder Erbſchaft hinter 
irgendeinem andern), oder das, was er ſpäter auf dieſe Meiſe 
ſelbſt erwirbt. Wenn alſo ein Kind ſelbſt erarbeitetes oder ihm 
von anderer Seite zugefallenes Vermögen beſitzt, ſo hat es ſelbſt⸗ 
verſtändlich dieſes Vermögen außer ſeinem Anteil an der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft zur Verſteuerung zu bringen, ſo zwar, 
daß beide Vermögensmaſſen bei ihm zuſammengerechnet werden. 
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So viel über die ſteuerliche Behandlung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuches. 

Was nun die weſtfäliſche Gütergemeinſchaft 
betrifft, die auch in den Kreiſen Rees, Eſſen und Duisburg der 
Rheinprovinz gilt (Geſetz v. 16. 4. 1860, GS. S. 165), ſo iſt 
darüber folgendes zu ſagen. Nach Artikel 48 des preuß. Aus⸗ 
führungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch bleiben die Vor⸗ 
ſchriften des genannte Geſetzes vom 16. 4. 1860, abgeſehen von 
einigen ſteuerlich nicht beſonders bemerkenswerten Abweichun⸗ 
gen beſtehen. Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 16. 4. 1860 
find im großen ganzen ähnlich denen des BGB. Zu beachten 
find dabei nur die 88 2—7 des Art. 45 des Ausführungsgeſetzes 
zum BGB., welche auf Teil II Titel 1—8 8$ 634 ff. des preuß. 
allgemeinen Landrechts verweiſen. Aber auch dieſe Vorſchriften 
ſind für die ſteuerliche Behandlung der Angelegenheit ohne Ein⸗ 
fluß. Auch die genannten Paragraphen bringen zum Ausdruck, 
daß von der beim Tode des einen Ehegatten vorhandenen Ge⸗ 
ſamtmaſſe der überlebende Ehegatte die eine Hälfte als ſein 
Eigentum zurücknimmt, während die Kinder (Blutsverwandte 
in abſteigender Linie, welche noch nicht abgefunden ſind), zu⸗ 
ſammen die andere Hälfte erhalten. Daß der überlebende Ehe⸗ 
gatte außerdem noch Hausrat und Möbel ſowie Wäſche vorweg 
erhält, iſt ſteuerlich belanglos, weil dieſe Gegenſtände von den 
meiſten Vermöoensſteuergeſetzen ſowieſo freigelaſſen werden. 
Alſo liegt die ſteuerliche Behandlung der weſtfäliſchen fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft gleich der des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches. 


Was nun die preußiſche Einkommensbeſteuerung anlangt, ſo 
iſt bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft jeder Ehegatte in 
ſteuerlicher Beziehung als zum Bezuge der Hälfte der güter⸗ 
gemeinſchaftlichen Maſſe anzuſehen (EOVG. Bd. 14 S. 63, Bd. 13 
S. 18 und ff.). Leben beide Ehegatten zuſammen, ſo hat infolge 
der beſonderen Zuſammenrechnungsvorſchrift des § 10 des preuß. 
Einkommenſteuergeſetzes der Ehemann bisher die Einkünfte der 
Geſamtmaſſe verſteuern müſſen. Leben die Ehegatten getrennt 
und iſt die Gütergemeinſchaft nicht aufgehoben, ſo hat eben jeder 
die Einkünfte ſeiner Hälfte zu verſteuern. Bei Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft nach dem Tode eines Ehegatten 
mit den gemeinſamen Kindern hat bei der preuß. Ein⸗ 
kommenſteuer der überlebende Ehegatte die eine Hälfte, die 
Kinder zusammen die Einkünfte der anderen Hälfte zu vers 
ſteuern. Ob die Kinder volljährig oder minderjährig ſind, iſt 
dabei gleichgültig. Allerdings iſt dabei zu berückſichtigen, daß bis 
zur Volljährigkeit dem überlebenden Ehegatten als dem In⸗ 
haber der elterlichen Gewalt die Nutznießung am Vermögen der 
Kinder zuſteht, alſo aus dieſem Grunde bis zur Volljährigkeit 
der Kinder das Einkommen aus der Geſamtmaſſe ſteuerlich wohl 
beim überlebenden Ehegatten heranzuziehen wäre. Lehnt der 
überlebende Ehegatte die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ab, 
fo kommt wiederum, ſtatt des Verhältniſſes * zu %, das Ver⸗ 
hältnis / zu / zur Anwendung. 


Was nun die Reichseinkommenſteuer anlangt, ſo 
beſtimmt § 18 des Reichseinkommenſtenergeſetzes, daß das in das 
Geſamtgut fallende Einkommen als Einkommen des überlebenden 
Ehegatten anzuſehen iſt. Solange alſo keine Aufhebung der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft eingetreten iſt, ſei es durch ein⸗ 
ſeitige Erklärung des überlebenden Ehegatten gemäß § 1484 
BGB. oder durch förmliche Auseinanderſetzung zwiſchen den Be⸗ 
teiligten, hat künftig der überlebende Ehegatte nach dem neuen 
Reichseinkommenſteuergeſetz das Einkommen aus der fortsoeſetzten 
Gütergemeinſchaft allein zu verſteuern. Der $ 18 des REStßceſ. 
iſt ausdrücklich aufgenommen worden, um etwaige Zweifel zu be⸗ 
ſeitigen, die ſich aus den Vorſchriften des BGB. und der ſeit⸗ 
herigen Rechtſprechung etwa ergeben könnten (Amtliche Bes | 
gründung Seite 49). 


Was nun die ſteuerliche Behandlung der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft bei der Reichserbſchaftsſteuer anlangt, ſo 
iſt hierfür der & 12 des Reichserbſchaftsſteuergeſetzes vom 10. 9. 
1919 Rl. S. 1543 maßgeblich. Das Reichserbſchaftsſteuergeſetz 
macht dabei keinen Unterſchied zwiſchen der Nachlaßſteuer (8 1 
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Ziff. 1) und der Erbanfallſteuer (S 1 Ziff. 2). Die §§ 12 Nachlaß⸗ 
ſteuer und 21 Erbanfallſteuer beſtimmen übereinſtimmend, daß 
der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgut Gegen- 
ſtand der Nachlaßſteuer in gleicher Weiſe iſt, als wenn er zum 


Nachlaß gehörte. Danach iſt die Nachlaßſteuer von der einen 


Hälfte des Geſamtgutes, welches gewiſſermaßen als Nachlaß des 
verſtorbenen Ehegatten betrachtet wird, in gleicher Weiſe zu ent⸗ 
richten, als wenn die Fortſetzung der ehelichen Gütergemeinſchaft 


nicht eingetreten wäre, ſondern die Kinder die Hälfte geerbt 


hätten. Bei der Erbanfallſteuer ($ 21) unterliegt der Anteil 
des erſtverſtorbenen Ehegatten der Erbanfallſteuer genau ſo, als 
wenn er ausſchließlich den anteilsberechtigten Abkömmlingen 
(Kindern) angefallen wäre. Die Kinder haben alſo jeder ſeinen 
Anteil von der Hälfte bei der Erbanfallſteuer zur Verſteuerung 
zu bringen. Stirbt ein anteilsberechtigter Abkömmling mit hinter⸗ 
laſſenen Kindern, ſo werden ſeine Kinder wiederum als Erwerber 
des Anteils behandelt. Hinterläßt er keine Kinder und wächſt ſo 
ſein Anteil den übrigen Abkömmlingen des verſtorbenen Ehe⸗ 
gatten an ($ 1490 BGB.), fo werden die Abkömmlinge, denen 
der Anteil anwächſt, zur Erbanfallſteuer herangezogen. 


Die Geſellſchaften 
im neuen Einkommenſteuer- Recht. 
Kritiſche Bemerkungen zu dem Aufſatz von Dr. Sienz 
Von Syndikus Dr. Böttcher, Stettin. 


1. In der Juli⸗Nummer (Seite 91 und folgende) hat Herr 
Dr. Sienz, Nürnberg, einen Aufſatz über die Geſellſchaften im 
neuen Einkommenſteuerrecht veröffentlicht, der nach den von ihm 
gegebenen Beiſpielen und den Ausffihrungen am Schluſſe feines 
Aufſatzes meines Erachtens zu falſchen Anſichten führen kann. 
Auf den erſten Blick mag es den Anſchein haben, als ob die 
offene Handelsgeſellſchaft und die Kommanditgeſellſchaft erheb⸗ 
lich geringer belaſtet ſeien als die Aktiengeſellſchaft und die Ge⸗ 
ſellſchaft mit beſchränkter Haftung, da die von der A.⸗C. vnd der 
G. m. b. H. zu zahlende Körperſchaftsſteuer und ferner die von 
den Geſellſchaftern zu tragende Kapitalertragsſteuer bei der 
offenen Handelsgeſellſchaft und Kommanditgeſellſchaft nicht in 
Betracht kommen. Es ſoll zugegeben werden, daß manche 
Fälle ſo liegen, wie Dr. Sienz es in feinem Aufſatz an Bei⸗ 
ſpielen dargelegt hat, in vielen Fällen aber dürfte die Sache 
gerade umgekehrt liegen: Die offene Handelsgeſellſchaft und die 
Kommanditgeſellſchaft wird für den Geſellſchafter eine höhere 
Geſamtbelaſtung ergeben als die A.⸗G. und die G. m. b. H. Das 
möge folgendes Beiſpiel, in dem des Zuſammenhangs halber 


die von Dr. Sienz zugrunde gelegten Zahlen verfünffacht And, 


zeigen: 
Geſellſchaftskapital 5 000 000 &, 
ſteuerbarer Jahresgewinn. 500 000 &, 


drei Geſellſchafter. 


A. Offene Handelsgeſellſchaft. 

Jeder Geſellſchafter iſt bei einem Gewinn von 500 000 4 
mit einem Einkommen von 166 666 A ſteuerpflichtig. Die Steuer 
hierfür beträgt (ohne Berückſichtigung des ſteuerfreien Exiſtenz⸗ 
Minimums) ca. 66 500 , die Geſamtbelaſtung der offenen Han⸗ 
delsgeſellſchaft alſo 199 500 A. 

B. Aktiengeſellſchaft und nicht privilegierte 
Geſellſchaften m. b. H. 
1. Körperſchaftsſteuer von 500 000 


a) mit dem feſten Satz von 10% = - - 50 000 4 
b) beweglicher Zuſchlag bei Ausſchüttung 

einer Dividende von 6% = 9000 M 

2. Kapitalertragsſteuer von 300 000 A = 30 000 «HK 
3. Einkommenſteuer der Aktionäre von je 
90 000 M (nach Abzug der Kapitalertrags⸗ 

ſteuer) mit je 29 800 „4 K 994004 

alſo Geſamtbelaſtung a 178 400 M 
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In dieſem Falle iſt alſo die Steuerbelaſtung bei der Form 
der offenen Handelsgeſellſchaft um 21 100 M höher als bei 
der der Aktiengeſellſchaft. Der Grund hierfür liegt in fol⸗ 
gendem: t 

Die mit ſteigendem Einkommen zu immer höheren Sätzen 
geſtaffelte Einkommenſteuer umfaßt bei der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft nicht nur die tatſächlichen „Gewinnentnahmen“, ſondern 
auch alle diejenigen Beträge, die zur Fortführung und Anter⸗ 
haltung des geſchäftlichen Betriebes als offene und ſtille Re⸗ 
ſerven zurückgelegt werden müſſen. Deshalb werden in dem 
obigen Beiſpiel auch diejenigen Beträge, die die offene Handels⸗ 
geſellſchaft wie jeder ordentliche Kaufmann als Reſerven zurück⸗ 
ſtellen muß, mit dem Durchſchnittsſatz von etwa 40% von der 
Einkommenſteuer betroffen, während die von der A.⸗G. oder 
G. m. b. H. zurückgeſtellten Beträge ſtets nur mit 10% belaſtet 
werden. Das obige Beiſpiel zeigt, daß die Einkommenſteuerſätze, 
die auf die offene Handelsgeſellſchaft Anwendung zu finden 
haben, ſo erheblich ſind, daß ſie ſelbſt durch die Belaſtung der 
Aktiengeſellſchaft und ihrer Aktionäre mit der Körperſchafts⸗ 
ſteuer und Kapitalertragsſteuer nicht ausgeglichen werden 
können. 


II. Noch ungünſtiger gegenüber der A.⸗G. und G. m. b. H. 
iſt die Form der offenen Handelsgeſellſchaft und Kommandit⸗ 
geſellſchaft dann, wenn die beteiligten Geſellſchafter außer ihrem 
Einkommen aus der Geſellſchaft noch ſonſtiges Privateinkommen 
haben, wie folgendes Beiſpiel zeigt: 

Angenommen, die drei Geſellſchafter hätten außer ihrem 
Einkommen aus der offenen Handelsgeſellſchaft, Aktiengeſell⸗ 
ſchaft oder G. m. b. H. noch ſonſtiges Einkommen in Höhe von 
50 000 , dann würde ſich die Geſamtbelaſtung der beiden Ge⸗ 
ſellſchaftsformen folgendermaßen ſtellen: 


A. Offene Handelsgeſellſchaft. 


Jeder Geſellſchafter hat dann von einem Einkommen von 
216 666 A je ca. 92 500 % Einkommenſteuer zu zahlen, die Ge⸗ | 


ſamtbelaſtung der offenen Handelsgeſellſchaft beträgt alſo 
277 500 M. 


der Kaufmann auf Unkoſten⸗ 
Zinſen⸗Konto uſw. 


B. Aktiengeſellſchaft und nicht privilegierte 
G. m. b. H. 
1. Körperſchaftsſteuer. 
a) mit dem feſten Satz von 10% = 
b) Zuſchlag bei Ausſchüttung von 6% Divi⸗ 
rr 
2. Kapitalertragsſteuer von 300 000 % (ausge⸗ 
ſchütteter Dividende) — 
3. Einkommenſteuer der 
90 000 A + 50 000 % = 
FREUDE ET? 159 900 M 
Geſamtbelaſtung der Aktiengeſellſchaft 248 900 A 
Die Mehrbelaſtung der offenen Handelsgeſellſchaft beträgt 
hier alſo insgeſamt 28 600 AM und dieſe Mehrbelaſtung der 
offenen Handelsgeſellſchaft wird um ſo größer, je höher das ſon⸗ 


: Ihr 30 000 A 
Aktionäre von je 
140 000 % mit je 


50 000 M 
9 000 A 


ſtige Einkommen des Geſellſchafters iſt. 


II. Aus dieſem Beiſpiel folgt, daß die nach den früheren 
Steuergeſetzen in allen Fällen beſtehende Mehrbelaſtung der 
A.⸗G. und G. m. b. H. heute in vielen Fällen nicht mehr vor⸗ 
handen ift, ja daß je nach Lage des einzelnen Falles die Geſell⸗ 
ſchaftsform der A.⸗G. oder G. m. b. H. ſteuerlich günſtiger iſt. 
Bei Neugründungen und bei allen Veränderungen der Geſell⸗ 
ſchaftsform iſt daher zu empfehlen, unter Hinzuziehung von 
Steuerſachverſtändigen und unter ziffernmäßiger Zugrunde⸗ 
legung aller in Betracht kommenden Amſtände — insbeſondere 
auch des ſonſtigen Einkommens der Geſellſchafter — zu be⸗ 
rechnen, welche Geſellſchaftsform im einzelnen Falle ſteuerlich 
vorteilhafter iſt. | 
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Abzüge vom Einkommen und ihre Buchung. 
Von Manfred Berliner, beeid. Bücherreviſor, Hannover. 

Bei der Veranlagung zur Reichs⸗Einkommenſteuer kommen 
Abzüge vom Roh⸗Einkommen und ſolche vom Rein⸗Ein⸗ 
kommen in Betracht. Die erſteren ſind ſolche Abzüge, die ſich bei 
kaufmänniſcher Buchhaltung auf der Soll⸗Seite des Gewinn⸗ und 
Verluſt⸗Kontos vorfinden dürfen, ohne daß ſie vom Finanzamt 
beanſtandet werden. Sie dürfen deshalb als Aufwand auch in 
der Buchhaltung einer offenen Handelsgeſellſchaft erſcheinen. 
deren Reingewinn unter die Geſellſchafter verteilt wird, ſo daß 
dieſe ſich für die Richtigkeit ihrer Steuererklärung auf die Bücher 
der Geſellſchaft berufen können. 

Zu den Abzügen vom Roheinkommen gehören nach 
8 13 des EinfSt6. zunächſt die ſogen. Werbungskoſten, 
d. h. ſolche Ausgaben die erfolgen müſſen, um überhaupt zu einem 
Roheinkommen zu gelangen. Dieſe Werbungskoſten umfaſſen 
vielerlei Ausgaben: Gehälter, Löhne, nebſt den dazugehörigen 
Verſicherungen, Büro- und Reiſekoſten, auch Verſicherungs⸗ 
prämien, kurz alle ſolche Ausgaben, die der Kaufmann als 
Handlungs⸗ oder Betriebsunkoſten zu bezeichnen 
pflegt und auf dem danach benannten Konto zu verbuchen 
pflegt. Ausdrücklich iſt im Geſetz erwähnt, daß auch Ausgaben 
für Fahrten zwiſchen Wohnung und Arbeitsſtätte hierzu 
rechnen, ferner die Ertragsſteuern (wie Gewerbeſteuer, Kapital⸗ 
ertragſteuer) und ſonſtige öffentliche Abgaben und Sachverſiche⸗ 
rungsbeiträge, „die zu den Geſchäftsunkoſten oder Verwaltungs⸗ 
unkoſten zu rechnen ſind“ Der letzte Satz bildet einen bemerkens⸗ 
werten Hinweis auf die Bedeutung des allgemeinen Gebrauchs. 
Zu den Werbungskoſten zählen auch die jährlichen Abſchreibungen 
für Wertverminderung der Anlagen und der Bergwerks- uſw. 
⸗Subſtanz, die der Kaufmann unmittelbar zu Laſten de Ge- 
winn⸗ und Verluſtkontos von dem betr. Konto abzu⸗ 
ſchreiben pflegt. 

Weitere Abzüge vom Roheinkommen ſind die Schuldzinſen 


und Renten, ſowie Beiträge zu den Berufs⸗ und Wirtſchafts⸗ 


verbänden, einerlei, ob ſie eine öffentlich⸗rechtliche Natur haben 
oder nicht haben; nur darf ihr Zweck nicht auf einen wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetrieb gerichtet ſein. Auch dieſe Ausgaben bucht 
oder Betriebs ⸗Konto, 


Aller bisher erwähnter Aufwand erſcheint ſchließlich auf 
der Soll⸗Seite des Gewinn⸗ und Verluſt⸗Kontos als 
ertragsmindernd, als Abzug vom Roheinkommen. 

Das Geſetz erlaubt aber außerdem Abzüge vom Reinein⸗ 
kommen, die beim Kaufmann als Abzüge von dem bilanz⸗ 
mäßig feſtgeſtellten Geſchäftsgewinn zu betrachten ſind und die 
eine Handelsgeſellſchaft nicht dem Gewinn- und Verluſt⸗Konto 
belaſten darf, vielmehr den Privat-Konten der Ge⸗ 
ſellſchafter belaſten muß, wenn ſie den Geſchäftsgewinn 
richtig darſtellen will, was z. B. für die Gewerbeſteuer erforderlich, 
aber auch aus privatwirtſchaftlichen Gründen wünſchenswert iſt. 

Zu dieſen Abzügen gehören Beiträge, die der Steuerpflichtige 
für ſich und ſeine nicht ſelbſtändig veranlagten Haushaltungs⸗ 
angehörigen zu Kranken-, Unfali-, Haftpflicht⸗, Angeſtellten⸗, 
Invaliden⸗, Verſicherungs⸗, Witwen-, Waiſen⸗ und Penſionskaſſen 
gezahlt hat; ferner Beiträge zu Sterbekaſſen bis zu einem Jahres⸗ 
betrage von insgeſamt 100 ,; ferner Lebensverſicherungs⸗ 
prämien bis zum Jahresbetrage von 600 „. — Wenn derartige 
Poſten aus der Geſchäftskaſſe bezahlt werden, was mancher 
Prinzipal aus Bequemlichkeitsgründen tun laſſen wird, ſo werden 
ſie am beſten beſonderen Privatkonten belaſtet: die ver⸗ 
ſchiedenen Kaſſenbeiträge einem Privat-Kaſſenbei⸗ 
träge-⸗Konto; Lebensverſicherungsprämien einem (Privat-) 
Lebensverſicherungs⸗Konto. Dann hat man für die 
Steuererklärung das notwendige Ziffernmaterial leicht zur Hand. 

Als ganz eigenartigen Abzug vom Reineinkommen 
geſtattet das Geſetz ſchließlich noch“) den Abzug der Beiträge 


) Verluſte bei einzelnen Veräußerungsgeſchäften dürfen unter 
Umſtänden ebenfalls abgezogen werden; ſie berühren aber unſer Thema 


nicht. 
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an tuliurfördernde, mildtätige, gemeine 


1 


ö 


nützige und politiſche Vereinigungen und zwar 


bis zur Geſamthöhe von 10% des Einkommens des Steuerpflich⸗ 


tigen. (Es iſt im Geſetze nicht geſagt, von welchem Einkommen die 


10% zu berechnen ſind; aber es darf wohl angenommen werden, ; 


daß darunter 10% des Reineinkommens zu verſtehen iſt; ein 
Abzug vom Roheinkommen würde ſehr ungleich wirken.) Soweit 
derartige Beiträge aus der Geſchäftskaſſe gezahlt werden, wird 


| 


man fie wiederum einem bejonderen Privat⸗Beiträge⸗ 
Konto belajten, um den Abzug richtig vornehmen zu können. 


Ein Nichtkaufmann oder ein Kaufmann, der alle dieſe Ab⸗ 
züge vom Reineinkommen nicht aus feiner Geſchäftskaſſe bezahlen 
läßt, wird natürlich in ſeinen Privatbüchern die entſprechenden 
Konten oder Kontenſpalten führen müſſen, wenn er die erforder⸗ 
liche Überfiht haben will. 

Nach dem Körperſchaftsſteuer⸗Geſetze (8 5) 
finden die 88 5 bis 15 des EinfSt®. ſinngemäß Anwendung. Da 


die Beſtimmung über die Abgabepflicht der „Beiträge Im u i unterſucht werden, ob Wirtſchaftsentſchädigungen wertzuwachs⸗ 


des EinkStG. ſteht, fo dürfen m. E. auch die dem Körperſchafts⸗ 
ſteuer⸗Geſetze unterliegenden Geſellſchaften Beiträge bis zu 10% 
ihres Reingewinns ſteuerfrei leiſten. 


* * 
+ 


Das Geſetz ſpricht nur von Beiträgen an „Vereinigun⸗ 
gen“; man ſollte meinen, daß es gleich fein müßte, ob jemand 
500 4 an ein Krankenhaus zahlt, daß von einem Vereine 
unterhalten wird, oder an ein ſolches, daß Eigentum einer Stif⸗ 
tung iſt. Sollte etwa der Reichsfinanzminiſter oder der Reichs⸗ 
ſinanzhof in dieſer Beziehung einen Unterſchied machen, jo bliebe 
als Ausweg, daß ſich in jeder Stadt ein Verein bildete, der ſolche 
Spenden zunächſt annähme, um ſie an die richtige Stelle weiter⸗ 
zuleiten. Man könnte auch daran denken, den mehrgliedri⸗ 
gen Vorſtand der Stiftung als „Vereinigung“ aufzufaſſen 
und dann die Spenden nicht der Stiftung, ſondern dem Vorſtande 
zu übergeben. 


* 1. 


Die Zuläffigteit des Abzuges von Beiträgen an gemein⸗ 
nützige, mildtätige und politiſche Vereinigungen hat noch eine 
beſondere, erwähnenswerte Seite: Infolge der Steuerbefreiung 
zahlt gewiſſermaßen der Staat einen Teil des Beitrags. Wem 
nach Abzug aller ſonſtigen Poſten z. B. 40 000 M Einkommen ver⸗ 
bleiben, und er verausgabt hiervon 3 000 AM zu den genannten 
Zwecken, der erſpart 34% dieſer Summe — 1020 & an Einkom⸗ 
menſteuer, und um ſoviel ermäßigen ſich tatſächlich ſeine Bei⸗ 


neben dem Kaufpreiſe eine ſogenannte „Wirt⸗ 
ſchaftsentſchädigung“ vereinbart, die ſich zwar noch 
nicht zu einem feſt umriſſenen Begriffe entwickelt hat, die aber 
als Entgelt angeſprochen werden muß, das der Erwerber dem 
Veräußerer dafür zahlt, daß dieſer auf die wirtſchaftliche Be⸗ 
tätigung auf dem veräußerten Grundſtücke bzw. auf den ihm 
hinfort entgehenden Wirtſchaftserlös verzichtet. Die Be⸗ 
rechnung dieſer Wirtſchaftsentſchädigung kann jedoch billiger⸗ 
weiſe nur durchſchnittlich und nur für einen beſtimmten Zeitab⸗ 
ſchnitt erfolgen. Wird dann aber bei der nachfolgenden Wert⸗ 
zuwachsſteuerfeſtſetzung dieſe Wirtſchaftsentſchädigung zur Be⸗ 
rechnung mit herangezogen, proteſtieren die bisherigen Eigen⸗ 
tümer regelmäßig entrüſtet mit der Begründung, die Wirt⸗ 
ſchaftsentſchädigung gehöre nicht zum Veräußerungspreiſe, ſie ſei 
vielmehr ein geſondertes, von dieſem unabhängiges Entgelt. — 
Bei der Aktualität dieſes Gegenſtandes, die in der die Gegen⸗ 
wart und die nächſte Zukunft beſonders beſchäftigenden Verwirk⸗ 
lichung der Siedlungsbeſtrebungen liegt, ſoll nachfolgend kurz 


ſteuerpflichtig ſind. 


Uns liegt die Ortsſatzung einer thüringiſchen Stadtgemeinde 


vor, die als Beiſpiel für viele andere inhaltlich im weſentlichen 
gleichlautende ſowie für entſprechende landesgeſetzliche Beſtim⸗ 
mungen gelten mag. 8 2 dieſer Ortsſatzung lautet: Der Preis — 


der der Zuwachsſteuerberechnung zugrunde liegende Erwerbs- oder 


Veräußerungspreis — beſtimmt ſich nach dem gejamten Be 


trage der Gegenleiſtung einſchließlich der vom Erwerber über⸗ 


nommenen oder ihm ſonſt infolge der Veräußerung obliegenden 
Leiſtungen. Da die Wirtſchaftsentſchädigung vom Erwerber dem 


Veräußerer gezahlt wird, während dieſer jenem das Eigentum 


an dem Grundſtück überträgt, dürfte dieſe neben dem Kaufpreiſe 


einen Teil der vertragsmäßig vom Erwerber zu zahlenden Gegen⸗ 
leiſtung ausmachen. Ob ſie auch die zweite nur alternativ neben 
der erſten gegebene Vorausſetzung erfüllt, ſoll weiter unten 


unterſucht werden. Das Vorliegen der erſten dürfte aber bereits 


träge; er zahlt in Wirklichkeit nur 1980 . Bei höherem Ein⸗ 


kommen iſt der Unterſchied noch größer, ſteigt doch die Steuer bis 


bei der Hand zu ſein als bisher. Wer für derartige Zwecke 
ſammeln geht, wird dies Argument nicht außer Acht laſſen! 


Anterliegen „Wirtſchaftsentſchädigungen“ 
der Wertzuwachsſteuer? 
Von Dr. jur. Hans Venator, Jena. 


Die Durchführung der Siedlungsbeſtrebungen, die 
zu den wichtigſten und bedeutungsvollſten Aufgaben des deutſchen 


ergeben, daß die Wirtſchaftsentſchädigung ein Teil des zuwachs⸗ 


ſteuerpflichtigen Preiſes iſt und ſomit der Zuwachsſteuerberech⸗ 


nung unterliegt. 


Oben erwähnter § 2 iſt eine wörtliche Nachbildung des $ 8 
des ehemaligen Reichszuwachsſteuergeſetzes vom 14. 2. 1911. Die 


Ausführungen, die Simon in ſeinem Kommentar zu 8 8 auf 


Seite 39 unter Ziffer 3 macht, beſtärken die oben entwickelte 
Anſicht. Er ſagt: „Es werden zum — zuwachsbeſteuerungs⸗ 
fähigen — Preiſe hinzugezogen, erhöhen alſo den Preis, die vom 
Käufer übernommenen oder ihm ſonſt infolge des Kaufes ob⸗ 


liegenden Leiſtungen, z. B. Verpflichtungen, die der Erwerber 
60%. Das könnte ein Anreiz fein, mit ſolchen Beiträgen leichter 


Wiederaufbauprogramms gehört, ſtellt Reich, Länder, Kommunen 


und ad hoe geſchaffene Zweckverbände, denen dieſe obliegt, vor 
mannigfache Schwierigkeiten. Zu dieſen zählen beſonders die 
begrenzte Greignetheit ſiedlungsfäh'gen Bodens 


nach Lage, 


Güte und Menge, der in der Siedlungsaufgabe begründete 
Zwang, Land kaufen zu müſſen, und die daraus folgende ſtets 
ſofort einſetzende erhebliche Preisſteigerung der in Frage kom⸗ 
menden Grundſtücke, die häufig ſich zeigende Verkaufsunluſt der 
Grundſtückseigentümer, die ſchließlich nur im angedrohten oder 


durchgeführten Enteignungsverfahren überwunden werden kann, 
und nicht zuletzt die bedrängle finanzielle Lage der die Siedlung 
betreibenden Körperſchaften. Um die Eigentümer ohne Ent⸗ 


eignung zum Verkauf geneigt zu machen, wird jetzt häufig 


zugunſten des Veräußerers eingegangen iſt, denn auch ſie haben 
einen Wert für den Veräußerer, erhöhen ſeinen Verdienſt und 
folgeweiſe den Wertzuwachs.“ Dieſes gilt u. E. auch für die 
Wirtſchaftsentſchädigung. 

Noch klarer begründen zwei einſchlägige Entſcheidungen 
hoher Gerichtshöfe das Weſen der Wirtſchaftsentſchädigung und 
ihre Zuwachsſteuerpflichtigkeit. Aus den Arteilsgründen einer 
Entſcheidung des Kaiſerl. Rates in Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen vom 31. 5. 1913, veröffentlicht in den amtlichen Mit⸗ 
teilungen des Reichsſchatzamtes Jahrg. 1914 S. 42, geht hervor, 


8 


daß eine vertraglich neben dem Kaufpreiſe vereinbarte „e ben⸗ 


entſchädigung“ als Teil des Kaufpreiſes gemäß 8 8 des 
ehemaligen Reichszuwachsſteuergeſetzes nicht anzuſehen, mithin 


nicht zuwachsſteuerpflichtig iſt, wenn ſie lediglich als Erſatz für 


die mit der Veräußerung mittelbar im Zuſammenhang 
ſtehenden Nachteile dem Veräußerer gewährt wird. Argumentum 
e contrario alſo: hängt die Nebenentſchädigung unmittel⸗ 
bar mit der Veräußerung zuſammen, unterliegt ſie der Wert⸗ 
zuwachsſteuer. Der unmittelbare Zuſammenhang alſo zwiſchen 


der Veräußerung des Grundſtückes und der Gegenleiſtung der 


Nebenentſchädigung, die die oben erwähnten geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen anſcheinend, wenn auch etwas verſchwommen, mit den 
Worten „infolge der Veräußerung“ ausdrücken wollen, iſt das 
Entſcheidende. Dieſer unmittelbare Zuſammenhang iſt aber bei 


— 


der Wirtſchaftsentſchädigung zweifellos gegeben, denn ſie wird 
gezahlt für den Verzicht auf die wirtſchaflliche Betätigung bzw. 
auf den Wirtſchaftserlös auf und aus dem Grundſtücke, der eng 
und unmittelbar mit der Veräußerung des betreffenden Grund⸗ 
ſtücks verbunden ſein dürfte. — Zum gleichen Ergebniſſe kommt die 
Entſcheidung des preußiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichtes, 7. Senat vom 6. 3. 1914, veröffentlicht in den amt⸗ 
lichen Mitteilungen des Reichsſchatzamtes Jahrg. 1914 Seite 189. 
Somit dürfte die Anſicht von der Zuwachsſteuerpflichtigkeit der 
Wirtſchaftsentſchädigungen zutreffend ſein. 


Die Wertermittlung landwirtſchaftlicher 
Grundſtücke beim Neichsnotopfer. 


Der Abgeordnete Mumm veröffentlicht folgende Erklärung: Der 
Oerr Reichsminiſter der Finanzen hat unter dem 4. September 1920 
Grundſäze für die Wertermittlung des Grundvermögens erlaſſen, nach 
welchen zur Ermittlung des Ertragswertes der Grundſtücke die Er⸗ 
trägniſſe der Jahre 1914—1919 zugrunde gelegt werden ſollen. 
Dieſe Anordnung des Reichsminiſters der Finanzen widerſpricht 
der Vorſchrift des $ 152 der Reichsabgabenord⸗ 
nung Die Faſſung dieſer Vorſchrift beruht auf einem einſtimmig 
angenommenen Antrag des 11. Ausſchuſſes der Verfaſſunggebenden 
deutſchen Nationalverſammlung mit folgendem Wortlaut: 
„Als Ertragswert gilt bei land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen oder 
gärtneriſchen Grundſtücken das fünfundzwanzigfache des 
Reinertrages, den fie nad ihrer wirtſchaftlichen Beſtimmung 
bei ordnungsmäßiger und gemeinüblicher Bewirtſchaftung unter ge⸗ 
5 wöhnlichen Verhältniſſen mit entlohnten fremden Arbeitskräften im 
Durchſchnitt nachhaltig gewähren können.“ 
. Bei Begründung des Antrags hat Abgeordneter Schiele her⸗ 
vor, daß man die Kriegs- und Revolutjonsjahre unmöglich als Jahre 
gewöhnlicher Verhältniſſe“ anſprechen dürfe, daß fie viel- 
mehr als ungewöhnliche Jahre nöglichſt außer Acht zu laſſen 
ſeien. Auf eine hierbei an die Vertretung der Reichsregierung ge⸗ 
richtete Anfrage wurde die Antwort, daß fie dieſer Auffaſſung bei⸗ 
treten könne und daß man in Auslegung der Worte „unter gewöhn⸗ 
lichen Verhältniſſen“ und „nachhaltig“ die Friedensjahre jedenfalls 
nicht unberückſichtigt laſſen könne. Die unter dem 4. September er⸗ 
laſſenen Grundſätze für die Feſiſtellung des Ertragswertes auf Grund 
des durchſchnittlichen Jahresertrages der Kriegs⸗ und Revolutions⸗ 
jahre 1914 bis 1919 ſind daher der Auffaſſung des 11. Ausſchuſſes der 
Verfaſſunggebenden deutſchen Nationalverſammlung ebenſo wie der 
Auffaſſung der im Ausſchuß anweſenden Regierungsvertretung zu⸗ 
widerlaufend und deshalb als ungeſetzlich zu bezeichnen. Die 
ungeheuren, geradezu vernichtenden Wirkungen dieſer 
Grundſätze auf die Landwirtſchaft liegen klar zu Tage. 
Wenngleich mit der Nationalverſammlung mein Mandat als Vor⸗ 
ſitzender des 11. Ausſchuſſes der Verfaſſunggebenden deutſchen Natio⸗ 
ralverfammlung beendet iſt, halte ich mich für verpflichtet, dieſe 
öffentliche Erklärung abzugeben. Gleichzeitig habe ich 
mich an das Reichsfinanzminiſterium mit dem Anſuchen gewandt, 
neue der Entſtehung von $ 152 der Reichsabgabenordnung ent⸗ 
ſprechende Richtlinien herauszugeben und nötigenfalls die Friſt zur 
Fade der Steuererklärung um eine kurze Friſt zu verlängern. Nach 
Obigem halte ich Landwirte nicht für verpflichtet, bei der 
Steuerveranlagung zu m Reichs notopfer ledig⸗ 
die Erträgniſſe der Jahre nach Kriegsaus⸗ 
bruch zugrunde zulegen. 
1 gez. D. Reinhard Mum m, 
5 


191920 Vorſitzender des 11. Ausſchuſſes der Verfaſſunggebenden 
{ Nationalverſammlung. 


Rücklagen für ausſchließlich gemeinnützige und Wohlfahrtszwecke 
im Sinne des § 17 Abſ. 1 Nr. 2 des Geſetzes über das 
71 Reichsnotopfer. 

Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 24. Juli 1920 
A n 10804 
Nach § 17 Abſ. 1 Nr. 2 des Geſetzes über das Reichsnotopfer find 
von dem Geſellſchaftsvermögen außer den Schulden und Laſten auch 
die Rücklagen für ausſchließlich gemeinnützige oder Wohlfahrtszwecke 
Br falls deren Verwendung zu ſolchen Zwecken als geſichert 


. 
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anzuſehen iſt. Unter Rücklagen ſind nur ſolche Vermögensteile zu ver⸗ 
ſtehen, die rechtlich noch zum Vermögen der Geſell⸗ 
ſchaft gehören und nur rechnungsmäßig in den Büchern 
aus dem Vermögen der Geſellſchaft ausgeſchieden find. Ob die Ver 
wendung zu ausſchließlich gemeinnützigen oder Wohlfahrtszwecken als 
geſichert anzuſehen iſt, muß im Einzelfall geprüft werden, jeden: 
falls muß die Geſellſchaft, wenn die Vorausſetzung der dauernden 
Sicherung zutreffen ſoll, die einſeitige Verfügungsmacht über derartige 
Vermögensteile entzogen ſein. 


Um eine Rücklage im Sinne der genannten Vorſchrift handelt es 
ſich zwar nicht, wenn Vermögensteile vor dem Stichtage aus dem Ver⸗ 
mögen der Geſellſchaft ausgeſchieden und auf eine ſelbſtändige jnriſtiſche 
Perſon oder auf eine nicht rechtsfähige Perſonenvereinigung über⸗ 
gegangen ſind. Dieſe Vermögensteile kommen, weil ſie zu einem 
fremden Vermögen gehören, bei der Veranlagung der Geſellſchaft als 
deren Vermögen nicht in Frage, ſondern gehören, wenn ſie gleichwohl 
noch in der Bilanz der Geſellſchaft enthalten ſind, weil ſie ihr leih⸗ oder 
darlehnsweiſe überlaſſen wurden, zu den Schulden; vom abgabepflich⸗ 
tigen Vermögen der Geſellſchaft ſind ſie aber eben deshalb gleichfalls 
abzuziehen. Bei der Prüfung, ob es ſich um nur bedingt abzugsfähige 
Rücklagen oder um der Geſellſchaft nicht mehr gehöriges Vermögen 
handelt, kann unter anderm dem Umſtande Bedeutung beizumeſſen 
ſein, ob eine Schenkungsſteuer für die Übereignung des Vermögens 
entrichtet worden iſt. 

Anmerkung der Schriftleitung: Die Frage, unter 
welchen Vorausſetzungen § 17 Abſ. 1 Nr. 2 RN O. anwendbar iſt, be⸗ 
reitet in der Praxis große Schwierigkeiten. Nachdem dieſe nicht nur 
in den Beratungen des Geſetzentwurfs ſondern auch in der Literatur 
(Roſendorff, DStzg. 230, 251, Weinbach, Mitt. 5) bereits 
mehrfach erörtert worden ſind, wäre es, wenn ſich der Finanzminiſter 
ſchon einmal mit der Vorſchrift beſchäftigte, wünſchenswert geweſen, 
daß er zu allen aufgetauchten Zweifelsfragen Stellung genommen 
hätte. Leider iſt dies in dem Erlaſſe nicht geſchehen. Es iſt vielmehr 


lediglich klargeſtellt worden, daß das Vermögen ſelbſtändiger Kaſſen 


auch dann abzugsfähig iſt, wenn es in der Bilanz als Rücklage be⸗ 
zeichnet iſt, ohne daß es darauf ankommt. ob irgendwelche Sicherungs⸗ 
maßregeln getroffen ſind. — Im Hinblick auf den letzten Satz des 
Erlaſſes ſei hervorgehoben, daß auch bei Zuwendungen an felbſtändige 
Kaſſen keine Schenkungsſteuer entrichtet zu werden braucht, wenn die 
Kaſſe als Gegenleiſtung für die Zuwendung dem Unternehmen be⸗ 
ſtimmte, ihm bereits obliegende Verpflichtungen abnimmt. — Werden 
dem Penſionsfonds Beträge überwieſen, die erforderlich ſind, um die 
für das Unternehmen gegenüber Angeſtellten ſchon jetzt zur Entſtehung 
gelangte Belaſtung in der Bilanz richtig zu bewerten, ſo liegt über⸗ 
haupt keine echte Rücklage vor (OVG. V, 362). Es iſt alfo auch hier 
immer die Abzugsfähigkeit gegeben. — Nach den vom Unterſtaats⸗ 
ſekretär Moe3le gemachten Äußerungen können die erforderlichen 
Sicherungsmaßnahmen auch noch nach dem 31. 12. 19 getroffen 
werden. Nach § 82 RAD, kaun das Finanzamt in einem ſolchen Falle 
dem Abgabepflichtigen eine Friſt beſtimmen und inzwiſchen entweder 
den entſprechenden Teil der Abgabe vorläufig feſtſetzen oder inſoweit 
die Feſtſetzung ausſetzen. Roſendorff. 


Bewertung von an deutſchen Börſen nicht notierten ausländiſchen 
Wertpapieren beim Reichs notopfer. 

Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 24. Juli 1920 FIT 13 434. 

Bei der Feſtſtellung des Vermögens der Steuerpflichtigen zum 
Reichsnotopfer wird auch der Wert einer großen Zahl von auslöndiſchen 
Wertpapieren feſtzuſetzen ſein, die an deutſchen Börſen nicht gehandelt 
werden, und für die daher ein Steuerwert auf den 31. Dezember 1919 
nicht feſtgeſetzt worden iſt. Bei der Bewertung dieſer Papiere wird von 
dem Wert auszugehen ſein, den ſie im Auslande haben, z. B. dem 
Kurswert der ausländiſchen Börſe, an der fie notiert werden. Dieſer 


Wert iſt dann in die deutſche Markwährung unter Zugrundelegung 


der Deviſenkurſe (Wechſelkurſe) der Berliner Börſe am Schluß des 
Jahres 1919 umzurechnen. Hat die Berliner Börſe Deviſenkurſe für 
die Währung eines Landes nicht notiert, ſo werden die von einer 
andern Börſe, und zwar in erſter Linie einer deutſchen Börſe notierten 
Deviſenkurſe zu berückſichtigen ſein. Von der Bewertung nach Abſ. 1 


ſind jedoch alle diejenigen ausländiſchen Wertpapiere auszunebmen, die 


infolge ſtattlicher Beſchlagnahme oder aus andereen Gründen für den 


führung von Vorſchriften 


Steuerpflichtigen an dem im § 22 des Geſetzes über das Reichsnot⸗ 
opfer bezeichneten Stichtage nicht verkäuflich waren, ſowie diejenigen 
ausländiſchen Wertpapiere, an deren Stelle bei der Veranlagung zum 
Reichsnotopfer infolge ihrer Beſchlagnahme oder Enteignung in Aus⸗ 
des Friedensvertrages Entſchädigungs⸗ 
anſprüche gegen das Reich getreten ſind, deren Bewertung ſich nach den 
Beſtimmungen des Ansgleichsbeſteuerungsgeſetzes richtet 


ca A 


Soweit es ſich um Wertpapiere handelt, die 
dem deutſchen Reiche in dem vorigen Jahre be⸗ 
ſchlagnahmt und käuflich übernommen worden find, behalte ich 
mir Beſtimmungen über die Bewertung der an ihre Stelle getretenen 
Forderungsrechte an das Reich vor. 

Anmerkung der Schriftleitung: Der Erlaß ſtellt 
eine Ergänzung der im Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 1425 
veröffentlichten Grundſätze des NEM. für die Wertermittlung beim 
ARD, dar. Gemäß dem in den Richtlinien II4 vom RF M. ein- 
genommenen Standpunkt wird auch hier grundſätzlich davon aus⸗ 
gegangen, daß es keinen Unterſchied macht, ob die Wertpapiere zum 
Anlagekapital oder zum umlaufenden Betriebskapital gehören, eine 
Auffaſſung, gegen die in der Literatur einheitlich Front gemacht worden 
iſt (Roſendorff, Berl. Tagebl. Nr. 443, Köppel, BA. 287, 
Hausmann, DIE. 758). Wenn an deutſchen Börſen nicht notierte 
ausländiſche Wertpapiere zu den dauernd dem Betriebe gewidmeten 
Gegenſtänden gehören, ſo ſind ſie nicht nach obigen Grundſätzen, ſon⸗ 
dern höchſtens zum Anſchaffungspreiſe zu bewerten. ($ 139 Abi. 2 
RAD), — Was die Grundſätze anbetrifft, die für die Bewerrung von 
Wertpapieren zu gelten haben, welche am 31. Dezember im Depot eines 
früher feindlichen Landes lagen, dem Reiche leihweiſe überlaſſen, bzw. 
von ihm beſchlagnahmt worden find, fo ſei auf die ausführlichen Dar- 
legungen von Köppel (BA. 251), Hoepker, Lehmann und 
Waſſertrüdinger (Zeitgemäße Steuerfragen Nr. 5) verwieſen. 

Roſendorff. 


Metallwert der deutſchen Gold⸗ und Silbermünzen 
für die Veranlagung zum Reichsnotopfer. 
Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 21. Juli 1920 III 17 660. 


Nach § 20 a des Geſetzes über das Reichsnotopfer find deutſche 
Gold⸗ und Silbermünzen mit dem Metallwert zu bewerten. Das 
Reichsbank⸗Direktorium hat mir mitgeteilt, daß ſich nach ſeinen Be⸗ 
rechnungen auf Grund der Edelmetallpreiſe und der Wechſelkurſe für 
den Jahresſchluß 1919 der Preis für ein deutſches Zwanzigmarkſtück 
auf 220 4 und für ein deutſches Einmarkſtück auf 7 & (und für die 


anderen Stückelungen entſprechend) geſtellt hat. Dieſe Preiſe werden 


demnach als für den 31. Dezember 1919 maßgebende Metallwerte der 


deutſchen Gold- und Silbermünzen im Sinne der genannten Vorſchrift 


bei der Veranlagung zum Reichsnotopfer zu berückſichtigen ſein. 


Kapitalertragſteuer für vereinbarte Zinſen. 
8 2 1 Nr. 4 des Kapitalertragſteuergeſetzes.) 
Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom B. Juli 1920 
— III 16 515 —. 

Wenn Zinſen, ſei es auch nur in der geſetzlichen Höhe, vereinbart 
merden, fo liegen die Vorausſetzungen des 8 2 1 Nr. 4 Satz 1 des 
Kapitalertragſteuergeſetzes vor, d. h. fie fine unbeſchränkt ſteuer⸗ 
pflichtig. Nur wenn nichts vereinbart iſt und nach geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift Zinſen zu entrichten ſind, beſteht eine Steuerpflicht erſt, ſoweit 
die Fälligkeit der Forderung länger als ſechs Monate zurückliegt. 

Anmerkung der Schriftleitung. Der Erlaß berückſichtigt nicht die 
Friſt von zwei Jahren, welche in § 2, I A gleichfalls vor⸗ 
geſehen iſt. Die Steuer iſt nach zwei Jahren fällig „ſoweit es ſich um 
Anſprüche der in § 196, 197 des Bürgerlichen Geſetzbuches bezeich— 
neten Art handelt“. Dieſer Fall kommt in Praxis außerordentlich 
häufig vor, weit häufiger, als die Friſt von 6 Monaten, Beifpiel: 
A. hat dem B. einen Anzug zum Preiſe von 1000 4 geliefert. Die 
Übergabe iſt am 1. Juni 1920 erfolgt. Am 1. Februar 1921 hat A. 
den B. zum erſten Male gemahnt. Von dieſem Tage ab ſind ſomit 
4% Zinſen zu entrichten ($ 283 Bürgerliches Geſetzbuch). Die KESt. 
it fonach von denjenigen Zinſen zu zahlen die für die Zeit nach dem 


— 181 — 


von 


1. Februar 1923 entſtehen. Ein Beiſpiel für den Fall, daß die Zinspflicht 


nach ſechs Monaten eintritt, bilden die Prozeßzinſen. Rohde. 

Abwälzung der Umſatzſteuer in der Übergangszeit.“ 

Erlaß des Reichsminiſters der Finanzen vom 16. Juni 1920 
— III U 4732 —. 


Noch immer bereitet die Auslegung des § 46 Abf. 5 des neuen 
Umſatzſteuergeſetzes Schwierigkeiten. Er behandelt im weſentlichen 
zivilrechtliche Fragen. In Streitfällen würden zur Entſcheidung nicht 
die Umſatzſteuerämter und die Finanzgerichte, ſondern die ordentlichen 
Gerichte (und etwa vereinbarte Schiedsgerichte) zuſtändig fein. Ich 
habe mich daher darauf beſchränkt, auf die zahlreichen Anfragen die 
Stellung der Vorſchrift im Syſtem des Umſatzſteuergeſetzes und den 
in dieſer Vorſchrift vom Geſetzgeber beabſichtigten Zweck kurz, wie 
folgt, zu erläutern: 


*) Siehe hierzu auch Popitz in der Mai⸗Nummer, ©. 34. 


| Kleine Steuer-Nachrichten I 


Der Zweck des § 46 Abſ. 5 des Umſatzſteuergeſetzes beſteht barır. 
den Lieferer gegen unbillige Schädigungen zu ſchützen. Solche liegen 
vor, wenn es in einem vor dem 1. Januar 1920 geſchloſſenen Vertrage 
den Preis in Unkenntnis der neuen Umſatzſteuer berechnet hat und 
nicht in der Lage war, ihn nachträglich zu erhöhen. Seine wirtſchaft⸗ 
liche Stellung ift inſoweit nicht gebeſſert, wenn er nach dem 1. Januar 
1920 zwar einen Teuerungszuſchlag zu dem vereinbarten Preiſe 
machen, bei dieſem Teuerungszuſchlag aber lediglich die geſtiegenen 
techniſchen Geſtehungskoſten berückſichtigen darf. § 46 Abſ. 5 findet 
daher auch auf dieſen Fall Anwendung. Anders iſt es, wenn dem 
Lieferer, wie es bei Verträgen mit ſogenannten gleitenden Preiſen 
oder bei „freibleibend“ abgeſchloſſenen Verträgen nicht ſelten der Fall 
iſt, die Möglichkeit gegeben iſt, nach dem 1. Januar 1920 unbeſchränkt 
eine neue Preisfeſtſetzung vorzunehmen, in der daher auch die neue 
Umſatzſteuer berückſichtigt werden kann. Dann iſt die wirtſchaftliche 
Schädigung des Lieferers behoben; für die Anwendung des 8 46 Abſ. 5 
liegt kein Anlaß vor, es bleibt vielmehr bei der allgemeinen Vorſchrift 
des § 12 des Geſetzes. Nutzt der Lieferer dieſe ihm gebotene Möglich⸗ 1 
keit nicht aus, ſo iſt dies ſeine Sache. 


Steuerhilfe der Gerichte. 


Der Preuß. Juſtizminiſter hat durch Erlaß vom 21. 6. 1920 
(La 447/9) die Juſtizbehörden angewieſen, über anhängig werdende 
Verfahren die zuſtändigen Landesfinanzämter inſoweit zu infor⸗ 
mieren, als es ſich in dem Verfahren um Angelegenheiten von ſteuer⸗ 
lichem Intereſſe handelt. Als ſteuerlich erhebliche Tatſachen werden 
dabei angeführt 


„Veräußerungsgeſchäfte über Grundſtücke, Fabriken, über 
Waren, insbeſondere über Luxusgegenſtände, Bekanntwerden eines 
nicht eingetragenen oder nicht angemeldeten Gewerbebetriebes 
(eines ſog. Schieberbetriebs), Verfügungen über Werte zugunsten 
von Ausländern, Erwerb oder Veräußerung von Vermögen im 
Auslande, Beteiligungen an Erwerbsgeſellſchaften, Erzielung von 
Gewinnen infolge übermäßiger Preisſteigerung. Auszahlungen 
von Vergütungen an Teſtamentsvollſtrecker, Nachlaßverwalter, 
Vormünder, Beiſtände, Konkursverwalter, Zwangsverwalter, 
Rechtsgeſchäfte, von denen angenommen werden kann, daß ſie trotz 
1175 formell gewährten Entgelts der Sache nach Schenkungen dar⸗ 
tellen.“ — 


‚Der Reichs juſtizminiſter hat die vorſtehende Verfügung den 
Juſtizverwaltungen der übrigen Länder mit dem Anheimſtellen zurn 
Kenntnis gebracht, inhaltlich gleichlautende Verfügungen zu erlaſſen. 


Verordnung 
über die Verlängerung der Geltungsdaner des Geſetzes gegen die 
Kapitalflucht vom 8. September 1919 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1540). 
Vom 28. September 1920. * 


Auf Grund des Geſetzes über die vereinfachte Form der Geſez⸗ * 
gebung für die Zwecke der Übergangswirtſchaft vom 3. Auguſt 1920 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 1493) wird von der Reichsregierung mit Zuſtim⸗ 
mung des Reichsrats und des vom Reichstag gewählten Ausſchuſſes 
folgendes verordnet: 2 


8 4 

Die Geltungsdauer des Geſetzes gegen die Kapitalflucht vom 

8. September 1919 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1540) wird bis auf weiteres 
verlängert. 


2. © 

Dieſe Verordnung tritt mit 115 Tage der Verkündung in Kraft 
Berlin, den 28. September 1920. * 
Die Reichsregierung. 5 

Dr. Heinze. 


Die Steuerlaſt der Deutſchen und der Franzoſen. Nach dem 
Friedensvertrag hat die Wiederherſtellungskommiſſion die wirtſchaft⸗ 
liche Lage Deutſchlands von Zeit zu Zeit zu prüfen und danach zu 
ſehen, daß das deutſche Steuerſyſtem verhältnismäßig nicht leichter 
iſt als das des ſtärkſtbelaſteten ſeiner Kriegsgegner. Zahlreiche Ar 
tikel der franzöſiſchen Tagespreſſe ſuchen in letzter Zeit nahzumeifer 


TI 8 


daß Frankreich auf Grund feiner letzten Steuerreform vom 25. 6. 
1920 höhere Steuerlaſten aufzuweiſen habe als Deutſchland, woraus 
dann der Schluß gezogen wird, daß Deutſchland ſeine Steuern noch 
weiter zu erhöhen verpflichtet und imſtande ſei. Dieſer Auffaſſung tritt 
der Reichsminiſter a. D. Dernburg im Berliner Tageblatt vom 
3. Oktober 1920 mit ſehr beachtlichen Ausführungen entgegen, denen 
wir folgendes entnehmen: 


„Der Brüſſeler Konferenz iſt eine Denkſchrift von E. Laskine 
überreicht worden, die in zahlloſen Auszügen in der franzöſiſchen Preſſe 
wiedergegeben wird. Die dem Buch von Herrn Levy entliehene 
Methode iſt ebenſo einfach wie ingenißs, fie beruht darauf, die un⸗ 
klaren Begriffe, die ſich allüberall mit dem Valuta⸗Elend ver⸗ 
knüpfen, zu benutzen, um darzutun, daß, aneinander gemeſſen, die fran⸗ 
zöſiſche Steuerleiſtung auf den Kopf der Bevölkerung gerechnet etwa 


dreieinhalbmal ſo groß ſei wie die deutſche, trozdem das Volksein⸗ 
Kopf der Bevölkerung gerechnet, nicht un. 


kommen gleichfalls auf den 
erheblich höher ſei als in Frankreich. Der entſcheidende Satz lautet: 
Die Steuerbelaſtung auf den Kopf der Bevölkerung betrage in Frank⸗ 
reich 34.6, in Deutſchland nur 10,6 Dollars, dabei betrage das durch- 
ſchnittliche Einkommen pro Kopf der Bevölkerung in Deutſchland 
3900 4, in Frankreich aber nur 3200 Francs.“ Man ſieht, um ſeine 
Idee auszudrücken, braucht Herr Laskine nicht weniger als drei ver⸗ 
ſchiedene Valuten. Nun iſt, gleichfalls nach verſchiedenen Quellen, die 
Summe, welche an direkten und indireften Steuern für 1920 zu zahlen 
iſt, auf den Kopf in Frankreich 416,80 Francs, in Deutſchland 474,90 A. 
Man wird ſich wundern, weshalb denn die Steuerlaſt von Herrn 
Daskine in amerikaniſchen Dollars berechnet iſt. Er wird antworten, 
weil man die franzöſiſche und die deutſche Valuta auf den gleichen 
Nenner bringen müſſe, um überhaupt vergleichen zu können. Nun 
gilt in Rew⸗Pork der franzöſiſche Franc ungefähr 8 Cents und die 
deutſche Mark erheblich unter 2 Cents, und rechnet man die franzöftiche 
Steuerlaſt von 416 Francs und die deutſche Steuerlaſt von 474 Mark 
zu dieſen Sätzen um, ſo bekommt man in der Tat den von Herrn 


Laskine angegebenen Steuerbetrag von 34 Dollars in Frankreich und 


10 Dollars in Deutſchland. Einfach prachtvoll! Aber warum wird denn 
dieſe Methode nicht auch auf das durchſchnittliche Volkseinkom⸗ 
men angewandt? n 
find 78 Dollars, das iſt alſo das durchſchnittliche deutſche Jahresein⸗ 
kommen, 3200 Francs zu 8 Cents ſind 256 Dollars, das iſt alſo das 
franzöſiſche Einkommen, welches alſo nach der Methode Levy⸗Laskine 


über dreimal ſo groß iſt als das deutſche. 


Kein Wunder, daß dann die Franzoſen dreimal ſoviel Steuern 
bezahlen können. 34 Dollars ſind etwa 13% Prozent Belaſtung auf 
256 Dollars Einkommen, und 10 Dollars ſind ebenfalls 13% Prozent 
auf 78 Dollars Einkommen, und ſo zahlen nach den eigenen fran⸗ 
zöſiſchen Angaben und wenn man die Levy⸗Laskineſche Methode nur 
auf alle Glieder der Gleichung anwendet, Franzoſen und 
Deulſche gen au denſelben prozentualen Anteil 
an dem errechneten Einkommen und nicht, wie man einem harmloſen 
Publikum einreden will, Frankreich das Dreieinhalbfache.“ 


Dernburg weiſt dann weiter darauf hin, daß auch dieſe Ziffern 
ſich nicht miteinander vergleichen laſſen, da die Zahlungsfähigkeit der 
beiden Länder eine grundverſchiedene ſei. 


Entwurf eines Reichs mietengeſetzes. Im Reichsarbeitsminiſterium 
wurde der Entwurf eines Geſetzes über Regelung der 
Mietszins bildung (eichsmietengeſetz) den Vertretern der 
Hausbeſitzer⸗ und Mieterorganiſationen, des deutſchen Städtetages, 


der Handelskammern, der Baugenoſſenſchaften und anderer intereſſier⸗ 


ter Körperſchaften zur Beratung vorgelegt. Der Entwurf will eine voll⸗ 
kommene Umwälzung des Wohnungsweſens herbeiführen in der Weiſe, 
daß der Betrag der Miete nach beſtimmten Grundſätzen all- 
gemein vorgeſchrieben wird nach 
Betriebskoſten, die Inſtandſetzungskoſten und der Friedensmiete. Wie 
die Regierungsvertreter betonten, ſoll der Entwurf erſt die Grundlage 


bilden für eine neue reichsgeſetzliche Regelung der Materie. Während 
fißervertretern der Entwurf be- | 


beſonders von den Haus be 
kämpft wurde, weil er nach ihrer Meinung die Zwangswirtſchaft 
im Wohnungsweſen verewige und die Grundrente aufhebe, ſtimmten 
die Mietervertreter dem Grundgedanken der Vorlage zu, bezeichneten 


der Höhe der notwendigen 


aber die weſentlichſten Beſtimmungen des Entwurfs als unannehmbar. 


Die Vertreter des Mieterbundes überreichten eine Reihe von Abände⸗ 
rungsvorſchlägen, die die Regierung zur Kenntnis nahm, um auf ihrer 
Grundlage die Vorlage weiter zu bearbeiten. 


Berichtigung. In dem Auflage von Kloß zu 8 7 des neuen Umſatz⸗ 
ſteuergeſetzes hat ſich auf S. 38 unter d zweimal der gleiche, recht 
nörende Druckfehler eingeſchlichen. Es muß heißen: 


„b) A. iſt mittelbarer Beſitzer der bei X. lagernden Ware, 
er übereignet ſie dem B. durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs, 
macht alſo B. damit zum mittelbaren Beſitzer ... 

Das Bankgewerbe gegen den Depotzwang. Wie unlängſt mit- 
geteilt wurde, hat der Reichsfinanzminiſter auf eine „kleine Anfrage“ 
von Mitgliedern des Reichstages eine Aufhebung der Depotzwangs⸗ 
verordnung vom 24. Oktober 1919 abgelehnt, unter anderem mit der 


Begründung, daß Klagen über die Verordnung aus den Kreiſen der 


Bankwelt und des Publikums ſeit längerer Zeit nicht mehr erhoben 
worden ſeien. Dies trifft, wie der Zentralverband des 
Deutſchen Bank⸗ und Bankiergewerbes mitteilt, in- 
ſofern nicht zu, als er ſich in einer unterm 14. Auguſt d. J. an den 
Reichsminiſter der Finanzen gerichteten Zuſchrift dem Wunſche nach 
Aufhebung der Verordnung vom 24. Oktober 1919 „angeſichts der 
ſchweren wirtſchaftlichen Nachteile, mit denen die Einzwängung des 
Kuponeinlöſungsgeſchäfts verbunden iſt“, angeſchloſſen hatte, mit dem 
Hinzufügen, daß in dieſem Falle die Mitglieder des Verbandes auf 
die ihnen aus der Mitwirkung bei Durchführung des § 3 der Verord- 
nung erwachſenden Gebühreneinnahmen ohne Bedauern verzichten 
würden. Nach dem Urteil des Landgerichts 1 Berlin vom 7. 6. 1920 
(ſiehe Septembernummer, S. 151) iſt allerdings der Depotzwang über⸗ 
haupt ungültig. Da gegen das Urteil Berufung eingelegt iſt, wird 
demnächſt das Kammergericht zu der Frage Stellung zu nehmen haben. 

Ein Steuerausſchuß des vorläufigen Reichswirtſchafts rates. Die 
Errichtung eines Steuerausſchuſſes des vorläufigen Reichswirtſchafts⸗ 
rates, der aus 15 Mitgliedern und zwar je fünf Vertretern der Ar⸗ 


beitgeber, der Arbeitnehmer und der Gruppen 7 bis 10 (Verbraucher⸗ 


ſchaft, Beamtenſchaft und freie Berufe, vom Reichsrat und von der 
Reichsregierung ernannte Mitglieder) beſtehen ſoll, iſt von den Mit- 
gliedern des Reichswirtſchaftsrates, Dr. H achen burg, Mannheim, 
Vertreter der Anwaltſchaft, und Profeſſor Schmalenbach, Köln 
von der Reichsregierung ernanntes Mitglied, ſoeben beauftragt 
worden. 

Die Aufgaben des Steuerausſchuſſes ſollen ſein: 1. bei den 
neuen Steuergeſetzen, Ausführungsbeſtimmungen, Vollzugsanweiſun⸗ 


n, ſoweit ſie vom Reichsfinan miniſterium dem Reichswirtſchaftsrat 
Wir werden gleich ſehen: 3900 Mark zu 2 Cents gen, | j haf f 0 = Sal 


vorgelegt werden, ſich gutachtlich zu äußern. 2. Bei ſchon beſtehenden 
Steuergeſetzen und etwaigen Schädigungen und Gefahren, die durch ſie 
dem Wirtſchaftsleben drohen, hinzuweiſen und Vorkehrungsmaßregeln 
vorzuſchlagen. 3. Die Initiativanträge vorzubereiten, die den Abbau 


oder die Veränderung beſtehender oder die Einführung neuer Steuer⸗ 


geſetze zum Ziel haben. 

Inſoweit Steuergeſetze auf andere Geſetze ſich beziehen, ſollen die 
Beratungen und Vorſchläge der Steuerkommiſſion auch auf dieſe 
Geſetze ſich erſtrecken. 


| — Bücher und Zeitſchriften —— 


Einführung in das Steuerrecht von Dr. Kurt Ball, Berlin 
Nr. 3 der Schriftenreihe der Verwaltungsakademie Berlin. her 
ausgegeben von Prof. Dr. Heilfron, Geh. Juſtizrat, und Dr. 
Otto Jöhlinger, Studiendirektor der Verwaltungsakademie. 
S. Bensheimer, Mannheim. Preis kart. 

Was die jedem Juriſten bekannten Heilfronſchen Lehrbücher 
und Grundriſſe bedeuten, bedeutet das Ballſche Buch für das 
Steuerrecht. Neben einem ſyſtematiſchen und hiſtoriſchen all ⸗ 
gemeinen Teil werden in einem beſonderen Teil die direkten und 
indirekten Reichs-, Landes- und Gemeindeſteuern in Compendien⸗ 
form klar und überſichtlich dargeſtellt. Das Büchlein füllt eine 
Lücke aus und wird bald für den Steuerrechtsbefliſſenen unent 
behrlich ſein. Das Werk macht dem Verfaſſer, der ſich in kurzer 
Zeit ſchnell einen Namen unter den Steuerſpezialiſten gemacht 
hat, und der Schriftenreihe der Berliner Verwaltungsakademie 
alle Ehre. Dr. Koppe. 
Die Gerechtigkeit der Beſteuerung. Eine Analyſe der Steuerprin⸗ 

zipien auf Grundlage der Grenznutzentheorie von Erik Lindahl, Lund. 
Verlag R. L. Prager, Berlin, Preis 20 K. 

Kommentar zum Geſetz über eine Kriegsabgabe vom Vermögens- 
zuwachs vom 10. Sept. 1919 nebſt den Ausführungsbeſtimmungen vom 
25. Nov. 1919 von Dr. Max Homburger. Verlag Friedrich Gutſch, 
Karlsruhe i. B., Preis geheftet 17 4, gebunden 20 K. 

Das Geſetz über eine Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs vom 
10. Sept. 1919 unter Berückſichtigung der Ausführungsbeſtimmungen, 
der Vorſchriften der Reichsabgabenordnung und der Rechtſprechung zum 
Kriegsſteuergeſetz vom 21. Juni 1916. Erläutert von Dr. Friedrich 
Erler, Finanzrat im Reichsfinanzminiſterium. [Anlage: Text des Ge- 


ſetzes über eine außerordentliche Kriegsabgabe für das Jahr 1919.) 
Verlag von Dr. Otto Schmidt, Köln 1919. 

Schweitzers Textausgaben. Geſetz über eine außerordentl. Kriegs- 
abgabe für das Rechnungsjahr 1919 vom 10. Sept. 1919. Mit den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen des Reichsrats. Erläutert von Dr. Leo Blum 
und Dr. Otto Kahn. J. Schweitzer Verlag (Arthur Sellier), München 
1920, Preis 10 4. 


Sprechſaal. 


Mehrere Anfrager. Mit Bezug auf die Ausführungen im Artikel 
des Herrn Finanzamtmanns Dr. Uhlig, Dresden, in Nr. 4 (Juli 
1920) der DStg. — Seite 85 ff. — wird noch folgendes bemerkt: Bei 
bebauten Grundſtücken ſpricht die Reichsabgabenordnung allerdings 
nicht von einem Rein ertrage, ſondern nur von einem Miets⸗ 
ertrage. Von dem Mietsertrage ſoll jedoch ein gewiſſer Betrag für 
Nebenleiſtungen und Inſtandhaltungskoſten gekürzt werden (8 152 
Abi, 5, Der um dieſen Betrag gekürzte Mietsertrag 
iſt in oben zitiertem Auſſatz als Reinertrag o:handelt worden. Für 
Nebenleiſtungen und Inſtandhaltungskoſten iſt entw eder ein 
Fünftel des Mietsertrages zu kürzen oder derjenige hohere Betrag 
abzuziehen, deſſen Verwendung für die angegebenen Zwecke nachweis⸗ 
bar iſt. Sowohl für die Höhe des Mietsertrages als auch für die 
Höhe der abzugsfähigen Koſten und Nebenleiſtungen iſt beim Reichs⸗ 
notopfer der Durchſchnitt des tatſächlichen Ergebniſſes in den Jahren 
1917, 1918 und 1919 maßgebend. 

A. T. in D. Die erſtmalige Veranlagung nach dem neuen Reichs⸗ 
einkommenſteuergeſetz findet anfangs 1921 auf Grund des Ergebniſſes 
des Kalenderjahrs 1920 oder des vom Kalenderjahr abweichenden 
Wirtſchafts⸗(Betriebs⸗Jjahres ſtatt, deſſen Ende in dieſes Kalenderjahr 
fällt. Das Jahr 1919 ſcheidet aus. 

C. N. in L. Zurzeit iſt nur zu ſagen, daß als Zuwachsſteuer 
künftig nur die Beſitzſteuer nach dem Geſetz vom 3. Juli 1913 erhoben 
wird. Eine weitere Vermögenszuwachsabgabe iſt u. W. vorläufig 
nicht geplant. 

S. A.-G. f. E. B. u. D. in G. Die betr. Entſcheidung der Ober⸗ 
berufungskommiſſion in München bezieht ſich nur auf die bayeriſche Ein⸗ 
kommenſteuer. Für Preußen iſt nach der disherigen Rechtſprechung 
des Preuß. Oberverwaltungsgereches Steuerpflicht der Teuerungszu⸗ 
lagen pp. für Privatangeſtellte anzunehmen. Nach dem am 1. April 
1920 in Kraft getretenen neichseinlommenſteuergeſetz werden die 
Teuerungszulagen pp. überhaupt allgemein als ſteuerpflichtig anzu⸗ 
ſehen ſein. 

J. C. in A. Es iſt u. E. unzuläſſig, für das Reichsnotopfer per 
31. 12. 1919 Wertpapiere zu einem höheren Kurſe als dem Steuer⸗ 
kurſe zu bewerten, um ſpäter Einkommenſteuer nach § 11 Ziffer 5 des 
NEG. zu erſparen. Dieſe Höherbewertung hätte auch ſchon deshalb 
keinen Zweck, da die Behörde innerhalb dreier Jahre die Notopferver⸗ 
anlagung noch berichtigen kann und in einem ſolchen Falle zweifellos 
von dieſer Befugnis Gebrauch machen wird. 

A. A. in K. Nach der allgemeinen Faſſung des § 131 RES, iſt 
u. E. die geſamte Gewerbeſteuer pp. abzugsfähig. 

N. K. H. in Sch. Die Getreidevorräte des Eigenbetriebes fallen 
u. E. mit in die Wertangabe beim Grundbeſitz. 

H. E. in E. Nach dem Reichs⸗Eink.⸗Geſ. fallen u. E. die 
Amortiſationsraten in ihrem geſamten Betrage unter die Steuerpflicht. 

B. Sch. in L. Die von Ihrem Bruder und Ihnen auf Grund 
teſtamentariſcher Verfügung Ihres Vaters an Ihre Mutter zu zahlende 
jährliche Rente fällt nicht unter die Kapitalertragsſtener, da nach $ 2 
Ziffer 6 des Geſetzes nur vererbliche Nentenbezüge 


der Anwendung der Beſtimmung des $ 13 des Gef. keine Rede fein. 
b D. & G. A.⸗G. in Fl. Nach § 22 des Körperſchaftsſteuergeſetzes 
ſind, wenn das Geſchäftsjahr kürzer oder länger als 12 Monate iſt, 
ſeine tatſächlichen Ergebniſſe der Beſteuerung zugrunde zu legen. Dieſe 
Beſtimmung iſt nun nicht in der Weiſe auszulegen, daß beiſpielsweiſe 
beim Vorhandenſein eines Abſchluſſes von 3 Monaten dieſes Ergebnis 
allein der Veranlagung zugrunde zu legen iſt, ſondern es iſt nach der 
amtlichen Begründung das Ergebnis der 3 Monate auf 12 Monate 
umzurechnen. 

E. St. in D. Beim Reichsnotopfer gehört zum ſteuerfreien Haus⸗ 
rat und den anderen beweglichen Gegenſtänden die geſamte Einrichtung 


einſchl. aller Luxus-, Kunſt⸗ oder Schmuckgegenſtände und der Samm⸗ 


lungen, ſofern fie nicht nach § 12 des Gef, ſteuerpflichtig find oder als 
Zubehör eines Grundſtückes oder als Beſtandteil eines Betriebsver⸗ 
mögens anzuſehen ſind. 


kapital-⸗ 
ertragspflichtig ſind. Schon aus dieſem Grunde kann daher auch von 


K. Schm. in C. Unter „Sammlungen aller Art“ fallen u. a. Ge 
mälde⸗, Briefmarken-, Münzen-, Pflanzen-, Waffen-, Taſſen⸗, Auto- 
grammſammlungen. Ob dieſe Sammlungen wiſſenſchaftlichen oder 
Liebhabereizwecken dienen, iſt gleichgültig. (Zu beachten iſt allerdings 
der § 11, 2 und 13, 2.) 

Bl. W. in Fr. Beim Ableben eines Steuerpflichtigen wird das 
zinslos geſtundete Reichsnotopfer ſofort fällig. Im Falle nachgewie⸗ 
fenen Bedürfniſſes kann die zinsloſe Stundung bis zum Ableben des 
überlebenden Ehegatten ganz oder zum Teil fortgewährt werden. 


D. M. in S. Als „Werbungskoſten“ ſind nicht anzufehen alle 
Aufwendungen zur Verbeſſerung und Vermehrung des Vermögens, zu 
Geſchäftserweiterungen, zu Kapitalanlagen, zur Schuldentilgung u. & 

Da. Kr. in H. Es kommt bei der Reichseinkommenſtener-Veran⸗ 
lagung nicht darauf an, ob einem Steuerpflichtigen Einnahmen aus 
einem rechtlichen oder tatſächlichen Grunde zugefloſſen ſind. Triuf- 
gelder ſind daher ſteuerpflichtig. 

M. Oe. &. Sohn in A. Ihre Aſicht iſt zutreffend. Bei der Ver 
mögenszuwachsſteuer iſt der Abzug der für das Rechnungsjahr 1919 zu 
entrichtenden auf das Einkommen entfallenden Steuern ſchlechthin ohne 
Einſchränkung zuläſſig. Auch das fog. fünfte Quartal an Gemeinde⸗ 
einkommenſteuer, welches in vielen Gemeinden erhoben wurde, gehört 
hierzu. 

P. F. in M. Was die Einkommenſteuerpflicht der Aufwandsent. 
ichädigung anlangt, jo wird es ſich u. E. darum handeln, ob dieſe durch 
den für die betr. Stelle erforderlichen Aufwand tatſächlich aufgebraucht 
wird oder nicht. Sit dies nachweislich der Fall, jo dürfte m. E. die 
Steuerfreiheit zu bejahen, im anderen Falle zu verneinen ſein, Toweit die 
Entſchädigung für den mit der Stelle verbundenen Auſwand nicht 
verwandt wird. 


F. R. in B. Aus dem Inhalt der Sprechſaalnotiz in der Deut⸗ 
ſchen Steuer⸗Zeitung konnten Sie erſehen, daß Ihnen im vorliegenden 
Falle ein Anſpruch auf koſtenloſe Begutachtung nicht zuſteht. Es laufen, 
wie Sie ſich wohl denken können, bei uns eine derartige Zahl von An⸗ 
fragen, die als „allgemein intereſſierend“ bezeichnet werden, ein, daß 
wir eine ſtrenge Sonderung nach unſerem Ermeſſen vorzunehmen ge⸗ 
zwungen find. 

Reviſor C. B. in H. Ihre Frage findet Beantwortung durch 8 3⁴ 
des Körperſchaftsſteuergeſetzes. Hiernach unterliegt der Körperſchafts⸗ 
ſteuer erſtmalig das Einkommen des nach dem 31. März 199 ab⸗ 
gelaufenen Geſchäftsjahrs, in Ermangelung eines beſonderen Geſchäfts⸗ 
jahrs das Einkommen des Kalenderjahrs 1919. Die Steuer wird nur 
zu dem Teil erhoben, der dem ſeit 1. 4. 1919 laufenden Teil dieſes 
Jahres entſpricht. ö 


S. V.⸗Geſ. in B. Nach 8 18 ift das Kapitalertragsſteuer⸗Geſetz 
vom 31. 3. 1920 in Kraft getreten. Nach $ 14 Abſ. 2 unterliegen am 
31. 3. 1920 oder ſpäter fällig gewordene Kapitalerträge auch dann der 
Steuer, wenn fie vor dem Inkrafttreten des Geſetzes ausbezahlt wor⸗ 
den ſind. Für die am 31. 3. 1920 fällig gewordenen Hypothekenzinſen 
iſt alſo Kapitalertragsſteuer zu entrichten. 

M. R. G. m. b. H. in B. Nach dem Wortlaut des Anſtellungsver⸗ 
trages ſteht dem Geſchäftsführer u. E. ein Anſpruch auf Tantieme aus 
einer Reichsnotopferrückſtellung zu. 

Rittm. v. S. in B. Bezüglich der Zahlung der Kriegsabgabe vor 
Fälligkeit teilen wir Ihnen mit, daß unter den 6% Zwiſchenzinſen 
Jahres zinſen zu verſtehen find, fo daß eine Rückvergütung nur für 
die Zeit vor der Zahlung bis zur Fälligkeit in Frage kommt. 


Nur allgemein intereſſierende Steuerfragen mäßigen Um- 
fannes können an dieſer Stelle beantwortet werden. Größere 
Anfragen ſowie ſolche privater oder vertraulicher Natur werden 
dagegen an unſer beſonderes. unter der Leitung des Heraus- 
gebers ſtehende Gutachterbüro bei der Baterlän- 
diſchen Treuhand⸗ und Reviſionsgeſellſchaft 
m. b. H. in Frankfurt a. M. Steinweg 3. weiter⸗ 
geleitet. Für die Beantwortung ſolcher Anfragen und für die 
Ausarbeitung von Gutachten durch erfahrene Juriſten. Steuer- 
und Handelsſachverſtändige werden von obiger Geſellſchaft an- 
gemeſſene Gutachtergebühren berechnet, deren Höhe nach Prü⸗ 
fung der Sachlage vorher mitacteilt wird. Den Beziehern 
der Deutſchen Steuer⸗Zeitung werden er m äßigte Gutachter⸗ 
gebühren eingeräumt. Alle hierher gehörigen Zuſchriften betr. 
Sprechſaal, Anskünfte und Gutachten find an den Oerausgeber, 
Herrn Redakteur R. Ritter. Frankfurt a. M., Stein ⸗ 
wen 3, zu richten. Allen Anfragen iſt Rückporto beizufügen. 


